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Anmerkungen: 
 
In dieser Dokumentation sind sowohl kantonale als auch landeskirchliche Erlasse auf-
genommen. Das Erlassorgan und das Erlassdatum sind im Titel jeweils in Klammern 
aufgeführt. Bestimmungen von untergeordneten Erlassen werden, sofern sie über 
das übergeordnete Recht hinaus nichts Neues regeln, sondern lediglich eine Wie-
derholung darstellen, grundsätzlich nicht aufgenommen. Selbst verfasste Texte, im 
Sinne einer Zusammenfassung oder Information, sind kursiv markiert. Zur besseren 
Handhabung und Auffindbarkeit sind die Seiten rechts oben mit dem jeweiligen Na-
men des Kantons gekennzeichnet.  
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 KANTON AARGAU 

Verfassung des Kantons Aargau vom 25. Juni 1980 

§ 115  Verhältnis zum Bistum Basel 
Die Bistumsverhältnisse der römisch-katholischen Landeskirche richten sich nach 
den Übereinkommen der Diözesanstände unter sich und mit der Kurie. Die Vertre-
tung des Kantons in der Diözesankonferenz des Bistums Basel wird durch Abgeord-
nete der römisch-katholischen Landeskirche besorgt.  

Organisationsstatut der Römisch-Katholischen Landeskirche des 
Kantons Aargau (Synode, 2. Juni 2004) 

Art. 2  1. Landeskirche; b) Zweck 
1 Die Römisch-Katholische Landeskirche fördert und unterstützt die pastoralen Tätig-
keiten der Römisch-Katholischen Kirche im Kanton Aargau, im Bistum Basel und in 
der Schweiz. 
2 Sie unterstützt die Kirchgemeinden bei der Erfüllung ihrer Aufgaben. 

Art. 6  5. Staatliches und kirchliches Recht 
1 Soweit in diesem Organisationsstatut oder in den entsprechenden Ausführungser-
lassen Vorschriften fehlen, ist das kantonale Recht über die Körperschaften des öf-
fentlichen Rechts sinngemäss anzuwenden.  
2 Die kirchliche Zuständigkeitsordnung bleibt vorbehalten.  

Art. 7  6. Kirchliche Aufgaben 
Die Organe der Landeskirche, der Kirchgemeinden und der Kirchgemeindeverbände 
können sich von kirchlichen Stellen Aufgaben übertragen lassen.  

Art. 13 2. Synode; e) Zuständigkeiten 
Die Synode hat folgende Rechte und Pflichten: 
 […] 

c) Wahl der beiden Diözesanabgeordneten; 
[…] 

 o) Beitritt der Landeskirche zu diözesanen oder interdiözesanen Organisationen, 
sofern diese Beschlüsse fassen können, die für die Landeskirche verbindlich 
sind;  

[…] 
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Art. 14 2. Synode; f) Behandlung pastoraler Fragen 
1 Die Synode kann im Anschluss an den geschäftlichen Teil ihrer Sitzungen auch pas-
torale Fragen behandeln. 
2 Diesen Teil der Sitzung leitet ein Mitglied der diözesanen Regionalleitung oder eine 
von dieser beauftragte Person. Die Themen legt die diözesane Regionalleitung in 
Absprache mit dem Büro der Synode fest.  

Art. 16 3. Kirchenrat; Zusammensetzung, Einberufung, Beschlussfähigkeit 
1 Der Kirchenrat besteht aus neun Mitgliedern, von denen vier hauptamtlich in der 
Seelsorge tätig sein müssen.  
[…] 
4 Ein Mitglied der diözesanen Regionalleitung kann im Einvernehmen mit dem Kir-
chenrat an dessen Sitzungen mit beratender Stimme teilnehmen. 

Art. 17 3. Kirchenrat; c) Zuständigkeit 
1 Der Kirchenrat hat folgende Rechte und Pflichten:  
 […] 
 g) Aufsicht über die Kirchgemeinden und – in Zusammenarbeit mit der diözesa-

nen Regionalleitung – Vermittlung bei Konflikten zwischen Seelsorgerinnen / 
Seelsorgern und Kirchenpflegen oder Kirchgemeinden;  

 […] 
 l) Bestellung von Kommissionen und Arbeitsgruppen, die – soweit notwendig – 

in Zusammenarbeit mit der diözesanen Regionalleitung erfolgt;  
 […] 
2 Der Kirchenrat und die beiden Diözesanabgeordneten üben vor Ernennung der aar-

gauischen Domherren und vor der Wahl des Bischofs diejenigen Befugnisse aus, 
welche gemäss dem Bistumskonkordat und den übrigen für das Bistum Basel gel-
tenden Bestimmungen dem Stand Aargau eingeräumt sind.  

Art. 19 5. Rekursgericht 
1 […] 
2 Von den fünf Mitgliedern [des Rekursgerichts] müssen mindestens zwei über ein 
juristisches Studium verfügen und ein Mitglied muss hauptamtlich in der Seelsorge 
tätig sein. 
3 […] 

Art. 20 Finanzordnung; Beiträge der Kirchgemeinden, Verwendung der 
Mittel 

1 […] 
2 Die finanziellen Mittel der Landeskirche können verwendet werden für:  
 […] 
 h) die Unterstützung diözesaner und interdiözesaner Aufgaben;  
 […] 
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Art. 22 1. Kirchgemeinde; b) Zweck 
Die Kirchgemeinde schafft die äusseren Voraussetzungen zur Entfaltung des kirchli-
chen Lebens. Sie fördert und unterstützt die Seelsorge, namentlich in Verkündigung, 
Liturgie, Diakonie und Pflege der Gemeinschaft.  

Art. 23 2. Rechtsstellung, Aufgaben [der Kirchgemeinden] 
[…] 
4 Sie [die Kirchgemeinden] wirken mit bei der Schaffung und Besetzung von Stellen 
für die Seelsorge und pflegen die Zusammenarbeit mit den kirchlichen und staatli-
chen Stellen.  

Art. 34 4. Kirchenpflege; b) Zusammensetzung, Einberufung, Beschluss-
fähigkeit 

1 Die Kirchenpflege besteht aus 5 bis 15 Mitgliedern, unter Einschluss der Pfarreilei-
tung; diese gehört der Kirchenpflege von Amtes wegen an.  
2 Sind für die Leitung einer Pfarrei mehrere Personen gewählt worden, ist eine von 
ihnen zur Wahl in die Kirchenpflege vorzuschlagen.  
[…] 

Art. 35 4. Kirchenpflege; c) Zuständigkeit 
Die Kirchenpflege hat folgende Rechte und Pflichten:  
 […] 

c) Anstellung der Mitarbeitenden für die Seelsorge – in Zusammenarbeit mit den 
kirchlichen Stellen – sowie des weiteren Personals; […] 

Art. 36 4. Kirchenpflege; d) Pfarreirat 
1 Die Kirchenpflege unterstützt die Arbeit des Pfarreirats.  
2 Mindestens einmal pro Jahr lädt die Kirchenpflege den Pfarreirat zu einem Gespräch 
ein. 

Art. 38 1. Kirchensteuer 
Die Kirchgemeinden erheben Steuern für die Erfüllung oder Sicherstellung ihrer eige-
nen Aufgaben, jener der Landeskirche, des Bistums Basel, der Kirche in der Schweiz 
und der Universalkirche, namentlich für Verkündigung, Liturgie, Diakonie und für 
Werke der Solidarität; für allgemeine und besondere Seelsorge; für Unterricht und 
Bildung; für Mission und Ökumene; für Finanzausgleich und Verwaltung.  
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Geschäftsreglement der Synode (Synode, 8. November 2006) 

Art. 11 Sitzungen; f) Beratende Stimme 
Die Mitglieder des Kirchenrats und ein Mitglied der Regionalleitung der Bistumsregi-
on nehmen an den Sitzungen der Synode teil. Sie haben beratende Stimme.  

Art. 26 Verhandlungsgegenstände 
Die Synode hat folgende Rechte und Pflichten: 
 […] 
 q) die Synode kann im Anschluss an den geschäftlichen Teil ihrer Sitzungen auch 

pastorale Fragen behandeln; 
 r) diesen Teil der Sitzung leitet ein Mitglied der diözesanen Regionalleitung oder 

eine von dieser beauftragten Person. Die Themen legt die diözesane Regio-
nalleitung in Absprache mit dem Büro der Synode fest. 

Art. 44 Wahl des Büros, des Kirchenrats und der Kommissionen 
1 Schriftlich gewählt werden: 
 […] 

- Diözesanabgeordnete. 
2 […] 

Verordnung über den Finanzhaushalt der Landeskirche und der 
Kirchgemeinden (Synode, 13. Juni 1984) 

Art. 11 Aktiven; b) Verwaltungsvermögen 
[…] 
3 Der Kirchenrat holt die allenfalls notwendige Zustimmung der kirchlichen Instanzen 
ein. 

Art. 38 Kirchliche Stiftungen 
[…] 
2 Organisation, Verwaltung, Umwandlung und Auflösung der Stiftung richten sich nach 
dem Stiftungsstatut sowie nach den einschlägigen Vorschriften der kirchlichen Rechts-
ordnung.  
[…] 
4 Wenn die im Stiftungsstatut umschriebenen Organe ausfallen, sorgt der Kirchenrat 
in Zusammenarbeit mit den zuständigen kirchlichen Behörden vorübergehend für die 
Verwaltung der Stiftung, insbesondere für die Sicherstellung der Vermögenswerte, bis 
zur statutgemässen Bestellung der Stiftungsorgane.  
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Art. 40 Fonds; b) Verwaltung der Fonds 
[…] 
2 Die kirchliche Zuständigkeits- und Rechtsordnung sowie allfällige vorbestehende 
Auflagen, bleiben ausdrücklich vorbehalten.  
[…] 

Art. 41 Fonds; c) Sicherung der Vermögenssubstanz 
1 Die Substanz eines Fonds darf nur mit Zustimmung des Kirchenrates vermindert 
werden. Der Kirchenrat holt die allenfalls notwendige Zustimmung der kirchlichen 
Instanzen ein.  
2 Verminderungen der Substanz landeskirchlicher Fonds sind durch die Synode zu 
beschliessen und bedürfen der Zustimmung der kirchlichen Instanzen.  
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 APPENZELL-AUSSERRHODEN 

Verfassung des Kantons Appenzell-Ausserrhoden  
vom 30. April 1995 

Art. 109 a) Grundsatz; Selbständigkeit 
[…]  

3 Beschlüsse und Verfügungen kirchlicher Organe können nicht an staatliche Stellen 
weitergezogen werden. 

Ordnung für den Verband römisch-katholischer Kirchgemeinden des 
Kantons Appenzell Ausserrhoden  
(genehmigt vom Regierungsrat am 30. August 1983) 

Art. 1  Begriff und Zweck [der Kirchgemeinden] 
1 […] 
2 Sie [die Kirchgemeinden] haben den Zweck der Wahrung der ortskirchlichen und 
konfessionellen Belange; sie beschaffen und verwalten Mittel und Einrichtungen, de-
ren die Gläubigen zur Betätigung des Glaubens bedürfen, und unterstützen das 
Pfarramt in seinen Verrichtungen 
3 Die religiösen und rein kirchlichen Angelegenheiten besorgen die kirchlichen Behör-
den.  

Art. 10 Kirchenverwaltungsrat; Zusammensetzung 
[…] 
5 Der Pfarrer ist von Amtes wegen Mitglied des Kirchenverwaltungsrates.  
[…]  

Art. 12 Kompetenzen des Kirchenverwaltungsrates 
Dem Kirchenverwaltungsrat kommen folgende Pflichten zu: 
 […] 
 6. Wahl von Mesmer, Chordirigenten, Organisten, Katecheten und weiteren Kir-

chendienern in Verbindung mit dem Pfarramt.  
 7. Festsetzung der Gehälter und Entschädigungen für die Pfarrgeistlichen und 

Kirchendiener […] im Rahmen des Voranschlages.   
 […] 
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Art. 17 Pfarramt 
Das zuständige Pfarramt besorgt die rein kirchlichen Angelegenheiten. Es wird dabei 
durch den Pfarreirat unterstützt.  

Art. 18 Verhältnis Pfarramt-Kirchenverwaltungsrat 
Für die Beziehungen zwischen Pfarramt und Kirchenverwaltungsrat gilt Folgendes: 
 1, Der Kirchenverwaltungsrat hat die Geistlichen in ihrer gesamten amtlichen Wirk-

samkeit zu unterstützen.  
 2. Bei Vakanzen im Pfarramt soll der Pfarrverweser zu den Sitzungen eingeladen 

werden; er hat beratende Stimme. 
 3. Festsetzung des Gottesdienstes und des Kirchengesanges, Verkündigungen 

in der Kirche, Führung und Aufbewahrung der Pfarrbücher und anderer pfarr-
amtlicher Dokumente sind Sache des Pfarramtes. 

 4. Stiftungen und Vergabungen zuhanden des Pfarramtes berühren den Kirchen-
verwaltungsrat nicht. Wenn dagegen der Pfarrer Sammlungen für Kirchge-
meindezwecke aufnimmt, sollen die Gelder in den Kirchgemeinderechnungen 
ausgewiesen werden. 

 5. Kirchenopfer, die nicht für spezielle Zwecke ausgekündigt werden, fliessen in 
die Kasse der Kirchgemeinde. Der Verwaltungsrat soll davon einen gewissen 
unbelasteten Beitrag zuhanden des Pfarramtes ausscheiden. 

Art. 21 Zweck [des Verbandes] 
1 Der Kirchgemeindeverband hat folgende Aufgaben und Kompetenzen: 
 1. Wahrung der Interessen der römisch-katholischen Konfession und der Kirch-

gemeinden und insbesondere deren Vertretung gegenüber dem Kanton. 
 2. Koordinierung und Beratung der Kirchgemeinden durch Erlass von Weisungen 

und Empfehlungen (z.B. für das Rechnungswesen). 
 3. Aufsicht über die Amtsführung der Kirchgemeindeorgane und Kontrolle derer 

Jahresrechnungen.  
 4. Verwaltung des kantonalen Ausgleichsfonds. 
 5. Einzug der Beiträge der Kirchgemeinden im Rahmen der Kompetenz des Zen-

tralrates und Verfügung darüber.  
 6. Prüfung und Erledigung von Rekursen gemäss Art. 26.  
2 Weitere Aufgaben und Kompetenzen können dem Kirchgemeindenverband auf An-
trag des Zentralrates durch die Mehrheit der Stimmenden und der Kirchgemeinden 
übertragen werden.  

Art. 23 Zentralrat; Aufgabe und Zusammensetzung 
1 […] 
2 […] Die Seelsorger des Kantons bestimmen drei Delegierte. Diese müssen im Kan-
ton tätig sein.  
3 […] 
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 KANTON APPENZELL-INNERRHODEN  

Verfassung für den Eidgenössischen Stand Appenzell Innerrhoden 
vom 24. Wintermonat 1872 

Art. 5 
1 Der Staat gewährleistet die Sicherheit des korporativen geistlichen Vermögens und 
dessen stiftungsgemässen Besorgung und Verwendung.  
2 Die Verwaltung des den Klöstern zustehenden Vermögens steht nach bisheriger Wei-
se unter Schutz des Staates. 

Vereinsstatut „Katholische Kirchgemeinden Innerrhodens“  
(Delegiertenversammlung, 14. März 1983) 

Art. 2  Zweck 
Der Verein hat den Zweck, die Interessen der Kirchgemeinden zu fördern und sie ge-
meinschaftlich zu vertreten, insbesondere durch 
 a) Beratung gemeinsamer Anliegen, Erfahrungsaustausch und Ausarbeitung von 

Empfehlungen an die Mitglieder 
 b) Wahrung und Vertretung der Interessen der Kirchgemeinden gegenüber den 

kantonalen Behörden und gegenüber dem Bistum St. Gallen 
 c)  Zusammenarbeit mit den de[m] Dekanat, vorab bei der Schaffung und Koordi-

nation regionaler Dienste 
 d) Mitwirkung in kirchlichen und staatskirchenrechtlichen Gremien in der Schweiz 
 e) Zusammenarbeit mit andern Kirchen. 

Art. 6  Delegiertenversammlung; b) Aufgaben 
Die Delegiertenversammlung tritt sooft es die Geschäfte erfordern, mindestens alle 2 
Jahre zusammen und hat folgende Kompetenzen: 
 […] 
 d) Verabschiedung von Vorstössen oder Vernehmlassungen gegenüber staatli-

chen und kirchlichen Behörden 
 e) Beratung und Empfehlung über die Organisation regionaler kirchlicher Dienste 
 f) Beschlussfassung über den Beitritt zu kirchlichen und staatsrechtlichen Gre-

mien 
 […] 
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Art. 8  Vorstand; a) Zusammensetzung 
 a) Der Vorstand besteht aus je einem Mitglied der angeschlossenen Kirchge-

meinden. Ist darin kein Seelsorger vertreten, sind die Innerrhoder Seelsorger 
berechtigt, als zusätzliches Mitglied einen solchen aus ihrer Mitte zu wählen.  

 […] 

Art. 9  Vorstand; b) Aufgaben  
Der Vorstand hat folgende Aufgaben: 
 a) Vertretung des Vereins gegenüber staatlichen und kirchlichen Behörden 
 […]  

Art. 11 Verhältnis zum Dekanat 
1 Der Vorstand erstrebt eine enge Zusammenarbeit mit dem Dekanat Appenzell und 
insbesondere mit den Innerrhoder Seelsorgern. 
2 Er wirkt bei der Planung und Verwirklichung regionaler kirchlicher Dienste und Stel-
len ein. 
3 Die Zuständigkeit der kirchlichen und staatskirchenrechtlichen Gremien bleiben ge-
wahrt.  
 



Dokumentation Selbstverständnis und Hinordnung  Basel-Landschaft 

10 

 KANTON BASEL-LANDSCHAFT 

Verfassung des Kantons Basel-Landschaft vom 17. Mai 1984 

Art. 137 Selbständigkeit der Landeskirchen  
1 Die Landeskirchen ordnen ihre Angelegenheiten im Rahmen von Verfassung und 
Gesetz selbständig. 
2 Erlass und Änderung der Kirchenverfassungen bedürfen der Zustimmung der Mehr-
heit der stimmenden Kirchenglieder und unterliegen der Genehmigung des Regie-
rungsrates. Diese wird erteilt, wenn nicht Bundesrecht oder kantonales Recht entge-
gensteht. 

§ 142  Bistum 
Die römisch-katholische Bevölkerung des Kantons gehört dem Bistum Basel an. Das 
Verhältnis zwischen Kanton und Bistum richtet sich nach den Vereinbarungen der Di-
özesankantone mit der päpstlichen Kurie. 

Kirchengesetz (Landrat, 3. April 1950) 

§ 2  
[…] Der Genehmigungspflicht [gegenüber dem Regierungsrat] unterstehen nicht die 
inneren Angelegenheiten der Kirchen, wie die Lehre, die Verkündigung, der Kultus 
und die Seelsorge. 

§ 7  
1 Die römisch-katholische Bevölkerung des Kantons gehört dem Bistum Basel an. 
Das Verhältnis zwischen Kanton und Bistum richtet sich nach den Vereinbarungen 
der Diözesankantone mit der päpstlichen Kurie.  
2 Der Regierungsrat und die Synode der Römisch-katholischen Landeskirche wählen 
je einen Vertreter in die Diözesankonferenz.  
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Verfassung der Römisch-katholischen Landeskirche des Kantons 
Basel-Landschaft (Synode, 10. Februar 1976) 

§ 2  Stellung zu Kanton und Kirche 
1 […] 
2 In innerkirchlichen Belangen anerkennen Landeskirche und Kirchgemeinden die Leh-
re und die Rechtsordnung der römisch-katholischen Kirche.  

§ 12  Zweck [der Landeskirche] 
Die Landeskirche bezweckt die Förderung der römisch-katholischen Konfession und 
die Ordnung der Rechtsverhältnisse zwischen Kirche und Staat. 

§ 13  Aufgaben [der Landeskirche] 
Der Landeskirche obliegen insbesondere folgende Aufgaben: 
 a. Sie vertritt die konfessionellen Anliegen der römisch-katholischen Bevölkerung 

gegenüber staatlichen und kirchlichen Behörden. 
 b. Sie unterstützt in ihrem Gebiet die kirchlichen Organe bei der Erfüllung seel-

sorgerlicher Aufgaben und fördert damit verbundene soziale und karitative Wer-
ke. 

 c. Sie leistet Beiträge an das Bistum Basel zur Deckung seiner Verwaltungskos-
ten. 

 d. Sie arbeitet mit landeskirchlichen Organisationen anderer Kantone zusammen. 
 e. Sie fördert die ökumenischen Bestrebungen. 
 f. Sie kann gemäss ihren finanziellen Möglichkeiten seelsorgerliche, soziale und 

karitative Werke auch ausserhalb ihres Gebietes unterstützen, soweit dadurch 
die Erfüllung eigentlicher landeskirchlicher Aufgaben nicht beeinträchtigt wird. 

§ 16  Synode; Zusammensetzung 
1 […] 
2 Sie [die Synode] besteht aus 94 Abgeordneten, und zwar aus:  
 a. 7 Abgeordnete, die von der Pastoralkonferenz gewählt werden 
 […] 

§ 20  Synode; Rechte und Pflichten 
1 Die Synode hat folgende Rechte und Pflichten: 
 […] 
 m. Wahl einer Person als Vertretung in die Diözesankonferenz,  
 […] 
 o. Genehmigung von Vereinbarungen und Verträgen mit dem Bistum, mit Kanto-

nen und anderen Kantonalkirchen.  
2 Sie kann Stellungnahmen und Verlautbarungen zu Fragen der Kirche und der Ge-
sellschaft beschliessen. 
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§ 22  Landeskirchenrat; Funktion, Wahl 
[…] 
2 Er [der Landeskirchenrat] besteht aus 7 Mitgliedern 
 a. 4 Personen, die nicht der Pastoralkonferenz angehören, 
 b. 3 Personen der Pastoralkonferenz. 
3 Die Person, welche das Präsidium übernimmt, darf weder der Pastoralkonferenz 
angehören, noch im kirchlichen Dienst stehen. 
[…] 

§ 24  Landeskirchenrat; Rechte und Pflichten  
Der Landeskirchenrat hat insbesondere folgende Rechte und Pflichten: 
 […] 

q) Entscheid über Streitigkeiten und Anstände zwischen Kirchgemeinden, Kirch-
gemeinderäten und Seelsorgenden der Kirchgemeinden, soweit nicht kirchliche 
Behörden zuständig sind.  

§ 29  Kirchgemeinden; Zweck 
Die Kirchgemeinden bezwecken die Förderung der römisch-katholischen Konfession 
auf ihrem Gebiet. 

§ 30  Kirchgemeinden; Aufgaben  
Den Kirchgemeinden obliegen insbesondere folgende Aufgaben: 
 a. Sie unterstützen die kirchlichen Organe in ihrer Tätigkeit und sorgen für die ma-

teriellen Grundlagen der örtlichen Seelsorge und der damit verbundenen sozi-
alen Werke.  

 […] 

§ 35  Kirchgemeinden; Anwendbarkeit kantonalen Rechts 
Soweit Verfassung und Verordnungen der Landeskirche nichts anderes bestimmen, 
gelten für die Organe der Kirchgemeinden sinngemäss die Bestimmungen des kan-
tonalen Gemeindegesetzes. 

§ 38  Kirchgemeinden; Die Kirchgemeindeversammlung 
1 […] 
1bis Wenn der Pfarrer, der Gemeindeleiter oder die Gemeindeleiterin ausserhalb der 
Kirchgemeinde Wohnsitz hat, kann er oder sie mit beratender Stimme und Antrags-
recht an der Kirchgemeindeversammlung teilnehmen.  
2 […] 

§ 40 Kirchgemeinden; Der Kirchgemeinderat 
[…] 
1bis Der Pfarrer, der Gemeindeleiter oder die Gemeindeleiterin gehört dem Kirchge-
meinderat von Amtes wegen an, wenn er oder sie in der Kirchgemeinde Wohnsitz 
hat.  
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1ter Wenn der Pfarrer, der Gemeindeleiter oder die Gemeindeleiterin ausserhalb der 
Kirchgemeinde Wohnsitz hat, nimmt er oder sie an den Sitzungen des Kirchgemein-
derates mit beratender Stimme und Antragsrecht teil. Er oder sie kann eine ständige 
Stellvertretung mit dieser Aufgabe betrauen.  
[…] 

§ 41  Kirchgemeinden; Die Kirchgemeindepräsidentin/der Kirchgemein-
depräsident 

[…] Sie oder er [Kirchgemeindepräsident/in] darf weder der Pastoralkonferenz ange-
hören noch im kirchlichen Dienst stehen. […] 

Muster Kirchgemeindeordnung (Fassung vom 6. Januar 2005) 

§ 1  Kirchgemeinde 
[…] 
4 In innerkirchlichen Belangen anerkennt die Kirchgemeinde die Lehre und die Rechts-
ordnung der römisch-katholischen Kirche.  

§ 3  Zweck und Aufgabe 
1 Die Kirchgemeinde bezweckt die Förderung der römisch-katholischen Konfession auf 
ihrem Gebiet. 
2 Der Kirchgemeinde obliegen insbesondere folgende Aufgaben: 
 a. Sie unterstützt die kirchlichen Organe in ihrer Tätigkeit und sorgt für die mate-

rielle Grundlage der örtlichen Seelsorge und der damit verbundenen sozialen 
Werke. 

 […] 
 
 
 



Dokumentation Selbstverständnis und Hinordnung  Basel-Stadt 

14 

 KANTON BASEL-STADT 

Verfassung des Kantons Basel-Stadt vom 23. März 2005 

§ 130 Rechte und Auflagen [der öffentlichrechtlich anerkannten Kirchen 
und Religionsgemeinschaften]  

1 Die öffentlichrechtlich anerkannten Kirchen und Religionsgemeinschaften verwalten 
ihre Vermögen selbstständig unter der Oberaufsicht des Regierungsrates. 
2 […]  
3 Das Gesetz regelt ihre weiteren Rechte und Auflagen, wie namentlich für den Reli-
gionsunterricht in den Schulen, die Spital- und Gefängnisseelsorge sowie für Projekte 
und Institutionen, die von Staat und Kirchen oder Religionsgemeinschaften gemein-
sam getragen werden.  

§ 136  Staatliche Leistungen an Kirchen und Religionsgemeinschaften 
1 Der Dienst von Geistlichen in Spitälern, Gefängnissen und anderen öffentlichen Ein-
richtungen kann vom Staat unterstützt werden. 
2 An die Erhaltung von Bau- und Kunstdenkmälern sowie an die Erfüllung anderer im 
öffentlichen Interesse liegender Aufgaben der Kirchen und Religionsgemeinschaften 
kann der Staat Beiträge leisten. 

Gesetz betreffend die Staatsoberaufsicht über die öffentlich-
rechtlichen Kirchen und die Israelitische Gemeinde sowie über die 
Verwendung von Staats- und Gemeindemitteln zu Kirchenzwecken 
(Grosser Rat, 8. November 1973) 

§ 2   
1 Die öffentlich-rechtlichen Kirchen ordnen ihre Verhältnisse im Rahmen der Vorschrif-
ten des Bundes und des Kantons selbständig. 
2 Erlass und Änderung ihrer Kirchenverfassungen bedürfen zu ihrer Verbindlichkeit 
der Zustimmung durch die Mehrheit der stimmenden Kirchenglieder sowie der Ge-
nehmigung durch den Regierungsrat. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn weder 
Bundesrecht noch kantonales Recht verletzt wird. 
3 Die Kirchenverfassungen und ihre Änderungen dürfen den Kirchengliedern erst dann 
zur Abstimmung unterbreitet werden, wenn sie vom Regierungsrat genehmigt wor-
den sind. 
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4 Hat der Regierungsrat dem Erlass oder der Änderung einer Kirchenverfassung die 
Genehmigung erteilt, so kann er diese nicht widerrufen, es hätten sich denn inzwi-
schen die Rechtsgrundlagen derart geändert, dass nunmehr eine Gutheissung aus-
geschlossen wäre. Ist dies der Fall, so macht der Regierungsrat den Kirchen-
behörden Mitteilung und lädt sie zur Abänderung der anfechtbar gewordenen Be-
stimmungen ein. 

§ 4   
1 […] 
Die kirchlichen Steuerordnungen und ihre Änderungen sind dem Regierungsrat zur 
Genehmigung zu unterbreiten. Eine allfällige Abstimmung der Kirchenglieder darüber 
darf erst stattfinden, wenn die Genehmigung erteilt ist. Für einen Widerruf der Geneh-
migung gilt sinngemäss § 2 Abs. 4. 
3 Sieht eine kirchliche Steuerordnung neben einem Normalsteuersatz die Möglichkeit 
der Erhebung von Steuerzuschlägen vor, so bedarf der Beschluss auf Erhebung sol-
cher Zuschläge ebenfalls der Genehmigung des Regierungsrates. Diese Genehmi-
gung ist nur dann zu erteilen, wenn die normalen Steuersätze zur Deckung der mut-
masslichen Ausgaben nicht hinreichen. Sie darf nur auf eine Periode von längstens 
drei Jahren erteilt, kann aber bei deren Ablauf wiederholt werden. 

§ 5 
1 Die Kirchen verwalten das Kirchenvermögen selbständig gemäss seiner allgemei-
nen Zweckbestimmung und den besonderen Auflagen einzelner Teile. Sie stehen da-
bei unter der Oberaufsicht des Regierungsrates. 
2 Die obersten kirchlichen Exekutivbehörden haben dem Regierungsrat alljährlich Bud-
get, Jahresrechnung und Vermögensstatus nach deren Genehmigung durch die zu-
ständigen Kirchenorgane zur Einsichtnahme vorzulegen. 
3 Der Regierungsrat kann von den kirchlichen Behörden jederzeit Bericht über ihre 
Vermögensverwaltung verlangen und Einsicht in die einschlägigen Akten fordern. 

§ 6 
1 Der Regierungsrat hat Massnahmen kirchlicher Behörden oder Amtsstellen aufzu-
heben, wenn sie Bundesrecht oder kantonales Recht verletzen oder wenn bei ihrem 
Erlass wesentliche Verfahrensvorschriften verletzt worden sind oder die Zuständig-
keitsordnung nicht eingehalten worden ist. Die Aufhebung kann von Amtes wegen 
oder auf Beschwerde hin erfolgen, die nach den allgemeinen Bestimmungen zu er-
heben ist, jedoch erst nach Erschöpfung des kirchlichen Instanzenzuges. 
2 Gegen letztinstanzliche Steuerentscheide der Kirchenbehörden steht dem Betroffe-
nen der Rekurs an das Verwaltungsgericht offen. 

§ 7 
1 […] 
2 Der Regierungsrat ist berechtigt, in aussergewöhnlichen Fällen zu öffentlichen Zwe-
cken vorübergehend über diejenigen Kirchengebäude zu verfügen, die der Kanton 
den öffentlich-rechtlichen Kirchen übertragen hat. Ihre gottesdienstliche Benützung 
soll hierbei aber nach Möglichkeit respektiert werden; ferner sind alle Instandstel-
lungskosten zu vergüten. 
3 […] 
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Verfassung der Römisch-Katholischen Kirche des Kantons Basel-
Stadt (26. Oktober 1973) 

Einleitung, Ingress  
[…] 
Sie [die Römisch-Katholische Kirche Basel-Stadt] beteiligt in dieser Form die Kir-
chenglieder an der Mitverantwortung für die Gesamtkirche; sie anerkennt und unter-
stützt deren Organe in Pfarreien und Diözese bei der Erfüllung der kirchlichen Aufga-
ben. Sie nimmt seelsorgerliche Aufgaben im Auftrag des Diözesanbischofs wa[h]r, 
vertritt die Anliegen der römisch-katholischen Bevölkerung und sorgt für die notwen-
digen materiellen Grundlagen der kirchlichen Tätigkeit.  
Sie gibt sich im Rahmen von Bundesrecht, kantonalem Recht und katholischem Kir-
chenrecht folgende Verfassung:  

§ 5  Synode / Zusammensetzung 
1 Die Synode ist die oberste Behörde der Kantonalkirche. Ihr gehören an: 
 1. […] 
 2. Vier von der Pfarr- und Gemeindeleiterkonferenz aus ihrem Kreis gewählte Mit-

glieder.  
 3. Drei von der Dekanatskonferenz aus dem Kreis der Spezialseelsorger ge-

wählte Mitglieder. 
 4. Der Regionaldekan von Amtes wegen mit beratender Stimme. 
2 […] 

§ 6  Synode / Amtsdauer / Sitzungen 
1 […] Sie [die Synode] versammelt sich […], wenn es die Geschäfte erfordern, 
 […] 

3. auf Begehren des Seelsorgerates 
[…] 

2 […] 

§ 7  Synode / Befugnisse 
1 Der Synode stehen folgende Befugnisse zu: 
 […] 
 7. Ordnungen der Beziehungen zum Staat. 
 […] 
 10. Antragstellung an den Diözesanbischof betreffend Schaffung und Aufhebung 

ordentlicher Pfarreien sowie von Spezial-Pfarreien und Seelsorgestellen. So-
weit die Pfarrgemeinden davon betroffen werden, ist ihre Stellungnahme ein-
zuholen. 

 […] 
 12. Beschlussfassung über die Ausgaben der Kantonalkirche, die finanziellen Bei-

träge an das Bistum und andere kirchliche Aufgaben.  
 […] 
2 […] 
3 In Fragen der Seelsorge hat die Synode sich vom Seelsorgerat beraten zu lassen.  
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§ 8  Kirchenrat / Zusammensetzung 
1 Der Kirchenrat ist das leitende und vollziehende Organ der Kantonalkirche. 
2 Dem Kirchenrat gehören an: 
 1. Fünf bis acht von der Synode gewählte Mitglieder, wovon mindestens eines 

Geistlicher und eines Ausländer sein muss. 
 2. Der Dekan von Amtes wegen. 
 3. Der Domherr mit beratender Stimme. 
3 Die jeweilige Zahl der Mitglieder des Kirchenrates wird durch besondere Ordnung 
festgesetzt. Mindestens die Hälfte müssen Laien sein.  
4 […] 

§ 11  Kantonalkirchliche Rekursbehörde 
1 […] 
2 Sie [die Rekursbehörde] entscheidet unter Vorbehalt der Befugnisse des Dekans 
und der Jurisdiktion des Diözesanbischofs letztinstanzlich Beschwerden betreffend 
Verletzung des kantonalkirchlichen Rechts sowie den pflichtwidrigen Gebrauch des 
Ermessens durch Behörden der Kantonalkirche und der Pfarrgemeinden.  
[…] 

§ 12  Pfarrgemeinden / Teile der Kantonalkirche 
1 Die Kantonalkirche gliedert sich in die örtlichen Pfarrgemeinden. Deren Gebiet ist 
durch die Grenzen der vom Diözesanbischof errichteten Pfarreien bestimmt.  
2 […] 

§ 13  Pfarrgemeinde / Organe 
1 […] 
2 Pfarreiversammlung und Pfarreirat nehmen ihre seelsorgerlichen Aufgaben gemäss 
diözesaner Ordnung wahr.  

§ 15  Pfarreiversammlung 
1 […] 
2 Sie [die Pfarreiversammlung] tritt mindestens einmal im Jahr zusammen, ferner 
wenn sie der Pfarreirat einberuft, oder wenn es 50 stimmberechtigte Pfarreimitglieder 
oder der Pfarrer verlangen.  
3 […] 

§ 16  Pfarreiversammlung / Befugnisse 
Der Pfarreiversammlung stehen folgende Befugnisse zu: 

1. Beratung von Fragen der Seelsorge. 
2. Stellungnahme zu den Fragen der Seelsorge auf Antrag des Pfarreirates oder 

des Pfarrers. 
[…] 
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§ 18  Pfarreirat / Zusammensetzung 
1 Dem Pfarreirat gehören an: 
 […] 

 3. Der Pfarrer, die Vikare und die anderen in der Pfarreiseelsorge hauptamtlich 
tätigen Personen von Amtes wegen. 

  […] 
[…] 

§ 20  Pfarreirat / Befugnisse 
1 Dem Pfarreirat stehen folgende Befugnisse zu: 
 1. Stellungnahme zu Handen der zuständigen Organe in Fragen der Seelsorge. 
 […] 
 7. Wahl einer Vertretung in den Seelsorgerat. 
 […] 
2 […] 

§ 24  Dekanat / Dekan 
1 Die Pfarreien des Kantons Basel-Stadt bilden, unter Vorbehalt anderer bischöflichen 
Anordnung, ein Dekanat.  
2 Der Kirchenrat ist im Rahmen des diözesanen Verfahrens zur Wahl des Dekans an-
zuhören. 

§ 25  Priesterkapitel / Pfarrkonferenz 
Das Priesterkapitel und die Pfarrkonferenz befassen sich im Rahmen der diözesanen 
Ordnung mit den kirchlichen und seelsorgerlichen Fragen ihres Bereiches und be-
gutachten solche zuhanden der zuständigen Organe. 

§ 26  Seelsorgerat 
1 Der Seelsorgerat berät die zuständigen Organe in Fragen der Seelsorge. Er gibt 
sich im Rahmen diözesanen Erlasse seine Ordnung selbst. Diese ist nach der Ver-
nehmlassung der Synode vom Diözesanbischof zu genehmigen. 
2 Er kann in Fragen der Seelsorge Anträge an die Synode stellen.  

§ 30  Revision der Verfassung 
[…] 
3 Die Verfassungsrevision bedarf der Genehmigung des Diözesanbischofs für die 
seelsorgerlichen Belange und des Regierungsrates gemäss Kantonsverfassung.  
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Geschäftsreglement des Kirchenrates (Kirchenrat, 17. Juni 1996) 

Art. 25 Gliederung [der Ressorts des Kirchenrates] 
Der Aufgabenbereich des Kirchenrates wird in Ressorts gegliedert, die nach Bedarf 
ergänzt oder abgeändert werden können. 
Es sind dies:  
 […] 

a) Seelsorgewesen 
b) Finanzwesen 

 […] 

Art. 27 Ressort Seelsorge 
In den Geschäftsbereich des Ressorts Seelsorge fallen: 
 a) Seelsorge gemäss diözesanem Auftrag,  
 b) Personalwesen für die Seelsorger in Zusammenarbeit mit dem Ressort Perso-

nalwesen, 
 c) Überwachung und Förderung der Katechese, der Jugendseelsorger, der Er-

wachsenenbildung, 
 d) Verbindung zur Dekanatsversammlung, zur Pfarrkonferenz, zum Regionalde-

kanat und zum Domkapitel, 
 e) Koordination zwischen Kirchenrat und Seelsorgerat RKK,   
 f) Pastoralplanung. 

Art. 30 Ressort Finanzwesen 
In den Geschäftsbereich des Ressorts Finanzwesen fallen: 
 […] 
 k) Mitwirkung in der Finanzkommission des Bistums.  

Ordnung betreffend die kirchliche Kinder- und Jugendarbeit der Rö-
misch-Katholischen Kirche des Kantons Basel-Stadt  
(Synode, 17. Juni 2003) 

Art. 7  Konferenz der Kinder- und Jugendarbeiter sowie der Kinder- und 
Jugendseelsorger (Drehscheibe) 

1 […] 
2 Der Dekan und der Dekanatsbeauftragte für Kinder- und Jugendfragen sind zu den 
Sitzungen einzuladen. 
[…] 

Art. 8  Kirchlicher Vorgesetzter 
Der Dekan ist kanonisch-rechtlicher Vorgesetzter der Leitung der kantonalen Kinder- 
und Jugendseelsorge. Er ist verantwortlich für die Besetzung der Leitung und bean-
tragt die Wahl beim Kirchenrat. 
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Ordnung betreffend der Stelle für Römisch-Katholische Erwachse-
nenbildung beider Basel (Synode, 25. November 2003) 

Art. 5  Die Stelle 
1 Die Stellenleitung ist der Kommission der Seelsorgestelle für die Erwachsenenbil-
dung beider Basel unterstellt. Die Stellenleitung ist kirchlich der Leitung der Bistums-
region unterstellt. […] 
2 […] 

Statut des Römisch-Katholischen Seelsorgerates des Kantons Ba-
sel-Stadt (Seelsorgerat, 20. Dezember 2005) 

I. Wesen und Zweck 
Der Seelsorgerat ist ein Gremium in der Römisch-Katholischen Kirche Basel-Stadt 
und steht im Dienste der Pfarreien und Seelsorgeverbänden, der Anderssprachigen 
Seelsorge, der überpfarreilichen/gesamtstädtischen Dienste und aller Gläubigen.  
Im Auftrag des Bischofs nimmt er – zusammen mit dem Dekanat, den Pfarreiräten 
und den staatskirchenrechtlichen Organen – die Verantwortung für eine zeitgemässe 
Seelsorge im Gebiet des Kantons Basel Stadt wahr.  

II. Aufgaben 
Es liegt in der Verantwortung des Seelsorgerates, die folgenden Fragen und Aufgaben 
zu behandeln:  
 1. Beratung über allgemeine und aktuelle Fragen der Seelsorge, so wie sie sich 

im Dekanat, dem Bistum und der Weltkirche ergeben. 
 […] 
 5. Stellung von Anträgen und Übermittlung von Anliegen an die Dekanatsver-

sammlung, sowie die Entgegennahme von Anträgen, die ihm von der Deka-
natsversammlung zur Stellungnahme unterbreitet oder zum Entscheid übertra-
gen werden.  

 6. Stellung von Anträgen und Ausarbeitung von Empfehlungen an die Dekanats-
leitung, als auch umgekehrt die Behandlung von Anträgen seitens der Deka-
natsleitung. 

 […] 
 8. Vermittlung von Anliegen an den Diözesanen Seelsorgerat und Entgegen-

nahme von Wünschen und Anregungen des Diözesanen Seelsorgerates. 
 9. Wahl der VertreterInnen von Basel-Stadt in den Seelsorgerat des Bistums Ba-

sel. Diese VertreterInnen werden vom Seelsorgerat Basel-Stadt aus ihrer ei-
genen Mitte gewählt. […] 

IV. Organisation 
 […] 
 2. […] Er [der Vorstand] stellt die Verbindungen her mit dem Bischofsvikariat  

St. Urs und dem Seelsorgerat der Diözese, mit den Organen der RKK und den 
Kommissionen. […] 

 […] 
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Ordnung für den Religionsunterricht der Römisch-Katholischen Kir-
che Basel-Stadt (Synode, 24. November 1998) 

Art. 3  Verantwortlichkeit des Dekanates 
1 Das Dekanat ist verantwortlich für den schulischen Religionsunterricht (RU). Im Auf-
trag der Dekanatsversammlung nimmt die Ressortinhaberin RU des Dekanatsvor-
standes die Verbindung zu den anderen Organen des Dekanates, zum Seelsorgerat 
und zum Kirchenrat wahr. Sie ist in allen fachlich-seelsorgerlichen Fragen unmittelba-
re Vorgesetzte der Rektorin. In arbeitsrechtlichen und finanziellen Belangen ist der 
Kirchenrat vorgesetzte Behörde.  
2 Die Dekanatsversammlung erlässt in Zusammenarbeit mit dem Seelsorgerat die 
Richtlinien und Zielsetzungen für den RU und die erforderlichen Reglemente.  

Ordnung betreffend den Finanzhaushalt und die Vermögensverwal-
tung der Kantonalkirche (Synode, 24. Februar 1979) 

Art. 5   
Über die Benützung der Kirchen und Kapellen entscheidet der Pfarrer im Rahmen 
dekanatlicher und diözesaner Richtlinien. 

Art. 25 Kenntnisgabe an den Regierungsrat 
Nach Genehmigung von Voranschlag und Jahresrechnung und nach Eintritt der 
Rechtskraft legt sie der Kirchenrat dem Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt zur 
Einsicht vor. 

Personalordnung (Synode, 20. Juni 2000) 

Art. 2  Anstellungsarten 
1 Die RKK stellt ihr Personal wie folgt an: 
 a) als Festangestellte; 
 b) als Aushilfsangestellte; 
 c) als Pfarrer, Gemeindeleiterin oder Gemeindeleiter; 
 d) als Auszubildende und als Fortzubildende 
[…] 

Art. 3  Wahlbehörde 
1 Zuständig für die Wahl der Festangestellten der RKK sind – wobei für die Anstel-
lung theologisch Ausgebildeter auf entsprechende Funktionen zuvor das Einverneh-
men mit der Bistumsleitung und der Dekanatsleitung bzw. dem Regionaldekan her-
beizuführen ist -:  
[…] 
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Art. 9  Verletzung der Dienstpflichten 
[…] 
6 […] Bei Disziplinarentscheiden gegen Mitarbeitende, die kanonisch-rechtlich dem 
Dekan oder dem Regionaldekan unterstehen, steht auch den kanonisch-rechtlich 
Vorgesetzten das Rekursrecht zu.  
[…] 
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 KANTON BERN  

Verfassung des Kantons Bern vom 6. Juni 1993 

Art. 122 Autonomie, Antragsrecht 
1 Die Landeskirchen ordnen ihre inneren Angelegenheiten im Rahmen des kantonalen 
Rechts selbständig. 
[…] 

Art. 123 Organisation, Finanzen 
1 Die Landeskirchen bestellen ihre Behörden nach demokratischen Grundsätzen. 
[…] 

Gesetz über die bernischen Landeskirchen  
(Grosser Rat, 6. Mai 1945) 

Art. 2  Rechtspersönlichkeit und Stellung 
1 […] 
2 Sie [Landeskirche, Kirchgemeinden und Gesamtkirchgemeinden] unterstehen in ih-
ren Rechten und Pflichten den in der Kantonsverfassung, in diesem Gesetz und in 
den dazugehörenden Ausführungsvorschriften niedergelegten Bestimmungen. 
3 […] 

Art. 3  Aufgaben 
1 Die Landeskirchen ordnen im Rahmen dieser Bestimmungen ihre innern Angele-
genheiten und ihre Vermögensverwaltung selbständig. 
2 Alles, was sich auf die Wortverkündigung, die Lehre, die Seelsorge, den Kultus so-
wie die religiöse Aufgabe der Landeskirchen, des Pfarramtes und der Kirchgemein-
den, die Diakonie und die Mission bezieht, gehört zu den innern kirchlichen Angele-
genheiten. 
3 [Aufgehoben] 

Art. 11 Vorbehalt der Gesetzgebung über die Gemeinden, die Verwal-
tungsrechtspflege und die politischen Rechte 

1 Soweit dieses Gesetz keine Regelung enthält, finden für die Kirchgemeinden und 
Gesamtkirchgemeinden die Gemeindegesetzgebung und das Verwaltungsrechtspfle-
gegesetz Anwendung. 
2 […] 
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Art. 17 Kirchliche Obliegenheiten und Befugnisse der Kirchgemeinden 
1 Neben den ihnen durch das Kirchengesetz, das Gemeindegesetz und das Kirch-
gemeindereglement zugewiesenen Aufgaben kommen der Kirchgemeindeversamm-
lung und dem Kirchgemeinderat als innere kirchliche Angelegenheiten diejenigen 
Obliegenheiten und Befugnisse zu, welche ihnen insbesondere zur Wahrung und 
Förderung des kirchlichen und sittlichen Lebens durch die kirchlichen Ordnungen der 
betreffenden Landeskirche und durch die gestützt hierauf erlassenen Verfügungen 
ihrer Organe übertragen werden. 
2 Sie haben diese Aufgaben mit der gleichen Sorgfalt zu erfüllen wie ihre gesetzli-
chen Obliegenheiten und unterstehen hiefür auch der gleichen Verantwortlichkeit. 

Art. 18 Verfügung über Kirchengebäude 
1 Über die Verwendung der Kirchengebäude zu andern als zu Zwecken der Landes-
kirche entscheidet der Kirchgemeinderat. Er hat dafür Sorge zu tragen, dass die 
Würde gewahrt wird, die beim Gebrauch kirchlicher Räume auch ausserhalb des 
Gottesdienstes zu beobachten ist, und holt gegebenenfalls die Weisungen der kirch-
lichen Oberbehörde ein. 
2 […] 

Art. 54   Besoldung der Geistlichen  
1 Die Geistlichen an den vom Kanton errichteten Pfarrstellen werden nach gleichen 
Grundsätzen vom Kanton besoldet. 
2 Der Kanton wahrt dabei insbesondere wohlerworbene Rechte aufgrund historischer 
Rechtstitel. 
3 Jegliche Zuschläge mit Gehaltscharakter seitens anderer Körperschaften sind aus-
geschlossen. 

Art. 54a [Dienstwohnung der Geistlichen] 
 
Art. 55   Leistungen von Korporationen 
Naturalleistungen oder entsprechende Barentschädigungen von Kirchgemeinden und 
andern Korporationen, welche auf einem besonderen Rechtstitel (Stiftung, Dienst-
barkeit, Ausscheidungsvertrag, Pfrundabtretungsvertrag und dergleichen) beruhen, 
bleiben vorbehalten. Über Anstände hinsichtlich der Erfüllung der auf solchen Rechts-
titeln beruhenden Verpflichtungen entscheidet, nach Anhörung der kirchlichen Ober-
behörde, die nach dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege zuständige Behör-
de. 
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2. Die römisch-katholische Landeskirche 

Art. 68 [Zugehörigkeit] 

Art. 69 Stellung zum Bistum Basel 
1 Der römisch-katholische Teil der Bevölkerung des Kantons Bern ist dem Bistum Ba-
sel zugeteilt. 
2 Die daherigen Verhältnisse werden geordnet durch die Übereinkunft vom 26. März 
1828 wegen der Herstellung und neuen Umschreibung des Bistums Basel diejenige 
der hohen Stände Luzern, Bern, Solothurn und Zug vom 28. März / 24. April / 2. Mai 
1828 für die Organisation des Bistums Basel, die Übereinkunft vom 11./12. Juni 1864 
/ 28. Juli 1865 betreffend die Einverleibung des alten Kantonsteils Bern in das Bistum 
Basel sowie alle seither ergangenen, in Kraft stehenden Beschlüsse der Diözesankon-
ferenz des Bistums Basel, soweit ihnen der Kanton Bern zugestimmt hat. 
3 Die Vertretung des Staates in der Diözesankonferenz des Bistums Basel wird durch 
den Regierungsrat geordnet. 

Art. 70 Kirchensynode 
1 Oberste Vertretung der römisch-katholischen Landeskirche ist die kantonale Syno-
de. Sie wird jeweils auf eine Amtsdauer von vier Jahren von den gemäss Artikel 15 
Stimmberechtigten gewählt. 
2 Wählbar in die Synode sind alle in kirchlichen Angelegenheiten Stimmberechtigten, 
die im Kirchengebiet der römisch-katholischen Landeskirche wohnhaft sind. 

Art. 71 Kirchengebiet, Wahlverfahren  
1 Das Wahlverfahren für die Abgeordneten in die Synode wird in der Kirchenverfas-
sung umschrieben. 
2 Es richtet sich nach demokratischen Grundsätzen. 

Art. 71a Synodalrat; kirchliche Oberbehörde 
1 Oberste Vollzugs-, Aufsichts- und Verwaltungsbehörde der römisch-katholischen 
Landeskirche ist der Synodalrat. 
2 Wo in gesetzlichen Erlassen eine Mitwirkung der kirchlichen Oberbehörde vorgese-
hen ist, ist dies für die römisch-katholische Landeskirche der Bischof von Basel. 

Art. 72 Kirchenverfassung und Volksrechte 
1 Die kantonale Synode erlässt aufgrund der kantonalen Gesetzgebung und zur Ord-
nung der kirchlichen Angelegenheiten eine Kirchenverfassung sowie die dazugehö-
renden Ausführungsverordnungen (Art. 78 a bleibt vorbehalten). Die Kirchenverfas-
sung sowie ihre Abänderungen sind der Abstimmung der kirchlich Stimmberechtigten 
zu unterbreiten. 
2 Erlasse und Beschlüsse der kantonalen Synode, welche die Angelegenheiten der 
römisch-katholischen Landeskirche betreffen, und die nicht nach den Bestimmungen 
der Kirchenverfassung selber in die endgültige Zuständigkeit der kantonalen Synode 
fallen, sind auf Begehren einer in der Kirchenverfassung festzusetzenden Zahl von 
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kirchlich Stimmberechtigten oder Kirchgemeinden der Abstimmung der kirchlich 
Stimmberechtigten zu unterstellen (Referendum). 
3 Einer in der Kirchenverfassung festzusetzenden Zahl von kirchlich Stimmberechtig-
ten oder Kirchgemeinden steht das Recht zu, bei der kantonalen Synode den Erlass, 
die Aufhebung oder Abänderung eines die Angelegenheiten der römisch-katholischen 
Landeskirche betreffenden Erlasses oder Beschlusses zu beantragen (Vorschlags-
recht). Solche Begehren können in der Form der einfachen Anregung oder des aus-
gearbeiteten Entwurfs gestellt werden. 
4 Das Verfahren über die Anwendung des Referendums, die Anordnung von Abstim-
mungen und die Ausübung des Vorschlagsrechtes werden durch die kantonale Sy-
node geordnet. 

Art. 72a Antrags- und Vorberatungsrecht 
Die Kirchenverfassung bestimmt, wem das Antrags- und Vorberatungsrecht in rö-
misch-katholischen Kirchensachen, soweit diese in den Bereich der Staatsbehörden 
fallen, zusteht. Dieses Recht kann von der kantonalen Synode oder vom Synodalrat 
ausgeübt werden. 
 

II. Schluss- und Übergangsbestimmungen 

Art. 78 Leibgeding an römisch-katholische Geistliche  
Für römisch-katholische Geistliche, die das 60. Altersjahr überschritten und auf den 
Beitritt in die Versicherungskasse der bernischen Staatsverwaltung verzichtet haben, 
finden die Bestimmungen des Gesetzes vom 11. Juni 1922 betreffend die Pensionie-
rung der Geistlichen [überholt] weiterhin Anwendung. 

Art. 78a Erste Verfassung der römisch-katholischen Landeskirche 
Die erstmalige Ausarbeitung der Verfassung der römisch-katholischen Landeskirche 
sowie die Regelung der Abstimmung über deren Annahme ist Sache der bisherigen 
römisch-katholischen Kommission. 

Art. 79 Reglemente der Kirchgemeinden 
Die Kirchgemeinden haben ihre Reglemente innert einer Frist von drei Jahren die-
sem Gesetz anzupassen und zur Genehmigung durch den Regierungsrat vorzule-
gen. 
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Verfassung der Römisch-katholischen Landeskirche des  
Kantons Bern (Synode, 1. August 1981) 

Art. 2 
1 […] 
2 Das Gebiet der Landeskirche bildet einen Teil des Bistums Basel. 
3 Unter Bistum Basel wird jenes Bistum verstanden, dessen Bischof mit dem Aposto-
lischen Stuhl in Verbindung steht und von diesem für das Bistum Basel förmlich an-
erkannt ist. 
4 Die Landeskirche anerkennt die Lehre und Rechtsordnung der römisch-katholischen 
Kirche. Ihre Mitglieder tragen Mitverantwortung für die Ortskirche des Bistums Basel, 
für die Kirche in der Schweiz sowie für die Gesamtkirche. 

Art. 8 
[…] 
3 Sie [die Kirchgemeinden] bezwecken die Förderung der Anliegen der römisch-ka-
tholischen Konfession auf ihrem Gebiet. 

Art. 9 
1 Die Organisation der Kirchgemeinden wird durch das Gesetz über die bernischen 
Landeskirchen, das Gemeindegesetz und deren Ausführungsbestimmungen gere-
gelt. 
2 Im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen und dieser Verfassung verwalten die 
Kirchgemeinden ihre Angelegenheiten selbst.  

Art. 10 
1 Die Landeskirche fördert die Belange der römisch-katholischen Konfession. 
2 Sie bemüht sich, Fragen, welche die Kirche und den Staat berühren, in Zusammen-
arbeit mit den kirchlichen und den staatlichen Behörden zu lösen.  
3 Sie befasst sich mit pastoralen Fragen, sucht in Zusammenarbeit mit den kirchli-
chen Behörden nach Lösungen und unterstützt diese bei deren Umsetzung. 
4 Sie nimmt insbesondere Anliegen wahr, die regionale oder kantonale Bedeutung 
haben. 
5 Sie fördert diakonische Werke im Kanton Bern. 
6 Sie leistet an das Bistum Basel Beiträge zur Deckung seiner Ausgaben. 
7 Sie beteiligt sich an der Finanzierung diözesaner und schweizerischer Werke der 
römisch-katholischen Kirche. 
8 Sie arbeitet mit den römisch-katholischen Organisationen der anderen Kantone zu-
sammen. 
9 Sie arbeitet mit anderen Landeskirchen sowie nach Möglichkeit mit weiteren Kon-
fessionen und Religionsgemeinschaften im Geiste der Oekumene zusammen. 
10 Sie kann auch seelsorgerliche, soziale und karitative Werke ausserhalb ihres Ge-
bietes unterstützen. 
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Art. 14 
1 Die Synode besteht aus Abgeordneten der Kirchgemeinden, der Dekanate und der 
Missionen. 
[…] 
5 Die Gesamtheit der Kirchgemeinden einer Region wählt 
 - auf Vorschlag der Dekanatsversammlung einen Abgeordneten für ihr Dekanat, 
 - […] 

Art. 20 
1 Dem Synodalrat gehören 12 Mitglieder an: 
 […] 
 - drei Vertreter der Dekanate, davon einer französischer Sprache. 
2 […] 
3 Mindestens ein Mitglied ist Pfarrer oder Gemeindeleiter. 
[…] 

Art. 21 
Der Synodalrat arbeitet mit der Regionalleitung des Bistums zusammen. Er lädt de-
ren Vertreter zu seinen Sitzungen ein. 

Art. 23 
1 […] 
2 Der Synodalrat hat insbesondere folgende Aufgaben: 
 - Ausübung des gesetzlichen Antrags- und Vorberatungsrechtes in kirchlichen An-

gelegenheiten, soweit diese in den Bereich der staatlichen Behörden fallen; 
 […] 
 - Sicherstellung der Organisation, Koordination und Finanzierung der Ausländer- 

und Spezialseelsorger in Zusammenarbeit mit den Kirchgemeinden und den für 
die Pastoral zuständigen kirchlichen Organen;  

Art. 24 
1 […] 
2 Die Regionalversammlung vertritt die Interessen ihrer Region innerhalb der Lan-
deskirche.  
3 […] 

Art. 25 
Die Regionalversammlung hat insbesondere folgende Aufgaben: 
 - Förderung der Anliegen der Landeskirche, soweit sich die konkrete Realisierung 

auf ihre Region beschränkt; 
 - Erörterung von pastoralen Fragen und Zusammenarbeit mit dem Dekanat;  
 [...] 
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Reglement über landeskirchliche Wahlen und Abstimmungen 
(Synode, 29. April 1995) 

Art. 6  Wahlverfahren  
[…] 
5 Die Geschäftsstelle erstellt eine Liste der Gewählten und stellt sie den Kirchge-
meinden, den Dekanaten, des Sprachmissionen, den Gewählten sowie den Oberbe-
hörden zu. Die Liste ist öffentlich.  

Geschäftsordnung des Synodalrates (Synodalrat, 11. August 1999) 

Art. 2  Gliederung 
1 Der Synodalrat setzt sich aus dem Büro und vier Bereichen zusammen. 
2 [Büro des Synodalrates] 
3 Die übrigen Mitglieder werden vom Synodalrat unter Berücksichtigung von Wün-
schen, Eignung und Neigung einem der vier folgenden Bereiche zugeteilt: 
 - Animation / Spiritualität (drei Synodalräte, davon zwei von pastoraler Seite) 
 - Diakonie (drei Synodalräte, davon einer von pastoraler Seite) 
 - Pastoral (vier Synodalräte, darunter wenn möglich beide Regionaldekane) 
  - Kommunikation (drei Synodalräte, davon einer von pastoraler Seite) 
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 KANTON FREIBURG 

Verfassung des Kantons Freiburg vom 16. Mai 2004 

Art. 141 Anerkannte Kirchen 
1 […] 
2 Die anerkannten Kirchen sind autonom. Ihr Statut untersteht der staatlichen Geneh-
migung.  

Gesetz über die Beziehungen zwischen den Kirchen und dem Staat 
(Grosser Rat, 26. September 1990) 

Art. 4  Anerkannte Kirchen; c) Juristische Personen des Kirchenrechts 
Das Bistum Lausanne, Genf und Freiburg, das Domkapitel St. Niklaus, das diözesa-
ne Priesterseminar, die Klöster, die kirchenrechtlichen Pfarreien, die Pfarr- und Kapla-
neipfründen sowie die andern öffentlichen juristischen Personen des Kirchenrechts 
werden auch als juristische Personen des öffentlichen Rechts anerkannt.  

Art. 7  Kirchenstatut; a) Inhalt und Genehmigung 
1 […] 
2 Das Statut und seine Änderungen können erst nach ihrer Genehmigung durch den 
Staatsrat, und, für die römisch-katholische Kirche, durch die Diözesanbehörde in Kraft 
treten. 
3 Der Staatsrat erteilt seine Genehmigung, wenn das Statut dem kantonalen Recht 
und dem Bundesrecht entspricht; die Diözesanbehörde erteilt sie, wenn es dem Kir-
chenrecht nicht widerspricht.  

Art. 11 Interkantonale Vereinbarungen 
1 Die von den kirchlichen Körperschaften mit andern Kantonen abgeschlossenen Ver-
einbarungen bedürfen der Genehmigung durch den Staatsrat, es sei denn, sie betref-
fen ausschliesslich seelsorgerische Belange.  
2 […] 
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Art. 19 Überpfarreiliche oder kantonale Aufgaben 
Die Pfarreien (Kirchgemeinden) leisten Beiträge an die Finanzierung:  
 a) der überpfarreilichen Aufgaben der römisch-katholischen Kirche im Kanton so-

wie des freiburgischen Anteils an den diözesanen und interdiözesanen Ver-
waltungsaufgaben; 

 b)  […] 

Art. 25 Güter der Pfründen 
Die Verwaltung der Güter der Pfarrei- und Kaplaneipfründen wird von der Diözesan-
behörde und den kirchlichen Körperschaften gemeinsam beaufsichtigt. Die Parteien 
vereinbaren die Einzelheiten dieser Aufsicht. 

Art. 31-36 Römisch-Katholische Kirche: Provisorische Kirchenversammlung 
(Zusammensetzung [u.a. 15 Delegierte, die von den Priestern des Kantons aus ihrer 
Mitte bezeichnet werden, 6 von der Diözesanbehörde bezeichnete Delegierte]; Dele-
gierte der Pfarreien; übrige Delegierte; Verfahren, Fristen; Finanzierung) 

Statut der katholischen kirchlichen Körperschaften des Kantons 
Freiburg (Katholisches Kirchenstatut, 14. Dezember 1996) 

Art. 1  Gegenstand 
1 Das vorliegende Statut legt die wichtigsten Regeln für die Organisation und die Ver-
waltung der katholischen kirchlichen Körperschaften des Kantons Freiburg fest und 
bestimmt die Beziehungen dieser Körperschaften untereinander.  
2 Der Anwendungsbereich des kanonischen Rechts bleibt vorbehalten.  

Art. 2  Kirchliche Körperschaften; a) Zweck 
1 Die katholischen kirchlichen Körperschaften werden errichtet, um der Kirche die Er-
füllung ihres Auftrages zu ermöglichen: die Feier der Liturgie, die Weitergabe des 
Glaubens, den Einsatz für die Ärmsten und für die Gerechtigkeit sowie den Dienst an 
der Einheit. 
2 Sie sorgen für die Finanzierung der kirchlichen Aufgaben. In Wahrnehmung der ka-
tholischen, das heisst weltweiten Verantwortung jedes Gläubigen und jeder Gemein-
schaft, sei es eine Pfarrei oder eine andere Gemeinschaft, legen sie die Zuteilung der 
finanziellen Mittel im einzelnen fest.  
3 Zur Förderung des Austauschs innerhalb der kirchlichen Gemeinschaft zwischen 
Laien, Ordensleuten, Diakonen, Priestern, dem Bischof und dem Papst pflegen sie 
den Dialog und die Verständigung mit den kirchlichen Behörden in Achtung der je ei-
genen Kompetenzen.  
4 Sie unterstützen und organisieren im Sinne der Ökumene und der kirchlichen Of-
fenheit gemeinsame Aktionen mit anderen Konfessionen und Religionen sowie mit 
weltlichen Organisationen, die ähnliche Ziele verfolgen. 
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Art. 3  Kirchliche Körperschaften; b) Arten 
1 Kirchliche Körperschaften sind: 
 a) die pfarreilichen kirchlichen Körperschaften (nachstehend: Pfarreien); 
 b)  die kantonale kirchliche Körperschaft (nachstehend: kantonale Körperschaft). 
2 [Pfarreiverbände]. 

Art. 13 Bestand der Pfarreien; a) Grundsatz 
1 Der Bestand und die Grenzen der öffentlich-rechtlichen Pfarreien entsprechen den-
jenigen der kirchenrechtlichen Pfarreien. 
2 […] 

Art. 14 Bestand der Pfarreien; b) Abänderungen 
1 Für die Änderung der Pfarreigrenzen, sowie für die Zusammenlegung oder die Tei-
lung von Pfarreien, ist die Diözesanbehörde zuständig; diese entscheidet im Einver-
nehmen mit den betroffenen Pfarreien.  
2 Solche Änderungen sind Gegenstand einer zwischen den betroffenen Pfarreien ab-
geschlossene Vereinbarung, die der kantonalen Körperschaft zur Genehmigung un-
terbreitet wird.  

Art. 15 Autonomie 
1 Die Pfarrei ist autonom unter Vorbehalt der abweichenden Bestimmungen dieses 
Statuts und der Reglemente. 
2 Sie untersteht der Oberaufsicht der kantonalen Körperschaft. 

Art. 16 Personalpfarrei 
Wird eine kanonische Personalpfarrei errichtet, so regelt die kantonale Körperschaft 
die Stellung und die Finanzierung der Aufgaben dieser Pfarrei. 

Art. 17 Pfarreileitung 
1 Für die Seelsorge in der Pfarrei ist der Pfarrer verantwortlich. 
2 Betraut die Diözesanbehörde ausnahmsweise eine andere Person als den Pfarrer 
mit der Leitung der Pfarrei, so verfügt dieser über die gleichen Rechte, wie sie nach 
diesem Statut dem Pfarrer zustehen.  

Art. 22 Mitwirkung des Pfarrers 
1 Der Pfarrer nimmt an der [Pfarrei]Versammlung teil. Ist er verhindert oder hat er 
mehrere Pfarreien zu betreuen, so kann er sich durch eine an seiner Seelsorgeauf-
gabe beteiligte Person vertreten lassen. 
2 Der Pfarrer oder sein Vertreter ist in der Pfarrei stimmberechtigt, in der er seinen 
Wohnsitz hat. In den anderen ihm anvertrauten Pfarreien hat er beratende Stimme. 
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Art. 27 Teilnahme des Pfarrers 
Der Pfarrer nimmt mit beratender Stimme an den Sitzungen des Pfarreirates teil. Er 
hat das Recht, Anträge zu stellen. Er kann sich durch eine an seiner Seelsorgeauf-
gabe beteiligte Person vertreten lassen.  

Art. 30 Vereidigung 
Die Pfarreiräte legen den Eid vor dem Bischofsvikar oder seinem Stellvertreter und 
einem Mitglied des Exekutivrates der kantonalen Körperschaft ab. 

Art. 33 Zusammenarbeit mit den Pastoralorganen 
1 Bei der Ausübung seiner Befugnisse arbeitet der Pfarreirat mit dem Pfarrer, den an 
seiner Seelsorgeaufgabe beteiligten Personen und dem Pfarreiseelsorgerat zusam-
men. Er beteiligt den Pfarreiseelsorgerat an der Ausarbeitung des Voranschlags, der 
für die Erfüllung der seelsorgerlichen Aufgaben bestimmt ist. 
2 Um die Zusammenarbeit mit den Pastoralorganen zu fördern, bezeichnet er eines 
seiner Mitglieder als Vertreter im Pfarreiseelsorgerat. 
3 Er holt in allen Angelegenheiten, welche die Amtsführung des Pfarrers berühren, des-
sen Stellungnahme ein.  

Art. 39 Besoldungskosten 
1 Priester, Diakone und Laien, die berufsmässig im Seelsorgedienst stehen (nachste-
hend: Seelsorger) und für eine Pfarrei oder für eine Gruppe von Pfarreien tätig sind, 
werden von der Diözesanbehörde entlöhnt.  
2 Die Ausgaben für diese Seelsorger werden von der betreffenden Pfarrei oder Grup-
pe von Pfarreien getragen, unter Vorbehalt der nachstehenden Bestimmungen über 
den Finanzausgleich. 
3 Haben mehrere Pfarreien für die Kosten aufzukommen, so werden diese im Ver-
hältnis zu dem von der Diözesanbehörde für die einzelnen Pfarreien bestimmten Tä-
tigkeitsgrad oder ansonsten im Verhältnis zur Anzahl Pfarreiangehörigen der einzel-
nen Pfarreien aufgestellt.  

Art. 49 Aufgaben [der kantonalen Körperschaft], Im Allgemeinen 
Die kantonale Körperschaft hat folgende Aufgaben: 
 a)  sie erfüllt die ihr vom Statut übertragenen gesetzgeberischen, vollziehenden 

und richterlichen Aufgaben; 
 b)  sie sorgt für die Finanzierung der überpfarreilichen Aufgaben, wobei sie die 

Besonderheiten der beiden Sprachgruppen im Kanton berücksichtigt. 

Art. 50 Institutionelle Aufgaben 
[…] 
3 Sie [die kantonale Körperschaft] hat die Oberaufsicht über die Verwaltung der Pfar-
reien. Sie kann subsidiär Bestimmungen über das Anstellungsverhältnis der Pfarrei-
mitarbeiter erlassen, die nicht Seelsorger sind.  
4 Sie unterhält die Beziehungen zur Diözesanbehörde und zum Staat. 
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Art. 51 Finanzierung der überpfarreilichen Aufgaben; a) Gegenstand 
1 […] 
2 Sie [die kantonale Körperschaft] entrichtet den freiburgischen Anteil an die Finan-
zierung der diözesanen und interdiözesanen Aufgaben. 
3 Sie unterstützt die von der Diözesanbehörde mit der Erfüllung von apostolischen und 
karitativen Aufgaben auf kantonaler Ebene betrauten Organisationen. 
4 […] 

Art. 54 Zusammensetzung [der Versammlung] 
Die Versammlung besteht aus neunzig Mitgliedern, die sich wie folgt verteilen: 
 a) […] 
 b)   zehn Priester, Diakone oder Laienseelsorger, die von ihresgleichen gewählt 

werden; 
 c)  fünf Vertreter der Ordensgemeinschaften, die von den im Kanton wohnhaften 

Ordensangehörigen gewählt werden; 
 d)  fünf Vertreter der von der Diözesanbehörde anerkannten Bewegungen, die von 

den Organen dieser Bewegungen gewählt werden; 
 e)  zehn vom Bischof bezeichnete Delegierte. 

Art. 57 Mitwirkung der Diözesanbehörde 
Der Diözesanbischof und die Bischofsvikare haben das Recht, an den Beratungen 
der Versammlung teilzunehmen und Anträge zu stellen.  

Art. 60 Zusammensetzung und Wahl [des Exekutivrates] 
1 Der Exekutivrat besteht aus fünf Mitgliedern.  
2 Der Präsident und drei weitere Mitglieder werden von der Versammlung gewählt. 
Ein Mitglied wird von der Diözesanbehörde bezeichnet. 
3 […] 

Art. 63 Zusammenarbeit mit den Pastoralorganen 
1 In der Ausübung seiner Befugnisse arbeitet der Exekutivrat mit den Bischofsvikaren 
und mit den kantonalen Seelsorgeräten zusammen. 
2 Er beteiligt die Bischofsvikare an der Ausarbeitung des Voranschlags der kantona-
len Körperschaft. 

Art. 89 
1 Dieses Statut wird dem Staatsrat und der Diözesanbehörde zur Genehmigung un-
terbreitet (Art. 7 KSG). 
[…] 
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Geschäftsreglement der Versammlung der katholischen kirchlichen 
Körperschaften des Kantons Freiburg (Versammlung, 19. Juni 1999) 

Art. 3  Diözesanbehörde 
Der Diözesanbischof, die Bischofsvikare des Kantons und andere Vertreter des Bi-
schofs haben das Recht, an den Sitzungen der Versammlung teilzunehmen und An-
träge zu stellen (Art. 39 Abs. 2; Art. 53 Abs. 2).  

Art. 39 Initiativrecht: Berechtigte 
1 […] 
2 Die Diözesanbehörde hat ein Initiativrecht in der Form des Postulats (Art. 49).  

Art. 53 Beratungen, c) erste Lesung 
[…] 
2 Die Delegierten, der Exekutivrat und die Diözesanbehörde (Art. 3) können zu den 
jeweiligen Artikeln das Wort ergreifen, namentlich um Änderungen zu beantragen 
oder Gegenanträge zu stellen. Die Änderungsanträge und die Gegenanträge sind 
schriftlich einzureichen. 
[…] 

Reglement über die Pfarreien (Versammlung, 1. Februar 2003) 

Art. 1  Definition 
Die Pfarrei ist eine autonome kirchliche Körperschaft (Art. 3 Abs. 1 Bst. a St.), welche 
die Kirche bei der Erfüllung ihrer Mission (Art. 2 St.) auf ihrem Gebiet unterstützt.  

Art. 4  Name [der Pfarrei] 
1 […] 
2 Für eine Änderung des Namens ist die Diözesanbehörde zuständig; diese ent-
scheidet im Einvernehmen mit der betroffenen Pfarrei. 

Art. 9  Befugnisse [der Pfarreiversammlung], a) Ordentliche 
1 […] 
2 Sie übt ausserdem folgende Befugnisse aus: 
 […] 

a) Sie beschliesst, unter Vorbehalt der einschlägigen Bestimmungen des kanoni-
schen Rechts, den Kauf, den Verkauf, den Tausch, die Schenkung oder die Tei-
lung von Grundstücken, die Begründung beschränkter dinglicher Rechte und al-
le anderen Geschäfte, deren wirtschaftlicher Zweck dem eines Grundstücker-
werbs gleichkommt (Art. 23 Abs. 1 Bst. d St.); 

[…] 
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Art. 33 Vereidigung [des Pfarreirates] 
1 Die Pfarreiratsmitglieder legen ihren Eid innert dreissig Tagen nach den Wahlen vor 
dem Bischofsvikar oder seiner Stellvertreterin oder seinem Stellvertreter und einem 
Mitglied des Exekutivrates ab. 
2 [Eidesformel] 

Art. 36 Befugnisse [des Pfarreirates] 
[…] 
3 Er entscheidet im Einvernehmen mit dem Pfarrer über die zu anderen Zwecken als 
dem Kultus beabsichtigte Benützung der Kirche, der Räume und der für den Kultus 
bestimmten Gegenstände. 
[…] 

Art. 52 Pfarreipersonal, Allgemeines 
[…] 
4 Bei der Anstellung von Personen, die mit seelsorgerischen Aufgaben beauftragt wer-
den oder die im Innern der Kirche mitwirken, ist die Stellungnahme des Pfarrers ein-
zuholen. 
[…] 

Reglement über die Ausübung der kirchlichen politischen Rechte 
(Versammlung, 25. Oktober 2003) 

Art. 37 Wahl in die Versammlung, Pfarreivertreterinnen und Pfarreivertreter 
[…] 
3 Die Wahl der übrigen zwanzig Mitglieder der Versammlung (Art. 54 Bst. b – d des 
Statuts) erfolgt nach den durch die Diözesanbehörde in Form eines von der Ver-
sammlung genehmigten Reglementes beschlossenen Vorschriften.  

Art. 38 Übrige gewählte oder bezeichnete Mitglieder 
1 Die übrigen gewählten Mitglieder der Versammlung (Art. 54 Bst. b – d des Statuts) 
werden gemäss den von der Diözesanbehörde beschlossenen Vorschriften gewählt. 
2 Die Namen der so gewählten Mitglieder sowie jene der vom Bischof bezeichneten 
Mitglieder (Art. 54 Bst. e des Statuts) werden dem Exekutivrat mitgeteilt.  
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Reglement über die kirchliche Verwaltungsrechtspflege  
(Versammlung, 6. Oktober 2007) 

Art. 86 Verwaltungsrechtliche Klage, Parteien 
1 Im verwaltungsrechtlichen Klageverfahren können sich gegenüberstehen:  
 a)  eine natürliche oder eine juristische Person des Privatrechts und eine Körper-

schaft oder eine andere juristische Person des kantonalen Staatskirchenrechts 
oder des kirchlichen Rechts. 

 b)   Körperschaften und andere juristische Personen des kantonalen Staatskirchen-
rechts oder des kirchlichen Rechts untereinander. 

2 […] 

Art. 107 Kompetenzregelung, Zuständigkeit 
[…] 
4 Die Zuständigkeit der kirchlichen Gerichte bleibt vorbehalten.  

Reglement über die Organisation des Exekutivrates, der Verwaltung 
und die Geschäftsführung der kantonalen Körperschaft  
(Versammlung, 4. Oktober 2008) 

Art. 1  Stellung 
1 […] Er [der Exekutivrat] übt seine Befugnisse in Zusammenarbeit mit der Diözesan-
behörde, insbesondere den Bischofsvikaren, den anderen Organen der kantonalen 
Körperschaft und den kantonalen Pastoralorganen aus. 
[…] 

Art. 6  Leitende Tätigkeit 
Der Exekutivrat leitet die Angelegenheiten der kantonalen Körperschaft; er erfüllt da-
bei insbesondere folgende Aufgaben: 
 […] 

a) er vertritt die kantonale Körperschaft gegenüber den Verwaltungsinstanzen auf 
diözesaner, Schweizer, interkantonaler, kantonaler und ökumenischer Ebene;  

[…] 

Art. 12 Informationspflicht 
1 Sofern keine überwiegenden Interessen entgegenstehen, informiert der Exekutivrat 
die Pfarreien, die Seelsorgeorgane und die Öffentlichkeit regelmässig über seine Ab-
sichten und Beschlüsse sowie über die bedeutenden Arbeiten der kantonalen Ver-
waltung.  
[…] 
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Art. 33 Anträge 
1 […] 
2 Antragsberechtigt sind die Mitglieder des Exekutivrates, die Bischofsvikare sowie 
die Generalsekretärin oder der Generalsekretär.  
3 […] 

Art. 35 Verhandlungen, b) Sitzungen 
1 Der Exekutivrat versammelt sich in der Regel einmal alle zwei Wochen; er tritt zu-
dem zusammen, wenn ein Mitglied oder die Bischofsvikare dies verlangen. 
[…] 
2 Die Bischofsvikare nehmen an den Sitzungen mit beratender Stimme teil. 
[…] 

Art. 42 Protokoll 
[…] 
4 Das Sitzungsprotokoll wird den Bischofsvikaren zugestellt. 

Reglement über die Organisation und die Verwaltung der Kasse für 
die Besoldung der Pfarreiseelsorgerinnen und –seelsorger  
(Versammlung der Kasse, 14. September 2002) 

Art. 4  Übrige Teilnehmer 
Ein Teilnahme- und ein Antragsrecht haben: 
 a) die Mitglieder des Exekutivrates; 
 b)  die Vertreter der Diözesanbehörde (Art. 57 St.). 

Art. 23 Voranschlag, Verfahren 
1 Die Diözesanbehörde übermittelt dem Exekutivrat die Liste der im Amt stehenden 
Pfarreiseelsorgerinnen und –seelsorger, unter Einschluss der Priester, die das Ren-
tenalter erreicht haben, und den Betrag ihrer Besoldung. Sie informiert ihn ebenfalls 
über die voraussichtlichen Änderungen im laufenden Jahr.  
2 Die Versammlung genehmigt den Voranschlag der Kasse mit Beschlussfassung. 
Die Ausgaben, die auf einer Vereinbarung zwischen der Diözesanbehörde und den 
Pfarreien beruhen, können nicht beanstandet werden.  
3 Der Beschluss wird allen Pfarreien übermittelt. 
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 KANTON GENF 
 
 
Aufgrund der weitgehenden Trennung von Kirche und Staat im Kanton Genf organi-
sieren sich die Kirchen und Religionsgemeinschaften auf privatrechtlicher Basis (sie-
he unten, Art. 165 der Verfassung). Die staatlichen Behörden sind jedoch befugt, Kir-
chensteuern zu Gunsten der Kirchen zu erheben, sofern diese es verlangen.  

Constitution de la République et canton de Genève du 24 mai 1847 

Art. 165 Organisation des Eglises 
1 Les cultes s'exercent et les Eglises s'organisent en vertu de la liberté de réunion et 
du droit d'association. Leurs adhérents sont tenus de se conformer aux lois généra-
les ainsi qu'aux règlements de police sur leur exercice extérieur.  
2 Les Eglises peuvent, en se conformant aux prescriptions du code fédéral des obli-
gations, acquérir la personnalité civile avec toutes les conséquences juridiques qui 
en découlent. Elles peuvent se constituer en fondation. 
 
 
Die römisch-katholische Kirche selbst ist in der sog. „Eglise catholique romaine-
Genève (ECR)“ organisiert, ein verglichen mit den Landeskirchen sehr locker konsti-
tuierter Verein, welcher in erster Linie finanzielle Fragen behandelt.  

Statuts [de l’Eglise catholique-romaine Genève]  
(Assemblée générale, 22. September 2004) 

Préambule  
En communion avec l’évêque du diocèse et le pape, l’Eglise catholique qui est à Ge-
nève se dote des présents statuts.  
C’est pour accorder la responsabilité des chrétiens, et particulièrement des conseils 
de l’Eglise d’une part, et celle de l’évêque diocésain ou de l’évêque auxiliaire d’autre 
part, que ce préambule est placé en tête de ce texte.  
Plus qu’une norme juridique, il voudrait signifier une volonté d’écoute et de concerta-
tion nécessaire pour préparer de manière ecclésiale les décisions importantes. 
Selon la volonté même du Christ, la mission de l’Eglise implique à la fois l’engage-
ment responsable des baptisés et le service de gouvernement des évêques, succes-
seurs des apôtres. Les orientations, initiatives et décisions touchant en propre à la 
vie du peuple de Dieu et émanant de lui, requièrent d’être authentifiées, approuvées 
par l’évêque diocésain ou son représentant.  
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2. But [de l’ECR] 
1 Son but est d’assurer à l’Eglise catholique romaine à Genève, les ressources finan-
cières nécessaires pour son action pastorale et notamment de fournir au clergé et 
aux laïcs engagés à son service un traitement convenable. 
2 Elle peut créer, subventionner et entretenir tous établissements ou institutions uti-
les, détenir et gérer tous biens mobiliers et immobiliers. 
3 L’association respectera une éthique conforme aux valeurs évangéliques, notam-
ment dans sa gestion.  

3. Durée et siège 
Sa durée est illimitée et son siège est à Genève au Vicariat épiscopal. 

4. Membres 
1 […] 
2 Ils [les membres] doivent être majeurs, de religion catholique romaine et en com-
munion avec l’évêque du diocèse et pape.  
3 […] 

4.1 Membres de droit : 
- l’évêque auxiliaire ou le représentant de l’évêque diocésain 
- le ou les délégués épiscopaux 
- les archiprêtres 
- les autres membres du Conseil pastoral cantonal 

4.2 Membres élus : 
[délégués] 

4.5 Secrétaire général 
1 […] 
2 Il est nommé par le comité en accord avec le vicaire épiscopal. 

5.2. Convocation 
[Auch der évêque auxiliaire kann eine ausserordentliche Generalversammlung einbe-
rufen] 

5.3. Décisions 
[…] 
2 […] L’association, à l’instar des conseils de l’Eglise catholique romaine qui est à 
Genève (Conseil pastoral cantonal, Conseil des archiprêtres), tient pour règle de 
prendre les décisions qui lui incombent après s’être assurée qu’elles rencontrent 
l’assentiment de l’évêque diocésain ou de son remplaçant.  
[…] 
4 […] En cas d’égalité de voix, c’est l’évêque auxiliaire qui départage. 
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6.1. Comité, membre de droit 
- l’évêque auxiliaire ou le représentant de l’évêque diocésain. 

6.2. 
[Gewählte Mitglieder] 

6.4. Convocation 
[Auch nur der évêque auxiliaire alleine kann das Comité einberufen] 

6.6. Signatures 
L’association est valablement engagée par la signature collective à deux du prési-
dent et de l’évêque auxiliaire, ou de l’un d’entre eux avec un autre membre du comité 
ou avec celle du secrétaire. 

9. Dissolution 
En cas de dissolution, l’actif social sera réparti conformément aux instructions de 
l’autorité épiscopale en communion avec le pape.  

Nouveaux statuts paroissiaux (ausgearbeitet im Jahre 2003)  

Préambule 
En communion avec l’évêque du diocèse et le pape, chaque paroisse de l’Eglise ca-
tholique qui est à Genève se dote de statuts qui définissent son organisation et la 
responsabilité : 
- des chrétiens,  
- des conseils de l’Eglise catholique romaine qui est à Genève, 
- de l’évêque diocésain ou de son représentant. 
Selon la volonté même du Christ, la mission de l’Eglise exige à la fois : 
- l’engagement responsable des baptisés, 
- le service de gouvernement des évêques, successeurs des apôtres. 
Les orientations, initiatives et décisions touchant la vie de l’Eglise requièrent d’être 
authentifiées ou approuvées par l’évêque ou son représentant. 
Les membres de l’association et plus particulièrement ceux des divers conseils sont 
conscients que ces statuts sont indispensables en regard du droit civil afin que la 
paroisse soit reconnue comme sujet de droit. Ils interprèteront et appliqueront ces 
statuts à la lumière du droit propre de l’Eglise (droit canonique). 
Au-delà de la norme juridique, ces statuts nécessitent une volonté d’écoute et de 
concertation pour préparer de manière ecclésiale les décisions en matière de déve-
loppement de la vie pastorale et paroissiale.  
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L’association, à l’instar des conseils de l’Eglise catholique romaine qui est à Genève, 
tient pour règle de prendre les décisions qui lui incombent après s’être assurée 
qu’elles rencontrent l’assentiment du curé-modérateur, de l’équipe pastorale, de 
l’unité pastorale, le cas échéant de l’évêque ou de son représentant. 

Article 2 Buts 
1 En communion avec l’évêque du diocèse, l’association a pour buts: 

- d’aider les organes de la pastorale au maintien et au développement de la vie 
de la communauté, à la lumière de l’Evangile, dans le respect des décrets et in-
structions de l’évêque et du droit canonique. 

- de procurer les moyens financiers nécessaires à l’action pastorale définie par 
les organes pastoraux, 

- de gérer et d’entretenir son patrimoine, 
- d’entretenir et développer la solidarité avec l’Eglise catholique romaine-Genève 

(ECR) et d’autres institutions d’Eglise. 
2 L’association n’a pas de but lucratif. 

Article 15 Procès-verbaux 
[…] 
3 Il [le procès-verbal] est tenu à disposition des membres et envoyé au Vicariat épis-
copal dix jours après l’assemblée générale. 
[…] 

Article 18 Préavis 
[In bestimmten Sachentscheiden [insb. vertragliche oder dingliche Angelegenheiten] 
muss vor der Abstimmung in der Kirchgemeindeversammlung die Meinung [préavis] 
des Bischofs oder seines Vertreters eingeholt werden.] 
4 Le préavis de l’évêque ou de son représentant est lu à l’assemble générale. 
5 Si ce préavis est négatif ou soumis à des conditions, l’assemblée doit entendre 
l’évêque ou son représentant avant de prendre une décision. 
6 Pour être valable, une décision concernant l’un des sujets énumérés à l’alinéa 1 
doit recueillir l’approbation du 67% des membres présents.  

Article 25 Conseil de paroisse ; Relations avec le Vicariat épiscopal 
Le conseil de paroisse transmet chaque année au Vicariat épiscopal le bilan et les 
comptes de pertes et profits, le rapport du vérificateur aux comptes et les procès-
verbaux des assemblées générales.  
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Article 26 Conseil pastoral de l’unité pastorale ou de secteur, conseil de 
communauté ; Composition 

1 L’organisation de la pastorale de la paroisse est de la compétence du conseil pasto-
ral de l’unité pastorale ou de secteur et de l’équipe pastorale.  
[…] 

Article 27 Organisation 
Ces conseils [pastoraux] s’organisent selon les dispositions, règlements et instruc-
tions de l’autorité diocésaine, au besoin en établissements leurs propres règles de 
fonctionnement.  
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 KANTON GLARUS 

Verfassung des Kantons Glarus vom 1. Mai 1988 

Art. 127 Kirchgemeinde 
1 […] 
2 Die Kirchgemeinde regelt im Rahmen des staatlichen Rechts und nach den Vor-
schriften ihrer Kirche die Angelegenheiten ihrer Konfession für das Kirchgemein-
degebiet.  
3 Die Organisation und Verwaltung der Kirchgemeinde müssen den Grundsätzen der 
Kantonsverfassung und der Gemeindegesetzgebung entsprechen. 

Art. 136 Autonomie der Kirchen 
1 Das Verhältnis der öffentlich-rechtlich anerkannten Landeskirchen und ihrer Kirch-
gemeinden zum Staat wird durch die Gesetzgebung geregelt. 
2 Die Kirchen ordnen ihre innern Angelegenheiten selbst. Das Stimm- und Wahlrecht 
in kirchlichen Angelegenheiten wird durch die Kirchenverfassung geregelt.  
3 Die Verfassung einer öffentlich-rechtlich anerkannten Religionsgemeinschaft bedarf 
der Genehmigung des Landrates; diese wird erteilt, wenn nicht Bundesrecht oder 
kantonales Recht verletzt ist.  
4 Gegen Verfügungen, Beschlüsse und Erlasse der Kirchenbehörden kann nach Ge-
setz und kirchlichen Vorschriften Beschwerde beim Verwaltungsgericht erhoben wer-
den. 
5 [Historische Rechtstitel] 

Gemeindegesetz vom 3. Mai 1992 

Art. 19 Kirchgemeinde 
1 […] 
2 Sie [die Kirchgemeinde] besorgt in den Schranken des staatlichen Rechts nach der 
Verfassung und den anderen Bestimmungen ihrer Kirche die Angelegenheiten ihrer 
Konfession für das Kirchgemeindegebiet.  
3 […] 

Art. 20 Geltung des Gesetzes für die Kirchgemeinden  
1 Organisation und Verwaltung der Kirchgemeinden müssen den Grundsätzen der 
Kantonsverfassung und dieses Gesetzes entsprechen; im Übrigen richten sie sich 
nach den kirchlichen Vorschriften.  
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2 Im Einzelnen gilt:  
 a.  Wo nach diesem Gesetz die Genehmigung oder Zustimmung einer kantonalen 

Instanz nötig ist, können die kirchlichen Vorschriften vorsehen, dass vorgängig 
kantonale kirchliche Instanzen mitwirken. 

 b.  Der Regierungsrat kann eine Aufsicht gegenüber Kirchgemeinden nur aus-
üben, wenn die kantonalen Kircheninstanzen diese nicht wahrnehmen oder 
wenn das staatliche Recht in schwerwiegender Weise verletzt wird. 

 c.  Der Rechtsschutz gegenüber den Kirchgemeinden richtet sich nach den Kir-
chenverfassungen und dem Verwaltungsrechtspflegegesetz. 

 d.  Die Landeskirchen können im Übrigen in Einzelfragen abweichende Bestim-
mungen erlassen, sofern die Rechtsstellung der Stimmberechtigten, die Funk-
tionen der Gemeindebehörden und die Rechtsstellung der Gemeindebediens-
teten nicht beeinträchtigt werden.  

Verfassung des Verbandes der römisch-katholischen Kirchge-
meinden des Kantons Glarus  
(Kath. Kirchgemeinden, vom Landrat genehmigt am 27. Juni 1990) 

Art. 3  Autonomie 
1 Die römisch-katholische Landeskirche des Kantons Glarus ordnet ihre Angelegen-
heiten im Rahmen des staatlichen Rechts frei und selbstständig.  
2 Sie anerkennt im innerkirchlichen Bereich das römisch-katholische Kirchenrecht un-
ter Vorbehalt der bisherigen Rechte und Gewohnheiten.  

Art. 4  Aufgaben [der Landeskirche] 
1 Die Landeskirche bezweckt die interne Organisation des römisch-katholischen Be-
völkerungsteils des Kantons Glarus und vertritt ihn nach aussen. 
2 Sie setzt sich ein für die Wahrung des konfessionellen Friedens sowie für Verständ-
nis und Zusammenarbeit unter den verschiedenen religiösen Bekenntnissen.  
3 Sie ordnet den Finanzausgleich unter den Kirchgemeinden des Kantons nach Mass-
gabe der ihr zur Verfügung stehenden Mittel. 
4 Sie unterstützt kantonale Seelsorgeanliegen. 

Art. 8  Wahl [in den kantonalen katholischen Kirchenrat] 
[…] 
3 Wählbar ist jeder stimmberechtigte Konfessionsangehörige weltlichen und geistli-
chen Standes. 
4 Der beauftragte Ortspfarrer/Pfarreileiter ist auch wählbar, wenn er das Stimmrecht 
in einer andern Kirchgemeinde besitzt.  
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Art. 12 Aufgaben [des kantonalen katholischen Kirchenrates] 
Dem Kirchenrat obliegen: 
 […] 
 7. Schaffung von Bedienstetenstellen für die Landeskirche und Festsetzung der 

Entschädigungen, die für die Behördenmitglieder und Bediensteten zu leisten 
sind; 

 8.  Wahl des Ausschusses, der Kommissionsmitglieder, der Delegierten, der 
Rechnungsrevisoren und der Bediensteten der Landeskirche; 

 […] 
 11.  Beschluss über die Durchführung von Landeswallfahrten; 
 12.  Vorschlag des jeweiligen katholischen Fahrtspredigers; 
 13.  Vorschlag der katholischen Religionslehrer an der Oberstufe der Kantonsschu-

le; 
 14.  Vorschlag für die Benützung der Freiplätze im erzbischöflichen Seminar in Mai-

land. 

Art. 24 Aufgaben [der Kirchgemeinden] 
Die Kirchgemeinden besorgen im Rahmen dieser Verfassung und des kantonalen 
Rechts ihre Angelegenheiten frei und selbstständig. 

Art. 27 Stimm- und Wahlrecht [in den Kirchgemeinden] 
[…] 
4 Sofern der beauftragte Ortspfarrer/Pfarreileiter nicht gewähltes Mitglied der Vorste-
herschaft ist, nimmt er an den Sitzungen mit beratender Stimme teil. 

Finanzreglement der Zentralkasse des Kantonalen Katholischen Kir-
chenrates des Landes Glarus (Kath. Kirchgemeinden, 1972) 

1. Zweckbestimmung 
1.1 Förderung gesamtkirchlicher Aufgaben 
[…] 

3. Verwendung der Mittel 
3.3 Finanzierung von kantonalen, gesamtkirchlichen Aufgaben wie: 
  […] 
  Bischöfliche Verwaltung 
  Finanzierung von weiteren gesamtkirchlichen Aufgaben 
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 KANTON GRAUBÜNDEN 

Verfassung des Kantons Graubünden vom 18. Mai 2003 

Art. 99 Autonomie 
1 Die Landeskirchen und ihre Kirchgemeinden regeln ihre Angelegenheiten im Rah-
men des kantonalen Rechts selbständig. 
[…] 

Verfassung der Katholischen Landeskirche Graubünden  
(4. Oktober 1959) 

Art. 1  Begriff und Zweck der Landeskirche 
1 Die Katholische Landeskirche von Graubünden ist eine öffentlich-rechtliche Körper-
schaft auf territorialer und personaler Grundlage. Sie ordnet die landeskirchenrechtli-
chen Verhältnisse des katholischen Landesteiles in Berücksichtigung der Gesetze der 
römisch-katholischen Kirche und der Kantonsverfassung.  
2 In personeller Hinsicht umfasst die Katholische Landeskirche alle Kantonseinwoh-
ner römisch-katholischer Konfession. 

Art. 2  Aufgabe der Landeskirche 
Die Katholische Landeskirche Graubünden unterstützt und fördert im Rahmen ihrer 
Befugnisse und Möglichkeiten die Belange der römisch-katholischen Kirche im Kan-
ton Graubünden.  

Art. 2bis Zusammenarbeit bei gemischten Belangen 
1 Die Organe der Katholischen Landeskirche Graubünden vertreten im Rahmen ihrer 
Befugnisse die Anliegen der katholischen Bevölkerung des Kantons gegenüber kirch-
lichen und staatlichen Behörden. 
2 Angelegenheiten gemischter Natur sind in enger Zusammenarbeit mit den zustän-
digen kirchlichen Organen zu ordnen. Nach Möglichkeit sind Übereinkommen zwi-
schen der Landeskirche und den kirchlichen Instanzen anzustreben. 
3 Bei der Lösung von Angelegenheiten gemischter Natur, welche sowohl die Kirche 
als auch den Staat betreffen, wirken die Organe der Katholischen Landeskirche mit 
den kirchlichen und staatlichen Behörden zusammen. Bei Bedarf vermitteln sie zwi-
schen Kirche und Staat.  
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Art. 6  Corpus catholicum; Zusammensetzung 
Das Corpus catholicum ist die oberste Behörde der Landeskirche. Es setzt sich zu-
sammen aus: 
 1. zwei durch das Bischöfliche Ordinariat gewählten Delegierten, 
 2. den Mitgliedern der Regierung und des Grossen Rates des Kantons Graubün-

den römisch-katholischer Konfession, die sich jeweils zu Beginn einer Amtspe-
riode zur Mitwirkung im Corpus catholicum bereit erklären,  

 […] 

Art. 15 Die Verwaltungskommission; Zusammensetzung, Wahl und Amts-
dauer 

1 Die Vollziehungs- und Verwaltungsbehörde der Landeskirche ist die Verwaltungs-
kommission. Sie vertritt den katholischen Konfessionsteil gegenüber den kirchlichen 
und bürgerlichen Behörden. 
2 […] 
3 Der Präsident und drei Mitglieder werden durch das Corpus catholicum gewählt. 
Das weitere Mitglied wählt das Bischöfliche Ordinariat. Im Übrigen konstituiert sich die 
Verwaltungskommission selbst. 
4 […]…und der Vertreter des Bischöflichen Ordinariates ist unbeschränkt wieder-
wählbar. […] 

Art. 23 Der Kirchgemeindevorstand; Zusammensetzung 
1 […] 
2 […] Der Ortspfarrer gehört ihm von Amtes wegen an.  

Art. 24 Der Kirchgemeindevorstand; Pflichten und Befugnisse 
1 […] 
2 Der Kirchgemeindevorstand vertritt die Kirchgemeinde gegenüber den kirchlichen, 
landeskirchlichen und bürgerlichen Behörden. 

Verordnung über die Grenzen der Kirchgemeinden  
(Verwaltungskommission, 25. Januar 1984) 

Art. 1  Zuständigkeit der Kirchgemeinden 
1 [Änderungen des Kirchgemeindegebiets] 
2 Das Bischöfliche Ordinariat ist vor der Beschlussfassung anzuhören.  
3 […] 
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Verordnung über die Finanzverwaltung der katholischen Landeskir-
che Graubünden (Corpus catholicum, 18. Mai 1960) 

Art. 14 Aufgaben der Landeskirche 
Zu den Aufgaben der Landeskirche gehören insbesondere: 
 […] 
 b)  die Mitfinanzierung der Bistumsaufgaben, 
 […] 
 d)  die Beiträge an Werke und Einrichtungen der katholischen Kirche und von so-

zialen und karitativen Institutionen im oder für den Kanton Graubünden. 
 
 
Im zwischen dem Bischof von Chur, dem Domkapitel und der Katholischen Landes-
kirche Graubündens abgeschlossenen „Abkommen über die Verwaltung des diö-
zesankirchlichen Vermögens“ aus dem Jahre 1970 wird geregelt, dass die bischöf-
liche Mensa, das Domkapitel sowie das Priesterseminar die Rechnung und den da-
zugehörigen Geschäftsbericht der Verwaltungskommission vorzeigen müssen. Ins-
besondere sind sie auch dazu verpflichtet, Veräusserungen von im Kanton Graubün-
den gelegenen Immobilien sowie von anderen Vermögensteilen der Verwaltungs-
kommission zur Prüfung zu unterbreiten, sofern die Veräusserung den Betrag von 
50’000 Franken übersteigt. Über solche Mutationen wird das corpus catholicum jähr-
lich informiert.  

Statut der Konferenz der kantonalen staatskirchenrechtlichen Orga-
nisationen im Bistum Chur (Biberbruggerkonferenz, 8. Juni 2000) 

Art. 1  Zweck 
Die Konferenz der kantonalen staatskirchenrechtlichen Organisationen im Bistum 
Chur, nachfolgend nach dem Gründungsort Biberbruggerkonferenz genannt, besteht 
zur Wahrnehmung der folgenden Aufgaben. 
 1. Gegenseitige Orientierung über das Gebiet der Diözese Chur betreffende und 

weitere Anliegen; 
 2. Verabschiedung von Empfehlungen insbesondere zu Fragen, welche das Ge-

biet der Diözese Chur oder weitere Aspekte betreffen; 
 3. Förderung des gegenseitigen Verständnisses und der Zusammenarbeit zwi-

schen den staatskirchenrechtlichen und diözesanen Instanzen und Institutionen 
im Bistum Chur.  

 4. Durchführung von Aktivitäten, welche die Wahrnehmung der vorgenannten Auf-
gaben unterstützen.  
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Reglement der Kommission für den Religionsunterricht 
(Corpus catholicum, 24. Oktober 1990) 

Art. 1  Wahl und Zusammensetzung 
1 […] 
2 Je ein Mitglied des bischöflichen Ordinariates sowie der landeskirchlichen Einrich-
tungen für Katechese sind in der Kommission vertreten. […] 
3 […] 

Art. 4  Aufgaben-Bereiche 
[…] 
3 Bei ihrer Aufgabenerfüllung arbeitet die Kommission für den Religionsunterricht in 
enger Zusammenarbeit mit dem bischöflichen Ordinariat. 
[…] 

Richtlinien für die Anstellung und Besoldung von Katechetinnen und 
Katecheten im Nebenamt 
(Kommission für Religionsunterricht, 25. Juli 1997) 

Art. 4  Voraussetzungen 
Religionsunterricht erteilen darf nur, wer einen gültigen Fähigkeitsausweis vorweisen 
kann, sich durch aktive Teilnahme am pfarreilichen Leben engagiert und die notwen-
dige Akzeptanz von Kirchgemeinde und Pfarrei hat.  

Reglement für die Kommission für landeskirchliche Werke 
(Verwaltungskommission, 27. Dezember 1984) 

Art. 1  Wahl 
1 […] In der Kommission sollen die Verwaltungskommission der Landeskirche, das 
Bischöfliche Ordinariat, die Pfarreien und Kirchgemeinden sowie weitere interessierte 
Organisationen und Institutionen vertreten sein.  
2 […] Für die Vertreter des Bischöflichen Ordinariates und der Pfarreien steht das Vor-
schlagsrecht dem Bischöflichen Ordinariat zu.  
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Statut des Katechetischen Zentrums Graubünden 
(Verwaltungskommission, 3. September 1988) 

Art. 2  Zweck 
Das Katechetische Zentrum bezweckt die Förderung des katholischen Religionsun-
terrichts. Es berät insbesondere die in der Katechese tätigen Geistlichen und Laien 
sowie die Katechetischen Kommissionen in den Dekanaten. Es vermittelt Lehrmittel 
und ist für die Ausbildung und die Fortbildung von Religionslehrern besorgt.  

Art. 5  Kommission [für landeskirchliche Werke] 
[…] 
3 Der Kommission obliegen namentlich: 
 a)  die Antragstellung für die Wahl des Leiters [des Katechetischen Zentrums], die 

durch die Verwaltungskommission der Landeskirche im Einvernehmen mit dem 
Bischöflichen Ordinariat erfolgt, 

 […] 
 i) der Erlass eines Kurs- und Prüfungsreglements für die durch den Leiter ge-

führten Katechetikkurse im Einvernehmen mit dem Bischöflichen Ordinariat, 
 […] 
 l) Die Aufsicht über die Tätigkeit des Leiters, unter Vorbehalt der Oberaufsicht des 

Bischofs und der Verwaltungskommission der Landeskirche, 
 […] 

Art. 6  Leiter 
Der Leiter des Zentrums hat insbesondere die folgenden Aufgaben: 
 […] 
 c)  er bietet seine Dienste in allen Regionen des Kantons an und arbeitet insbe-

sondere mit den Pfarrämtern und Dekanaten zusammen, 
 […] 

Statut der Beratungsstelle für Ehe-, Familien- und Lebensfragen der 
Katholischen Landeskirche Graubünden 
(Verwaltungskommission, 3. September 1988) 

Art. 2  Zweck 
1 Die Beratungsstelle steht Ehepaaren, Eltern, Jugendlichen und Alleinstehenden bei 
der Bewältigung persönlicher, ehelicher, familiärer und erzieherischer Probleme bei. 
Sie nimmt sich auch der Ehevorbereitung und der Erwachsenenbildung an. 
2 Sie sucht diesen Zweck insbesondere zu erreichen durch Gespräche, Beratungen 
und Therapien mit Einzelnen, Paaren und Gruppen sowie mit der Durchführung von 
Behandlungs- und Besinnungswochenenden, Meditationsabenden und besonderen 
Gottesdiensten.  
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Art. 5  Kommission [für landeskirchliche Werke] 
[…] 
3 Der Kommission obliegen namentlich: 
 a)  die Antragstellung für die Wahl des Leiters [der Beratungsstelle], die durch die 

Verwaltungskommission der Landeskirche im Einvernehmen mit dem Bischöf-
lichen Ordinariat erfolgt, 

 […] 
 h) Die Aufsicht über die Tätigkeit des Leiters, unter Vorbehalt der Oberaufsicht des 

Bischofs und der Verwaltungskommission der Landeskirche, 
 […] 

Art. 6  Leiter 
Der Leiter der Beratungsstelle hat insbesondere die folgenden Aufgaben: 
 […] 

 c) er bietet seine Dienste in allen Regionen des Kantons an und arbeitet insbe-
sondere mit den Pfarrämtern und Dekanaten zusammen, 

 […] 

Reglement für die Fachkommission Kirchliche Jugendarbeit 
(Verwaltungskommission, 4. September 2003) 

Art. 4  Aufgabenbereiche 
1 Der Fachkommission Kirchliche Jugendarbeit obliegen im wesentlichen folgende Ar-
beitsbereiche: 
 […] 
 b) Sie nimmt Bedürfnisse von Pfarreien und Dekanaten wahr und vertritt sie in der 

AKJ [Arbeitsstelle Kirchliche Jugendarbeit]; 
 c) Sie vertritt die Interessen der kirchlichen Jugendarbeit in den landeskirchlichen 

Gremien und im Ordinariat;  
 […] 
2 […] 
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 KANTON JURA 

Constitution de la République et Canton du Jura du 20 mars 1977 

Art. 131 Autonomie 
1 Les Eglises reconnues s’organisent de façon autonome. 
2 Chaque Eglise reconnue se donne une Constitution ecclésiastique, qui doit être 
adoptée par ses membres et approuvée par le Gouvernement. 
3 Le Gouvernement doit approuver la Constitution ecclésiastique si elle est adoptée 
selon les principes démocratiques et conforme à la Constitution et à la loi. 

Loi concernant les rapports entre les Eglises et I’Etat 
(Assemblée constituante, 26. Oktober 1978) 

Art. 3  Liberté des cultes 
Le libre exercice des cultes est garanti. Les Eglises reconnues et les autres collectivi-
tés religieuses exercent leurs activités dans les limites de l’ordre public. 

Art. 4  Autonomie 
1 Chaque Eglise reconnue se donne une Constitution ecclésiastique et s’organise de 
façon autonome. 
2 Dans les limites de leur autonomie, les Eglises reconnues peuvent édicter des pre-
scriptions de nature législative. 
3 Dans les mêmes limites, elles peuvent également conclure des conventions de droit 
public. Sont réservés les articles 35 et 36 de la présente loi [Evêché de Bâle et pa-
roisses frontalières]. 

Art. 5  Approbation et entrée en vigueur des Constitutions ecclésiastiques 
[…] 
4 Le Gouvernement invite les Eglises à modifier les dispositions des Constitutions 
ecclésiastiques devenues contraires au droit fédéral ou cantonal. 

Art. 35 Conventions concernant l’Evêché de Bâle 
1 A la demande de l’Eglise catholique romaine du canton du Jura et sous réserve du 
droit fédéral, la République et Canton du Jura peut adhérer aux conventions concer-
nant l’Evêché de Bâle.  
2 La présente loi s’applique sous réserve desdites conventions. 
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Constitution de la Collectivité ecclésiastique cantonale catholique-
romaine de la République et Canton du Jura  
(Assemblée constituante, 29. Juni 1979) 

Préambule  
L’Eglise catholique-romaine est présente dans la République et Canton du Jura par 
la communauté de ses fidèles appartenant au peuple de Dieu, rassemblé en Jésus-
Christ sous autorité de l’Evêque du diocèse en communion avec le successeur de 
Pierre. 
Elle trouve sa finalité dans la mission donnée par le Christ à l’Eglise. Ouverte au 
monde entier, elle annonce l’Evangile et travaille dans l’esprit du IIe Concile du Vati-
can à l’union fraternelle des chrétiens de toutes les confessions et à celle de tous les 
hommes, dans le respect de la liberté des consciences. 
Elle est structurée par les ministères qui lui sont propres et par un ensemble de ser-
vices ecclésiaux, sociaux et caritatifs nécessaires à l’accomplissement de sa mis-
sion.  
En tant que collectivité reconnue de droit public cantonal, les chrétiens appartenant à 
l’Eglise catholique-romaine se donnent, en vertu du chapitre VII de la Constitution de 
la République et Canton du Jura du 20 mars 1977, la Constitution suivante : 

Article 2 Buts 
1 La Collectivité ecclésiastique cantonale et les communes ecclésiastiques sont au 
service de la mission, propre à l’Eglise, d’annoncer l’Evangile. 
2 En mettant les moyens nécessaires à disposition de l’Eglise catholique-romaine 
dans le canton, elles subviennent à l’accomplissement de sa mission en tenant comp-
te de ses engagements diocésains, interdiocésains, missionnaires et oecuméniques.  
3 Elles soutiennent en particulier les ministères et les services pastoraux, cultuels, 
sociaux, caritatifs et éducatifs, authentifiés par l’Evêque et reconnus par le Conseil 
de la Collectivité ecclésiastiques cantonale ainsi que par les conseils des communes 
ecclésiastiques lorsqu’elles sont concernées.  
4 Tenant compte des exigences pastorales, les organes de la Collectivité ecclésiasti-
que cantonale et des communes ecclésiastiques réalisent leurs buts en liaison avec 
l’Evêque et en collaboration étroite avec les conseils régional, presbytéral et pastoral, 
ainsi qu’avec les conseils d’évangélisation. 

Article 3 Coopération à l’édification de la société 
1 La Collectivité ecclésiastique cantonale et les communes ecclésiastiques participent 
activement à la promotion des valeurs humaines qui sont à la base de la culture, de 
l’éducation, de la famille et de la société. 
2 Elles coopèrent avec d’autres institutions à la recherche de la justice sociale et tra-
vaillent à l’union fraternelle de la communauté jurassienne. 
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Article 4 Participation des membres 
Dans la réalisation de leurs tâches, la Collectivité ecclésiastique cantonale et les 
communes ecclésiastiques font appel à la corresponsabilité et à la participation de 
tous leurs membres.  

Article 5 Droit réservé 
1 La Constitution et l’ensemble des ordonnances, règlements et arrêtés de la Collec-
tivité ecclésiastique cantonale et des communes ecclésiastiques s’appliquent dans 
les limites du droit cantonal et fédéral.  
2 Le droit canonique général et particulier est réservé pour les domaines qui ne sont 
pas de la compétence des organes de la Collectivité ecclésiastique cantonale et des 
communes ecclésiastiques ou qui ne sont pas réglés par des conventions de droit 
public.  

Article 25 Assemblée de la Collectivité ecclésiastique cantonale ; autres 
compétences 

L’Assemble de la Collectivité ecclésiastique cantonale :  
 […] 
 h.  préavise les décisions des autorités de l’Eglise catholique-romaine dans la 

mesure où elles engagent la Collectivité ecclésiastique cantonale au niveau fi-
nancier. 

Article 26 Assemblée de la Collectivité ecclésiastique cantonale ; Composition 
1 L’Assemblée de la Collectivité ecclésiastique cantonale se compose de soixante 
membres dont cinq sont nommés par l’autorité diocésaine. 
2 […] 

Article 30 Conseil de la Collectivité ecclésiastique cantonale ; autres compé-
tences 

En outre, le Conseil de la Collectivité ecclésiastique cantonale : 
 […] 
 g.  collabore avec les organes diocésains ; 
 […] 

Article 31 Conseil de la Collectivité ecclésiastique cantonale ; Compositions 
1 Le Conseil de la Collectivité ecclésiastique cantonale se compose de cinq membres 
dont un est nommé par l’autorité diocésaine. 
2 […] 

Article 34 Commission juridictionnelle ; Composition 
1 La Commission juridictionnelle se compose de cinq membres dont deux juristes et 
un ecclésiastique.  
2 […] 
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Article 40 Organisation des communes ecclésiastique ; Surveillance 
[…] 
4 Pour l’administration et l’aliénation des biens appartenant à une personne morale 
canonique, de même que pour les biens sacrés, les dispositions de droit canonique 
sont réservées.  

Article 41 Organisation des communes ecclésiastique ; Fusion, division, 
modification de limites 

L’Assemblée de la Collectivité ecclésiastique cantonale se réserve le droit d’opérer la 
fusion, la division et la modification de limites entre communes ecclésiastiques, avec 
l’accord des communes ecclésiastiques concernées et de l’Evêque. 

Article 42 Organisation des communes ecclésiastique ; Associations 
1 Pour l’accomplissement de tâches déterminées, relatives notamment aux missions 
linguistiques, les communes ecclésiastiques peuvent se constituer en associations, 
sous réserve de l’accord de la Collectivité ecclésiastique cantonale et de l’Evêque. 
[…] 

Ordonnance reglant l’utilisation des cures  
(Assemblée, 26. Juni 1981) 

Article 2 Aliénation 
La commune ecclésiastique ne peut aliéner la cure sans en référer au Conseil de la 
Collectivité ecclésiastique cantonale et à l’Evêque. 

Article 3 Location 
 a)  En cas de vacance du prêtre, la cure peut être louée à des tiers avec l’au-

torisation écrite du Conseil de la Collectivité ecclésiastique cantonale et de 
l’Evêque. 

 […] 

Ordonnance sur l’organisation des communes ecclésiastiques 
(Assemblée, 4. September 1981) 

Article 2 Autonomie 
1 Dans les limites des dispositions légales de la Confédération, du Canton et de la 
Collectivité ecclésiastique cantonale, les communes ecclésiastiques établissent leur 
propre règlement et s’administrent elles-mêmes. 
[…] 



Dokumentation Selbstverständnis und Hinordnung  Jura 

57 

Article 19 Biens à destination déterminée 
1 […] 
2 Les principes fixés à l’article 86 du Code civil suisse [Änderung des Stiftungs-
zwecks] s’appliquent à la modification des biens. Demeure réservé le droit canon.  

Article 20 Droit des tiers 
1 […] 
2 La suppression de ces droits acquis par voie de contrat ou d’acte de classification 
nécessite l’approbation du Conseil de la Collectivité ecclésiastique cantonale et de 
l’Evêque, sauf disposition contraire de l’Ordonnance. 

Article 49 Eléments constitutifs 
[…] Elle [la commune ecclésiastique] comprend toutes les personnes domiciliées sur 
son territoire et appartenant d’après le droit canonique à l’Eglise catholique-romaine, 
selon les articles 7 et 8 de la Constitution ecclésiastique. 

Article 52 Noms 
[…] 
3 Demeurent réservées les prescriptions diocésaines concernant les noms des com-
munes ecclésiastiques.  

Ordonnance concernant  les sorties d’Eglise  
(Assemblée, 26. Juni 1981) 

Article 3 Effet de sortie 
[…] 
3 Demeurent réservées les directives diocésaines. 

Ordonnance fixant la rétribution du personnel engagé au service de 
la collectivité ecclésiastique cantonale  
(Assemblée, 25. November 1978) 

Article 2 Personnel rétribué 
Le personnel rétribué est le suivant : 

- les prêtres, les diacres, les assistants pastoraux et les catéchistes permanents 
exerçant des ministères et services reconnus par l’Evêque du diocèse ; 

- les aides aux prêtres ; 
- le personnel administratif. 
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Ordonnance concernant l’administration des archives des commu-
nes ecclésiastiques de la République et canton du Jura 
(Assemblée, 25 Juni 2008) 

Article 15 Archives curiales 
Les archives curiales sont gérées selon les directives diocésaines. Elles pourront 
être entreposées dans le même local que les archives de la commune ecclésiasti-
que. 

Ordonnance à la création de l’office du patrimoine religieux  
(Assemblée, 12. Dezember 1980) 

Article 4 
L’Office du Patrimoine religieux est l’organe consultatif lors des restaurations des édi-
fices et monuments religieux, en lien avec l’Evêque. 

Directives concernant la formation des agents pastoraux en charge 
dans la République et Canton du Jura  
(Conseil de la Collectivité [et Conseil du Vicariat],  
1. September 2003) 

1. Généralités 
1 La formation continue des agents pastoraux (prêtres, diacres et laïcs engagés pro-
fessionnellement) est une nécessité reconnue. Ils sont tenus de poursuivre une for-
mation permanente, en relation avec le Conseil du vicariat et la Collectivité ecclésias-
tique cantonale (CEC). 
2 […] 

2.1. Session annuelle et journée annuelle des agents pastoraux 

2.1.1. Description 
1 La session annuelle des agents pastoraux est un temps de formation dont les thè-
mes sont proposés par le groupe de préparation de formation de l’Eglise catholique 
du Jura pastoral et avalisés par le Conseil du vicariat. 
2 La journée annuelle des agents pastoraux, appelé « Entre-Sancey » est une jour-
née de réflexion et de travail sur des thèmes relatifs à la vie de l’Eglise du Jura pas-
toral. Le Vicaire épiscopal et son Conseil plus particulièrement, mais aussi tout agent 
pastoral, s’exprime ou présente des informations sur les projets présents et futurs de 
l’Eglise. 
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2.1.2. Conditions 
[Participation obligatoire]. En cas de non-participation, l’agent pastoral doit en infor-
mer le Conseil du vicariat. 
 

2.2. Formation continue des prêtres, diacres en pastorale et agents pastoraux 
laïcs de formation universitaire (cf document COR) 

2.2.4. Organisation 
1 Dans le prolongement de la formation donnée par le CIFT (Centre interdiocésain de 
formation théologique) et les responsables de l’année pastorale, l’organisation et 
l’animation de ces sessions sont confiées au CCRFP (Centre catholique romand de 
formation permanente) en lien avec les responsables diocésains des destinataires. 
La convocation est faite par le Vicaire épiscopal.  
2 […] 

2.2.6. Remplacement 
Les remplacements sont effectués par des agents pastoraux au service de la CEC. 
Si nécessaire, en cas d’impossibilité, les frais de remplacement sont pris en charge 
par la CEC, avec l’accord du Vicaire épiscopal. 
 

2.3. Recyclages proposés par le Centre catholique romand de formation per-
manente (CCRFP) 

2.3.4. Organisation 
Chaque agent pastoral reçoit une convocation des autorités ecclésiastiques compé-
tentes et est tenu de participer aux sessions et stages organisés à cet effet. […] 

2.3.6. Remplacement 
Les remplacements sont effectués par des agents pastoraux au service de la CEC. 
Si nécessaire, en cas d’impossibilité, les frais de remplacement sont pris en charge 
par la CEC, avec l’accord du Vicaire épiscopal. 
 

2.4. Formations complémentaire d’un agent pastoral laïc en vue d’un change-
ment de ministère (cf document CCRFP) 

2.4.2. Conditions 
[…] Le Vicaire épiscopal est responsable, en lien avec l’agent pastoral laïc, de prépa-
rer et d’organiser la formation complémentaire et de faire des évaluations régulières. 
[…] 
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2.4.3. Durée 
La durée de la formation complémentaire est précisée dans le programme de forma-
tion présenté par le Vicaire épiscopal au Conseil de la CEC et accepté par ce der-
nier. 

2.4.4. Organisation 
La demande est présentée au Conseil de la CEC par le Vicaire épiscopal au moins 
une année avant le début envisagé dans le nouveau ministère. Elle sera accompa-
gnée du programme détaillé de la formation complémentaire et des motivations y 
relatives. 

2.4.6. Remplacement 
Les remplacements sont effectués par des agents pastoraux au service de la CEC. 
Si nécessaire, en cas d’impossibilité, les frais de remplacement sont pris en charge 
par la CEC, avec l’accord du Vicaire épiscopal. 
 

2.5. Congé de formation 

2.5.2. Conditions 
[…] 
4 Néanmoins, le Conseil de la CEC et le Vicaire épiscopal statuent sur les cas parti-
culiers (nouvelle demande, période d’engagement plus courte que dix ans,) ainsi que 
sur la période du congé à accorder. 

2.5.4. Organisation 
1 La demande sera présentée au moins 6 mois avant le début envisagé du congé de 
formation au Conseil de la CEC par le Vicaire épiscopal  
2 Elle sera accompagnée du programme de formation et des motivations y relatives. 

2.5.6 Remplacement 
1 Les modalités pour le remplacement de l’agent pastoral sont réglées par le Vicaire 
épiscopal et en collaboration avec la CEC. […] 
2 […] 
 

2.6. Retraites spirituelles et autres sessions proposées par le CCRFP 
 

1 […] 
2 Les remplacements sont effectués par des agents pastoraux au service de la CEC. 
Si nécessaire, en cas d’impossibilité, les frais de remplacement sont pris en charge 
par la CEC, avec l’accord du Vicaire épiscopal.  
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2.7. Autres formations spécifiques 
 
Le Vicaire épiscopal et le Conseil de la CEC statuent sur les cas particuliers.  

Règlement de la fondation St-Wandrille (Assemblée, 30. Juni 1983) 

Article 1 But 
Le présent Règlement a pour but de définir les modalités d’octroi de prestations fi-
nancières en vue d’acheter, transformer, construire et aménager des immeubles, des 
lieux de culte, cures et autres locaux. 

Article 2 Bénéficiaires 
Les bénéficiaires de ces prestations sont : 

- la Collectivité ecclésiastique cantonale ; 
- le communes ecclésiastiques ; 
- les communautés religieuses et les organisations ecclésiales reconnues par 

l’Evêque et la Collectivité ecclésiastique cantonal ; 
- les écoles catholiques-romaines privées sises dans la République et Canton du  

Jura. 
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 KANTON LUZERN 

Verfassung des Kantons Luzern vom 17. Juni 2007 

§ 80  Religionsgemeinschaften; Organisation und Finanzierung 
1 Die öffentlich-rechtlichen Körperschaften sind autonom. Sie regeln das Stimm- und 
Wahlrecht ihrer Mitglieder und die Grundzüge ihrer Organisation in einem Erlass, der 
ihren Stimmberechtigten zur Abstimmung vorzulegen ist. 
[…] 

Gesetz über die Kirchenverfassung  
(Grosser Rat, 21. Dezember 1964) 

§ 2 Organisation 
1 Die Kirchenverfassung muss folgende Organisation vorsehen: 
 1.  Kirchgemeinden mit einem von den stimmberechtigten Konfessionsangehöri-

gen gewählten Kirchenrat bzw. Kirchenvorstand. Die Kirchenverfassung kann 
bestimmen, dass ihm ein oder mehrere Pfarrer von Amtes wegen angehören; 

 2.  die Synode; 
 3.  den Synodalrat. 
2 Die Kirchenverfassung kann für diese Behörden auch andere Bezeichnungen wäh-
len. 

§ 10  Römisch-katholische Kirchenverfassung; Innerkirchlicher Bereich 
Im innerkirchlichen Bereich ist die römisch-katholische Landeskirche dem Staate ge-
genüber selbständig.  

§ 11  Römisch-katholische Kirchenverfassung; Übertragung von Rech-
ten und Pflichten  

Der Regierungsrat kann Rechte und Pflichten, die ihm auf kirchlichem Gebiet zuste-
hen, im Einverständnis mit den zuständigen kirchlichen Amtsträgern und der Synode 
den Kirchgemeinden oder der römsich-katholischen Landeskirche ganz oder teilwei-
se übertragen.  
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Dekret über die Genehmigung der Verfassung der römisch-
katholischen Landeskirche des Kantons Luzern  
(Grosser Rat, 15. September 1969) 

§ 1  
Die Verfassung der römisch-katholischen Landeskirche des Kantons Luzern vom 29. 
Juni 1969 wird genehmigt.  

§ 2 
Dieses Dekret tritt mit der Beschlussfassung in Kraft. Es ist vom Regierungsrat zu 
veröffentlichen und zu vollziehen.  

Verfassung der römisch-katholischen Landeskirche des Kantons 
Luzern (Verfassungsrat, 25. März 1969; Ausgabe vom 1. Januar 1994) 

[Präambel] 
Das katholische Luzernervolk 
gibt sich in der Absicht, der römisch-katholischen Kirche im Kanton Luzern eine er-
spriessliche Tätigkeit zu sichern und die hiefür notwendige öffentliche Verwaltung 
durch eigene Organe selbständig zu besorgen, […] folgende Kirchenverfassung: 

§ 5  Verhältnis zur römisch-katholischen Kirche 
1 Die Angehörigen der Landeskirche sind dem zuständigen römisch-katholischen Bis-
tum eingegliedert. 
2 In innerkirchlichen Belangen anerkennen Landeskirche und Kirchgemeinden die Leh-
re und Rechtsordnung der römisch-katholischen Kirche.  
3 Die Landeskirche gliedert sich nach ihren eigenen Bedürfnissen in Synodalkreise 
und Kirchgemeinden. Ihre Behörden suchen jedoch, nach Rücksprache mit dem Diö-
zesanbischof, störende Abweichungen von der kirchlichen Dekanats- und Pfarreiein-
teilung zu vermeiden. 

§ 6  Aufgaben im allgemeinen 
1 Landeskirche und Kirchgemeinden sorgen für die religiöse Betreuung der Katholi-
kinnen und Katholiken im Kanton Luzern durch die römisch-katholische Kirche und 
besorgen die der kirchlichen Tätigkeit dienende öffentliche Verwaltung. 
2 Vorbehalten bleiben die dem Staat zustehenden Pflichten und Befugnisse auf kirch-
lichem Gebiet.  

§ 7  Aufgaben und Autonomie der Landeskirche 
1 Die Landeskirche erledigt selbständig die in § 6 umschriebenen Aufgaben, soweit 
sie nicht zum Aufgabenbereich des Staates und der Kirchgemeinden gehören, und 
erlässt die hiefür notwendigen Rechtssätze. Vorbehalten bleiben die Schranken des 
staatlichen Rechts und der Kirchenverfassung. 
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2 Der Landeskirche obliegen insbesondere folgende Aufgaben: 
 a) Werke der Seelsorge, der Karitas und der religiösen Kultur; 

b)   Pflege der Mitwirkung der Laien in der Kirche in Partnerschaft mit den kirchli-
chen Amtsträgern; 

 c)  Vertretung des Kirchenvolkes gegenüber den staatlichen und kirchlichen Be-
hörden; 

 d)  Zusammenarbeit mit landeskirchlichen Organisationen anderer Kantone; 
 e)   Förderung der ökumenischen Tätigkeit und der Zusammenarbeit mit anderen 

Religionsgemeinschaften; 
 f)   Einflussnahme auf das Verhältnis von Kirche und Staat; 
 g)   Übernahme von bisher staatlichen Aufgaben und Befugnissen auf kirchlichem 

Gebiete; 
 h)   Aufsicht über die Kirchgemeinden; 
 i)   Aufsicht über die kirchlichen Stiftungen und über die Verwaltung anderen Kir-

chengutes, soweit keine andere Aufsicht besteht. 
3 Die Landeskirche kann durch Synodalgesetz öffentlich-rechtliche Körperschaften und 
Anstalten errichten sowie die Bildung von Zweckverbänden. 

§ 8  Aufgaben und Autonomie der Kirchgemeinden 
1 Die Kirchgemeinden erfüllen in ihrem Gebiet selbständig die in § 6 umschriebenen 
Aufgaben im Dienste der Pfarreien und erlassen die hiefür notwendigen Rechtssätze. 
Vorbehalten bleiben die Schranken des staatlichen und landeskirchlichen Rechts. 
2 Die Landeskirche kann den Kirchgemeinden Aufgaben und Pflichten übertragen. 
3 Die Kirchgemeinden erheben Steuern aufgrund des kantonalen Rechts und leisten 
der Landeskirche Beiträge zur Deckung ihres Finanzbedarfs. 

§ 26  Wählbarkeit 
1 […] 
2 Als geistliches Mitglied einer landeskirchlichen Behörde ist wählbar, wer die Voraus-
setzungen von § 42 erfüllt und in der Landeskirche stimmberechtigt ist.  

§ 42  Geistliche; Begriff 
Geistliche im Sinne des landeskirchlichen Rechts sind Seelsorgerinnen und Seelsor-
ger, die hauptberuflich in einem kirchlichen Amt tätig sind: 
 a)  gültig geweihte Priester und Diakone, die nicht kirchlich suspendiert sind; 
 b)   Theologinnen und Theologen, die aufgrund der Sendung des Diözesanbischofs 

(Missio canonica) ein kirchliches Amt ausüben. 

§§ 42a-45 [Geistliche; Wahlrecht und Dienstverhältnis] 

§ 55  Synode; Zusammensetzung 
1 Die Synode besteht aus 100 vom Volk gewählten Mitgliedern, nämlich 14 Geistlichen 
und 86 Laien.  
2 […] 
3 Auf jeden Wahlkreis entfallen zwei geistliche Mitglieder. 
4 […] 
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5 Der Bischof ist berechtigt, eine Person als ständige Vertretung mit Antragsrecht und 
beratender Stimme abzuordnen.  

§ 66 Synodalrat und Synodalverwaltung; Zusammensetzung des Syn-
odalrates 

1 Der Synodalrat besteht aus neun von der Synode gewählten Mitgliedern, nämlich 
zwei Geistlichen und sieben Laien.  
2 […] 

§ 87  Kirchgemeinden; Kirchenrat 
1 […] 
2 Der Kirchenrat besteht aus einem Pfarrer beziehungsweise einer Gemeindeleiterin 
oder einem Gemeindeleiter und vier bis vierzehn weitern Mitglieder. 
3 […] 

§ 88  Kirchgemeinden; Pfarrer, Gemeindeleiterin oder Gemeindeleiter im 
Kirchenrat 

1 In Kirchgemeinden mit einer einzigen Pfarrei gehört ihr Pfarrer beziehungsweise 
ihre Gemeindeleiterin oder ihr Gemeindeleiter dem Kirchenrat von Amtes wegen an.  
2 In Kirchgemeinden mit mehreren Pfarreien ordnen die Pfarrer und/oder Gemeinde-
leiterinnen oder Gemeindeleiter aus ihrer Mitte ein Mitglied in den Kirchenrat ab; 
wenn sie diese Wahl nicht vornehmen, steht sie den übrigen Mitgliedern des Kirchen-
rates zu. 
3 Die dem Kirchenrat nicht angehörenden Pfarrer und/oder Gemeindeleiterinnen oder 
Gemeindeleiter haben an dessen Sitzungen beratende Stimme und Antragsrecht. 

Geschäftsordnung der Synode der römisch-katholischen Landeskir-
che des Kantons Luzern (Synode, 23. Oktober 1996) 

§ 14  Protokoll 
[…] 
4 […] Das bereinigte Protokoll wird dem Bischöflichen Ordinariat in Solothurn, der 
Evangelisch-Reformierten Kantonalkirche in Luzern und der Synodalverwaltung zu-
gestellt. Das Büro kann die Zustellung bereinigter Protokolle an weitere interessierte 
Stellen beschliessen.  

§ 18  Erklärungen 
Die Synode kann Erklärungen abgeben, die sich an die Mitglieder der Landeskirche, 
die Öffentlichkeit, die kirchlichen und weltlichen Behörden oder an bestimmte Grup-
pen richten.  
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§ 33  Konsultative Tätigkeit 
1 Soweit die Landeskirche nicht zuständig ist, selbständig Beschlüsse zu fassen, ins-
besondere im innerkirchlichen Bereich gemäss § 5 Abs. 2 KV [Kirchenverfassung] 
oder im Zuständigkeitsbereich des Staates, entfallen die Geschäftsformen des Ge-
setzes, der Verordnung und des Beschlusses. An deren Stelle tritt die Empfehlung.  
2 Die übrigen Geschäftsformen (Erklärung, Motion, Interpellation, Postulat, Einfache 
Anfrage und Petition) sind sinngemäss anwendbar. 

§ 34 f.  [Empfehlungen; Beantwortung der Empfehlungen] 

§ 38  Unterscheidung des Zuständigkeitsbereiches 
Erweist es sich als zweckmässig, aus einem Geschäft denjenigen Teil besonders zu 
behandeln, der nicht in die Zuständigkeit der Landeskirche fällt, wird das Geschäft 
entsprechend dem Zuständigkeitsbereich aufgeteilt. Ist die Frage der Zuständigkeit 
umstritten, so ist die Meinungsäusserung der andern allenfalls zuständigen Instanzen 
(zum Beispiel Bischof, Regierung) einzuholen.  

§ 66  Ständige Kommissionen 
1 Die Synode wählt aus ihrer Mitte für die ordentliche Amtsdauer folgende ständige 
Kommissionen: 
 1. [Geschäftsprüfungskommission]; 
 2.  eine Kommission für religiös-kirchliche und soziale Fragen von mindestens 7 Mit-

gliedern; 
 3. eine Kommission für Fragen der Ökumene von mindestens 7 Mitgliedern;  
 4. eine Kommission für Fragen der Pastoralplanung von mindestens 7 Mitgliedern; 
 5. eine Kommission für kirchliche Bildung und Öffentlichkeitsarbeit von mindes-

tens 7 Mitgliedern; 
 6. eine Grenzbereinigungskommission von 7 Mitgliedern, beziehungsweise je ei-

ner Vertretung aus jedem Synodalkreis; 
 7. [Petitionskommission]: 
 8 [Redaktionskommission]. 
[…] 

§ 68  Kommissionen; Mitwirkung von Geistlichen 
Wenn Kommissionen Empfehlungen im innerkirchlichen Bereich vorbereiten, müssen 
mindestens zwei Geistliche mitwirken. Falls die beauftragte Kommission nicht über 
die erforderliche Anzahl Geistliche verfügt, ist sie durch die Synode oder in dringlichen 
Fällen durch das Büro entsprechend zu ergänzen.  

§ 75  Kommission für religiös-kirchliche und soziale Fragen 
Die Kommission für religiös-kirchliche und soziale Fragen kann Vorlagen nach § 7 
Abs. 2 lit. a-d KV [Kirchenverfassung] prüfen und planen. Sie unterbreitet der Synode 
und dem Synodalrat insbesondere ihre Vorschläge und Stellungnahmen zu aktuellen 
Problemen betreffend Werke der Seelsorge, der Karitas und der religiösen Kultur. 
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§ 76  Kommission für Fragen der Ökumene 
1 Die Kommission für Fragen der Ökumene fördert die ökumenische Entwicklung im 
Kanton Luzern und pflegt die Kontakte mit anderen Religionsgemeinschaften. 
2 Sie prüft die Geschäfte in ökumenischer Sicht und unterbreitet der Synode und dem 
Synodalrat ihre Vorschläge.  

§ 77  Kommission für Fragen der Pastoralplanung 
1 Die Kommission für Fragen der Pastoralplanung bearbeitet Fragen der zukünftigen 
Gestaltung der Seelsorge und ihrer organisatorischen Einrichtungen. Insbesondere 
sucht sie Lösungen für Probleme, die sich aus der gesellschaftlichen Umstrukturie-
rung der Bevölkerung, dem Priestermangel und der unterschiedlichen Finanzkraft der 
Kirchgemeinden ergeben. 
2 Die Kommission unterbreitet der Synode und dem Synodalrat ihre Vorschläge. 

§ 78  Kommission für Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit 
Die Kommission setzt sich mit dem kirchlichen Auftrag für Bildungs- und Öffentlich-
keitsarbeit auseinander, bearbeitet aktuelle Probleme in diesem Bereich und unter-
breitet der Synode und dem Synodalrat ihre Stellungnahmen und Vorschläge. 

§ 79  Grenzbereinigungskommission 
Die Grenzbereinigungskommission prüft alle Geschäfte, mit welchen die Synodal-
kreiseinteilung und die Kirchgemeindegrenzen verändert werden sollen. Sie unterhält 
im Sinne von § 5 Abs. 3 KV [Kirchenverfassung] den nötigen Kontakt mit dem Diö-
zesanbischof. 

§ 83  Gemischte Kommissionen 
Zur Beratung seelsorgerlicher oder innerkirchlicher Fragen kann die Synode eine von 
ihr eingesetzte Kommission soweit ergänzen, dass sie durch die Zuwahl von Dritt-
personen oder den Beizug von Delegierten kirchlicher oder anderer Organisationen 
bis auf die doppelte Zahl der vorgesehenen Mitglieder ergänzt wird. Übt die Synode 
ihr Ergänzungsrecht nicht aus, so kann die betreffende Kommission die Ergänzung 
selber vollziehen.  

VI. Verhältnis zum Bistum 

§ 86  Stellung des Bischofs 
1 Der Bischof ist jederzeit berechtigt, zur Synode zu sprechen. 
2 Der Bischof kann neben oder an Stelle der ständigen Vertretung die entsprechen-
den Ressortinhaberinnen und Ressortinhaber am Ordinariat mit beratender Stimme 
zu den Sitzungen der Kommission für religiös-kirchliche und soziale Fragen, der 
Kommission für Fragen der Ökumene, der Kommission für Fragen der Pastoralpla-
nung und der Kommission für kirchliche Bildung und Öffentlichkeitsarbeit delegieren.  
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§ 87  Bischofsvertretung 
1 Die ständige Vertretung des Bischofs ist in den Beratungen der Synode gleich zu 
behandeln wie ein Mitglied des Synodalrates, und – falls sie im Namen des Bischofs 
spricht – wie eine Kommissionsberichterstatterin oder ein Kommissionsberichterstat-
ter. 
2 Die Vertretung erhält alle Unterlagen wie die Mitglieder der Synode. 
3 Zu den Sitzungen der Kommission für religiös-kirchliche und soziale Fragen, der 
Kommission für Fragen der Ökumene und der Kommission für Fragen der Pastoral-
planung sowie der Kommission für kirchliche Bildung und Öffentlichkeitsarbeit ist sie 
stets einzuladen.  

§ 88  Delegierte 
Die Synode ist berechtigt, soweit das Bistum sie zu Sitzungen einlädt, ständige oder 
besondere Delegierte zu bestellen. Bei zeitlicher Dringlichkeit trifft das Büro die erfor-
derliche Wahl. 

Geschäftsordnung des Synodalrates und der Synodalverwaltung der 
Römisch-Katholischen Landeskirche des Kantons Luzern  
(Genehmigung Synode, 17. Juni 1970) 

Art. 2 
1 Der Synodalrat stellt alle seine Aufgaben zusammen, die sich aufgrund des landes-
kirchlichen und staatlichen Rechts, der parlamentarischen Vorstösse der Synode und 
der Mitteilungen kirchlicher Instanzen ergeben.  
2 […] 

Art. 41 
In seelsorgerlichen Fragen kann der Synodalrat die Vernehmlassung anderer sach-
verständiger Organisationen einholen. Er kann seine Kommissionen durch Delegierte 
solcher Organisationen ergänzen lassen oder einzelne Sachverständige beiziehen. 

Synodalgesetz über die römisch-katholischen Kirchgemeinden des 
Kantons Luzern (Synode, 7. November 2007) 

§ 2  Geltungsbereich 
[…] 
4 In innerkirchlichen Belangen anerkennen die Landeskirche und die Kirchgemeinden 
die Lehre und Rechtsordnung der römisch-katholischen Kirche (§ 5 Absatz 2 Kirchen-
verfassung).  
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§ 5  Aufgaben der Kirchgemeinden 
1 [Verweis auf Kirchenverfassung] 
Dazu gehören insbesondere die Sicherstellung 
 a. der Leitung der Pfarrei (Pfarreileitung, Administration), 
 b. der Verkündigung des Glaubens (Religionsunterricht, kirchliche Erwachsenen-

bildung, Öffentlichkeitsarbeit), 
 c. des Feierns des Glaubens (Gottesdienste, Liturgie), 
 d. des Glaubenslebens (Diakonie, Seelsorge, Vereine), 
 e. der ökumenischen Zusammenarbeit und des interreligiösen Dialogs, 
 f. der Infrastruktur (Gebäude, Einrichtungen, kirchliche Güter), 
 g. der Erfüllung der von der Landeskirche übertragenen Aufgaben (§ 8 Absatz 2 

Kirchenverfassung). 
2 [Verwaltungsaufgaben] 

§ 66  Aufsicht [über die kirchlichen Stiftungen] 
1 […] 
2 Die Änderung des Stiftungszwecks gemäss § 68 Absatz 2 und die Aufhebung der 
kirchlichen Stiftungen (§ 62 Absätze 1 und 2) gemäss § 69 und § 81 bedürfen der 
Zustimmung der zuständigen innerkirchlichen Instanzen. 

Synodalgesetz über die römisch-katholische Mirgrantenseelsorge im 
Kanton Luzern (Synode, 27. Oktober 2004) 

§ 1  Name und Sitz 
Unter dem Namen „Migrantenseelsorge der römisch-katholischen Kirche des Kan-
tons Luzern“ und mit der Kurzbezeichnung „Migrantenseelsorge“ besteht eine juristi-
sche Person des öffentlichen Rechts im Sinne von § 7 Abs. 3 der Kirchenverfassung 
mit Sitz in Luzern.  

§ 2  Zweck 
1 Die Migrantenseelsorge sorgt für die pastorale Begleitung der römisch-katholischen 
Migrantinnen und Migranten im Kanton Luzern durch die römisch-katholische Kirche 
und besorgt die der kirchlichen Tätigkeit dienende öffentliche Verwaltung. 
2 Im Besonderen obliegen ihr folgende Aufgaben: 
 […] 
 d. Förderung der Zusammenarbeit der Laien und der kirchlichen Amtsträger,  
 […] 
 f.  Förderung der Zusammenarbeit über die Kantonsgrenze hinaus, besonders mit 

der Kommission der Schweizer Bischofskonferenz für Migration „migratio“, 
 […] 
3 […] 
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§§ 5-7  [Delegiertenversammlung, Administrativrat; Kontrollstelle] 

§ 8  Pastoralkommission 
1 Zur Gewährleistung der bestmöglichen Kooperation zwischen den Seelsorgeverant-
wortlichen und den Organen der Migrantenseelsorge wird eine Pastoralkommission 
gebildet.  
2 Die Pastoralkommission besteht aus: 
  […] 
 - einer oder einem Delegierten der Regionalleitung der Bistumsregion LU/SH/TG/ZG 

(Bischofsvikariat St. Viktor), 
 […] 
 - einer oder einem Delegierten des kantonalen Seelsorgerates, 
 - einer oder einem Delegierten der Luzerner Dekanenkonferenz. 
3 Den Vorsitz in der Pastoralkommission übernimmt die oder der Delegierte der Re-
gionalleitung. 
4 Die Pastoralkommission hat folgende Aufgaben: 
 a. sie informiert sich über die Seelsorgetätigkeit in einzelnen Sprachgruppen, 
 b. sie animiert pastorale Weiterentwicklungen, 
 c. sie regt die Koordinierung der verschiedenen Tätigkeiten an, 
 d. sie fördert die Zusammenarbeit mit Pfarreien und Kirchgemeinden im Kanton 

Luzern, 
 e. zusammen mit den Verantwortlichen für die Bistumsregion legt sie Ziele und 

Prioritäten der Migrantenseelsorge fest und überprüft deren Verwirklichung. 
5 [Kooperation mit den Fachstellen der Landeskirche] 

§ 9  Wahl der Organe – Wählbarkeit1 
1 […]; für die Mitglieder der Pastoralkommission erfolgt die Wahl einvernehmlich mit 
den Verantwortlichen für die Bistumsregion. […] 
[…] 

§ 16  Vollzug 
1 […] 
2 Der Synodalrat kann mit dem Staat, mit den interessierten Behörden und mit der 
Migrantenseelsorge die erforderlichen Vereinbarungen treffen, eine Vollzugsverord-
nung erlassen und der Migrantenseelsorge die nötigen Weisungen erteilen. 

                                            
1  Gemäss § 4 Abs 2 der Vollzugsverordnung über die Migrantenseelsorge (12. Januar 2005) ist vor der Wahl der Pastoralkom-

missionsmitglieder durch die Synode die Zustimmung der Regionalleitung zu den Wahlvorschlägen einzuholen. 
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Synodalgesetz über Zweckverbände unter römisch-katholischen 
Kirchgemeinden (Synode, 24. Oktober 1973) 

§ 11  Delegiertenversammlung; b. Befugnisse 
1 Der Delegiertenversammlung stehen unter dem Vorbehalt de Referendums folgen-
de Befugnisse zu: 
 […] 
 b. Wahl der Funktionäre und Beschlussfassung über das Dienstverhältnis der 

Seelsorger im Sinne von §§ 43 f. KV [Kirchenverfassung]; 
 […] 
[…] 
4 Die Einholung allfälliger Zustimmungen der kirchlichen Oberbehörden ist Sache des 
Vorstandes. Die kirchliche Amtseinsetzung oder Abberufung von Seelsorgern erfolgt 
durch den Diözesanbischof.  

Synodalgesetz über die Mitfinanzierung der Dekanatsleitungen im 
Kanton Luzern (Synode, 25. Oktober 2006) 

§ 1  Zweck 
Dieses Gesetz regelt die Beteiligung der römisch-katholischen Landeskirche an den 
Kosten der Dekanatsleitungen im Kanton Luzern.  

§ 2  Aufgaben der Dekanatsleitungen 
Die Aufgaben der Dekanatsleitungen sind innerkirchlich geregelt, insbesondere durch 
den Bischof und seine Vertretung im Kanton Luzern. 

§ 3  Beitrag der Landeskirche 
1 Die Landeskirche leistet an die Kosten der Dekanatsleitungen einen Gesamtbeitrag 
von 200 000.00 Franken im Jahr. 
2 [Möglichkeit der Anpassung des Betrags] 

§ 5  Anspruchsvoraussetzung 
1 Anspruchsberechtigt sind alle Dekanate, in denen eine Dekanatsleitung von der De-
kanatsversammlung gewählt und vom Bischof ernannt und eingesetzt ist. 
2 Fehlt die bischöfliche Ernennung oder werden die Aufgaben im Sinne von § 2 die-
ses Gesetzes nicht erfüllt, kann der Synodalrat den Betrag kürzen oder streichen. 

§ 8  Zuständigkeit 
Fachlich sind die Dekanatsleitungen der Vertretung des Bischofs im Kanton Luzern 
unterstellt. Administrativ unterstehen sie den Kirchgemeinden, die bezüglich der De-
kanatsleitung Anstellungsbehörde sind.  
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§ 9  Überprüfung der Auftragserfüllung 
Der Synodalrat verlangt von der Vertretung des Bischofs jährlich einen Bericht über 
die Tätigkeit der Dekanatsleitungen.  

Synodalbeschluss über die Förderung des Religions- und Bibelun-
terrichtes im Kanton Luzern (Synode, 29. Oktober 1975) 

§ 2 
1 […] 
2 Die Zentralstelle [für die Förderung des Religions- und Bibelunterrichtes] arbeitet 
mit den zuständigen kirchlichen Instanzen zusammen. 

§ 3 
Der Synodalrat wählt die Mitglieder der Fachkommission und des Arbeitsteams. Er hat 
hierbei folgende Grundsätze zu berücksichtigen: 
 a. Die Fachkommission besteht aus mindestens neun Mitgliedern. In ihr sollen 

neben den Vertretern der Synode und des Synodalrates der Seelsorgerat mit 
drei, die Pastoralkonferenz mit zwei und die Dekanenkonferenz mit einem De-
legierten vertreten sein. […] 

 b. Die Ernennung der Fachleute des Arbeitsteams erfolgt im Einvernehmen mit 
der Dekanenkonferenz und nach Rücksprache mit den zuständigen diözesa-
nen Stellen. 

Synodalbeschluss über den Beratungsdienst für kath. Religions- 
und Bibelunterricht im Kanton Luzern (Synode, 25. April 1990) 

§ 3 
1 […] 
2 Die Oberaufsicht liegt in pastorellen Belangen beim Regionaldekan, im Administra-
tivbereich beim Synodalrat.  

Synodalbeschluss über die Institutionalisierung der Pfarreibildung 
im Kanton Luzern (Synode, 25. Oktober 1989) 

§ 3 
Der Synodalrat ernennt die Mitglieder der Pfarreibildungskommission und des Bil-
dungsteams. Er hat dabei folgende Grundsätze zu berücksichtigen: 
 a. Die Kommission besteht aus 12 bis 14 Mitgliedern und setzt sich wie folgt zu-

sammen: 
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  Regionaldekan (Präsident), 1 Vertreter der Dekanenkonferenz und der Pasto-
ralkonferenz, 2 Vertreter des Synodalrates, 1 Pastoraltheologe, 1 Vertreter des 
kantonalen Seelsorgerates, Leiter des Bildungsteams und 4–6 weitere Mitglie-
der (Seelsorger, Synodale, Pfarreiräte, Bildungshäuser); 

 b. Das Bildungsteam besteht aus einem verantwortlichen Bildungsleiter und wei-
teren nebenamtlichen Mitarbeitern. Der Synodalrat ernennt die Fachleute auf 
Vorschlag der Pfarreibildungskommission mit dem Einverständnis des Regio-
naldekans. 

 § 4 
Das Bildungsteam arbeitet unter der Leitung der Pfarreibildungskommission. Die 
Aufsicht über die Pfarreibildungskommission und das Bildungsteam obliegen  dem 
Bischof und dem Synodalrat.  

Synodalbeschluss über die Umsetzung des Pastoralen Orientie-
rungsrahmens Luzern [POL], Erster Teil (3. November 1999) 
 
Dieser Beschluss enthält nicht direkt normativ verbindliche Regelungen sondern 
vielmehr in die Zukunft gerichtete Programmartikel und Empfehlungen über die Ges-
taltung des pastoralen Bereichs in der römisch-katholischen Kirche im Kanton Lu-
zern. Der Beschluss setzt sich aus folgenden Themenblöcke zusammen: Gegensei-
tiger Umgang innerhalb der Kirche; Ziele und Strukturen der Seelsorge; Verkündi-
gung des Evangeliums in der Welt von heute; Stellenwert von Diakonie und Solidari-
tät; Öffentlichkeitsarbeit.  
Die Umsetzung dieser Ziele soll weitgehend in Zusammenarbeit, bzw. im Einverneh-
men mit dem Regionaldekan erfolgen.  
In einem zweiten Abschnitt werden „Anträge, die Problemfelder übergreifen“ genannt: 
Einerseits sind damit die Erstellung eines entsprechenden Handbuches „für sachge-
rechte Führung und kommunikative Zusammenarbeit“ gemeint, andererseits die Ein-
setzung eines POL-Beauftragten. 

Synodalbeschluss über die Beteiligung der römisch-katholischen 
Landeskirche des Kantons Luzern an den Kosten der Leitung der 
Bistumsregion LU/SH/TG/ZG (Bischofsvikariat St. Viktor)  
(Synode, 27. Oktober 2004) 
 
1. Die römisch-katholische Landeskirche des Kantons Luzern beteiligt sich grund-

sätzlich an den Kosten der Leitung der Bistumsregion LU/SH/TG/ZG (Bischofsvi-
kariat St. Viktor). 

[Konkretisierungen, insb. Erstellung eines jährlichen Budgets durch den Synodalrat in 
Zusammenarbeit mit dem Bischof von Basel] 
 
 



Dokumentation Selbstverständnis und Hinordnung  Luzern 

74 

Reglement der landeskirchlichen Fachkommission für pastorelle 
Fragen beim Denkmalschutz kirchlicher Bauten 
(Synodalrat, 5. Dezember 1973) 

§ 4  Aufgaben; 1. Allgemeiner Grundsatz 
1 […] Sie [die Fachkommission] setzt sich zu diesem Zweck mit den zuständigen In-
stanzen des Bischöflichen Ordinariates in Verbindung.  
2 [2. Beratung] 

Vollziehungsverordnung betreffend die Zentralstelle für Religions- 
und Bibelunterricht im Kanton Luzern 
(Synodalrat, 7. Januar 1976) 

§ 13  Dekanenkonferenz; Besondere Befugnisse 
1 Die Dekanenkonferenz holt die Vernehmlassungen und Berichte der zuständigen 
kirchlichen Instanzen ein und orientiert die Zentralstelle über das Ergebnis derselben. 
2 Die Wahlvorschläge für die Mitglieder des Arbeitsteams bedürfen zu ihrer Gültigkeit 
der Zustimmung der Dekanenkonferenz. Ueberdies sind ihr auch alle Vorschläge für 
die Wahl von Geistlichen an regionale Arbeitsstellen zur Stellungnahme zu unterbrei-
ten.  
3 Anstände im innerkirchlichen Bereich werden dem Präsidenten der Dekanenkonfe-
renz zur Stellungnahme unterbreitet. Soweit sie an andere kirchliche Instanzen wei-
tergeleitet werden müssen, erfolgt die Weiterleitung durch ihn. 
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 KANTON NEUENBURG 
 
 
Neben dem Kanton Genf kennt auch der Kanton Neuenburg das System einer weit-
gehenden Trennung von Kirche und Staat, was jedoch nicht ausschliesst, dass der 
Kanton religiöse Gemeinschaften anerkennen kann. Dies ist ausdrücklich in der Ver-
fassung vom 24. September 2000 geregelt, einerseits in Art. 97 Abs. 2 und anderer-
seits, konkret auf die Kirchen bezogen, in Art. 98 Abs. 1. 

Constitution de la République et Canton de Neuchâtel  
du 24 septembre 2000 

Art. 97 Principes 
1 […] 
2 L’Etat est séparé des Eglises et des autres communautés religieuses. Il peut toute-
fois les reconnaître comme institutions d’intérêt public. 
3 L’indépendance des Eglises et des autres communautés religieuses est garantie.  

Art. 98 Eglises reconnues 
1 L’Etat reconnaît l’Eglise réformée évangélique, l’Eglise catholique romaine et l’Eglise 
catholique chrétienne du Canton de Neuchâtel comme des institutions d’intérêt public 
représentant les traditions chrétiennes du pays. 
[…] 
 
 
Was unter der Anerkennung im öffentlichen Interesse zu verstehen ist, wird im 
«Concordat entre l’Etat de Neuchâtel et l’Eglise réformée évangélique du Can-
ton de Neuchâtel, l’Eglise catholique romaine et l’Eglise catholique chrétienne» 
vom 2. Mai 2001 genauer ausgeführt. Unter anderem ist auch im Kanton Neuenburg 
eine freiwillige Kirchensteuer, welche von den staatlichen Behörden (umsonst) erho-
ben wird, vorgesehen.  
 
Bezüglich der Organisation und Repräsentation ist die römisch-katholische Kirche in 
der als Verein konstituierten und hauptsächlich auf die finanziellen Belange ausge-
richteten „Fédération catholique romaine neuchâteloise“ zusammengeschlossen, 
ähnlich wie im Kanton Genf. Normative Grundlage bilden dabei die Vereinsstatuten, 
welche sowohl im Namen des Vereins von dessen président und administrateur als 
auch vom Bischof von Lausanne, Genf und Freiburg unterzeichnet wurden.  
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Statuts de la Fédération catholique romaine neuchâteloise  
(Assemblée générale, 1. Juni 1995) 

Article 2 Buts 
1 La Fédération a pour but de favoriser l’action pastorale de l’Eglise catholique ro-
maine dans le canton de Neuchâtel. 
En vertu du concordat passé entre l’Etat de Neuchâtel et les Paroisses catholiques 
romaines du canton de Neuchâtel, les 10 et 13 novembre 19422, elle perçoit et admi-
nistre les fonds nécessaires à cette action. 
2 Elle fournit en premier lieu un salaire : 
 - aux prêtres nommés par l’évêque du diocèse ; 
 - aux permanents pastoraux qu’elle engage ; 
 - aux aumôniers et permanents diocésains et romands nommés par la Conférence 

des ordinaires romands (COR) ; 
 - aux aides aux prêtres qu’elle engage ; 
 - au personnel de son administration. 
3 Dans la mesure où cette tâche est assurée, la Fédération peut contribuer au main-
tien et au développement de la vie de l’Eglise catholique romaine, notamment par 
des subventions. 

Article 5 Membres 
Sont membres de la Fédération : 
 a) [Paroisses] 
 b) sur demande, les institutions catholiques structurées au niveau cantonal, qui 

[..] sont reconnues par l’Autorité ecclésiale, […] 

Article 8 Compétences [de l’assemblée générale des délégués] 
L’assemblée générale des délégués est le pouvoir suprême de l’association. Elle a les 
compétences suivantes : 
 - l’adoption ou la modification des statuts, après avoir entendu l’avis de l’évêque 

diocésain ; 
 […] 
 - l’acquisition, l’aliénation, la construction ou la rénovation importante de biens im-

mobiliers, après avoir entendu l’avis de l’évêque diocésain ; 
 - la dissolution de la Fédération, après avoir entendu l’évêque diocésain.  
 

Article 9 Composition [de l’assemblée générale des délégués] 
1 […] 
2 Elle [l’assemblée] est composée de 3 délégués par membre: le responsable pasto-
ral et deux laïcs. 
3 […] 

                                            
2  Diese Übereinkunft ist nicht mehr in Kraft; sie wurde vom neuen „Concordat“ vom 2. Mai 2001 zwischen dem Kanton Neuen-

burg und den drei öffentlich anerkannten Kirchen abgelöst. 
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Article 10 Convocation [de l’assemblée générale des délégués] 
1 Le comité convoque : 
 a) […] 
 b) une assemblée extraordinaire 
  - […] 
  - à la demande, […] soit de l’évêque diocésain. 
[…] 

Article 13 Composition [du comité] 
1 Le comité de la Fédération est composé : 
 - du vicaire épiscopal et du doyen, membres de droit ; 
 - [laïcs] 
 - de 2 représentants désignés par les prêtres et les agents pastoraux religieux et 

laïcs. 
[…] 

Article 14 Organisation [du comité] 
1 Le comité s’organise lui-même. Il se donne un président et un vice-président qui 
sont des laïcs. 
2 Le bureau du comité est formé au moins du président, du vice-président et du vi-
caire épiscopal. […] 
3 […] 

Article 15 Convocation [du comité] 
Le président et le vice-président convoquent le comité aussi souvent que les affaires 
de la Fédération l’exigent, mais au moins 6 fois l’an, ou à la demande du vicaire 
épiscopal ou de 3 membres du comité.  

Article 18 Collaboration avec le vicaire épiscopal 
1 Les organes de la Fédération collaborent avec le vicaire épiscopal et son conseil 
dont la tâche est de promouvoir et de coordonner toutes les activités pastorales dans 
le canton.  
2 Le vicaire épiscopal avec son conseil présente au comité de la Fédération les de-
mandes d’investissement nécessaire pour y répondre.  

Article 19 Relation avec l’évêque diocésain 
Le comité informe l’évêque diocésain des activités de la Fédération en lui faisant 
parvenir les procès-verbaux des séances de comité et de l’assemblée générale des 
délégués, ainsi que le budget et les comptes. 
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 KANTON NIDWALDEN 

Verfassung des Kantons Unterwalden nid dem Wald  
vom 10. Oktober 1965 

Art. 34 Römisch-katholische Kirche 
1 […] 
2 Der Landrat ist zuständig, den Kanton im Rahmen des Bundesrechts beim Abschluss 
der für das Verhältnis zum Bistum notwendigen Übereinkommen mit der Kurie zu ver-
treten. 

Art.  37       Selbständigkeit 
1 Die öffentlichrechtlich anerkannten Kirchen ordnen im Rahmen der Gesetzgebung ih-
re Angelegenheiten selbständig. 
2 Wird durch die stimmberechtigten Kirchenglieder eine Kirchenverfassung erlassen, 
bedarf sie der Genehmigung durch den Landrat. 

Art.  89       Stimm- und Wahlrecht [in Kirchgemeinden oder Kapellgemeinden] 
1 […]  
2 Der zuständige Pfarrer oder Kaplan ist von Amtes wegen Mitglied des Kirchen- oder 
Kapellrates. 
3 […] 

Verordnung über die Verwaltung des Diözesanfonds  
(Landrat, 8. Februar 1964) 

§ 1       
1 Der Diözesanfonds wird unter der Aufsicht des Regierungsrates durch die Finanzdi-
rektion verwaltet. 
2 Das unantastbare Fondsvermögen beträgt Fr. 50 000.–. 
3 Die Jahresrechnung und der Vermögensausweis müssen jährlich im Rahmen der 
Staatsrechnung vom Landrat genehmigt werden. 
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§ 2       
Die verfügbaren Mittel dieses Fonds sind wie folgt zu verwenden: 
 1. für einen jährlichen Beitrag an die Bistumsverwaltung; 
  2. für einen jährlichen Beitrag an das Dekanat Nidwalden; 
 3. für die Kosten der bischöflichen Firmreise im Kanton; 
  4. für die Kosten der Fondsverwaltung. 

§ 3 
[Stipendien an Theologiestudierende]  

Verfassung der Römisch-Katholischen Landeskirche des Kantons 
Nidwalden (26. Oktober 1975) 

Verhältnis zu Staat und Kirche 

Art. 3  1. allgemein 
Die Landeskirche ordnet durch diese Verfassung im Rahmen der Kantonsverfassung 
und der übrigen staatlichen Gesetzgebung ihre Angelegenheiten selbständig. 

Art. 4          2. staatliche Aufsicht  
1 Die Landeskirche und die Kirchgemeinden stehen hinsichtlich der nicht innerkirchli-
chen Angelegenheiten unter der Aufsicht der staatlichen Behörden. 
2 Die Aufsicht über die Landeskirche steht dem Landrat zu; bei schwerer Pflichtver-
letzung hat dieser die notwendigen Massnahmen endgültig anzuordnen. 
3 Die Aufsicht über die Kirchgemeinden richtet sich nach dem Gemeindegesetz. 

Art. 5  2. römisch-katholische Kirche 
1 In innerkirchlichen Belangen anerkennen Landeskirche und Kirchgemeinden Lehre 
und Rechtsordnung der römisch-katholischen Kirche. 
2 Zum Abschluss der für das Verhältnis zum Bistum notwendigen Übereinkommen ist 
im Rahmen des Bundesrechts der Landrat zuständig. 

Art. 6         Aufgaben; 1. allgemein  
1 Landeskirche und Kirchgemeinden besorgen die der kirchlichen Tätigkeit dienende 
öffentliche Verwaltung. 
2 Vorbehalten bleiben die dem Kanton zustehenden Pflichten und Befugnisse auf 
kirchlichem Gebiet. 
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Art. 7         Aufgaben; 2. Landeskirche  
Die Landeskirche erfüllt selbständig im Rahmen der Gesetzgebung folgende Aufga-
ben: 
 1. Werke der Seelsorge, der Hilfstätigkeit sowie der religiösen Bildung und Kul-

tur, welche den Bereich der Kirchgemeinde überschreiten; 
 2.  Vertretung des Kirchenvolkes gegenüber den staatlichen und kirchlichen Be-

hörden; 
 3. Zusammenarbeit mit landeskirchlichen Organisationen anderer Kantone; 
 4. Förderung der Zusammenarbeit mit andern Religionsgemeinschaften; 
 5. Ausgleich der von der Kirchgemeinden zu tragenden Aufgaben und Lasten;  
 6. weitere ihr durch die Gesetzgebung übertragene Aufgaben.  

Art. 27      Grosser Kirchenrat; Zusammensetzung und Wahl  
1 Der Grosse Kirchenrat setzt sich aus 40 Mitgliedern zusammen. 
2 Fünf Mitglieder werden von den Mitgliedern des Dekanates Nidwalden aus ihrer 
Mitte gewählt.  
3 35 Mitglieder werden von den Kirchgemeinden gewählt, wobei Mitglieder des Deka-
nates Nidwalden nicht wählbar sind.  
4 […] 

Art. 43 Kleiner Kirchenrat; Wahl  
1 Der Kleine Kirchenrat besteht aus sieben Mitgliedern, wovon eine Person dem De-
kanat Nidwalden angehören muss.  
[…] 

Art. 56 Finanzhaushalt der Landeskirche; Weitere Gesetzgebung 
Die Landeskirche hat durch landeskirchliches Gesetz die weiteren notwendigen Be-
stimmungen über  den Finanzhaushalt zu erlassen, insbesondere […] über den Bei-
trag an das Bistum, über die Finanzierung der landeskirchlichen Seelsorge. 

Art. 64 Kirchenrat; 2. Seelsorgerinnen und Seelsorger  
1 Der Kirchenrat hat im Einvernehmen mit den Seelsorgerinnen und Seelsorgern die 
pastoralen Belange zu fördern und zu unterstützen. 
2 Die Anordnung und Gestaltung der Gottesdienste und sonstigen Kulthandlungen 
sowie die Führung und Aufbewahrung der Pfarrbücher sind Sache des zuständigen 
Pfarrers oder Pfarrprovisors; in Fragen der Gottesdienstordnung ist der Kirchenrat 
anzuhören. 

Gesetz über den Finanzhaushalt und den Finanzausgleich 
(Grosser Kirchenrat, 21. Juni 2002) 

Art. 21 Mittelverwendung; Bistumsbeitrag 
Der Grosse Kirchenrat ist zuständig, den jährlichen Beitrag der Kirchenglieder an die 
Verwaltungskosten des Bistums frei zu gewähren. 
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 KANTON OBWALDEN 

Verfassung des Kantons Obwalden vom 19. Mai 1968 

Art. 4  Kirchenorganisation 
1 Die Religionsgemeinschaften organisieren sich nach ihrem kirchlichen Selbstver-
ständnis. 
2 Für die katholische Kirchenorganisation ist das katholische Kirchenrecht massge-
bend. Die Kirchgemeindeorganisation vollzieht sich nach Massgabe der Kantons-
verfassung. 
3 […] 
4 Die kirchliche Oberleitung der Konfessionen wird anerkannt, die Kirchenämter sind 
öffentliche Ämter, und das Steuerbezugsrecht der Kirchgemeinden ist gewährleistet.  

Art. 5  Kirchliche Autonomie 
1 Die öffentlich-rechtlich anerkannten Kirchen ordnen ihre Angelegenheiten selbstän-
dig. 
2 In gemischten Belangen, die den ganzen Kanton beschlagen, hat der Erziehungsrat 
unter Beizug eines Vertreters der betreffenden Konfession die Angelegenheit vorzu-
beraten und dem Regierungsrat Antrag zu stellen.  

Art. 7  Verhältnis zum Bistum 
1 Ein Konkordat über die Zugehörigkeit zu einem Bistum bedarf der Ratifikation durch 
den Kantonsrat. 
2 Zur Mitwirkung beim Abschluss des Konkordates ist der Regierungsrat zuständig. 

Art. 70 Kantonsrat; Sachbefugnisse 
In die Zuständigkeit des Kantonsrates fallen sodann: 
 […] 
 13. der Entscheid über den Beitritt zu interkantonalen Vereinbarungen sowie über 

den Abschluss von Rechtsgeschäften mit dem Bistum, unter Vorbehalt des Fi-
nanzreferendums und soweit diese Befugnisse nicht durch die Gesetzgebung 
dem Regierungsrat übertragen sind; 

 […] 

Art. 102 Kirchgemeinden; Mitgliedschaft 
[…] 
3 Im Kirchgemeinderat steht dem Pfarrer von Amtes wegen Sitz und Stimmrecht zu, 
ferner auch den Kuratkaplänen, soweit Geschäfte in bezug auf ihre Kaplaneien zu be-
handeln sind.  
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Art. 103 Kirchgemeinden; Kirchgemeindesprengel 
1 […] 
2 Für Veränderungen des Pfarreisprengels und die Errichtung neuer Pfarreien ist der 
Diözesanbischof zuständig, der nach Anhören des betreffenden Kirchgemeinderates 
entscheidet. Drängt sicht zufolge Teilung oder Vereinigung von Kirchgemeinden auch 
eine Änderung des Pfarreisprengels auf, so ist hiefür eine Verständigung mit dem 
Diözesanbischof herbeizuführen.  
3 […] 

Art. 104 Kirchgemeinden; Kirchgemeindevermögen und Kirchgemeinde-
steuer 

1 […] Verwaltet eine Kirchgemeinde Vermögen kirchlicher juristischer Personen, so 
ist dem Bischof Rechnung abzulegen. Aufsichtsbehörde ist der Regierungsrat. 
2 […] 

Art. 105 Kirchgemeinden; Zuständigkeit der katholischen Kirchgemeinden 
1 Die katholischen Kirchgemeinden haben, vorbehältlich besserer Rechte und beson-
derer Pflichten Dritter und nach Massgabe der speziellen Rechtstitel, vorwiegend die 
Aufgabe, die Geistlichen zu wählen (Präsentation) und für den Finanzbedarf der Pfar-
reien Vorsorge zu treffen. Sie können weitere Aufgaben übernehmen. 
2 Aufsicht und Verwaltung der Kapellen obliegen unter Vorbehalt besonderer Verhält-
nisse den Bürgergemeinden. Diese Befugnisse und allfällige Verpflichtungen können 
vertraglich an die Kirchgemeinden übertragen werden. Bei der Aufsicht und Verwal-
tung der Kapellen stehen dem Pfarrer und den Kuratkaplänen im Bürgergemeinderat 
Sitz und Stimme zu. 

Statut des Verbands römisch-katholischer Kirchgemeinden des Kan-
tons Obwalden (18. Dezember 2001) 

Art. 3  Zweck 
Der Verband bezweckt: 
1 Die Vertretung der gemeinsamen Interessen der Mitglieder [Kirchgemeinden]. 
2 Die Koordination und Regelung gemeinsamer Anliegen der Mitglieder. 
3 Die Erfüllung übergreifender kirchlicher Aufgaben, wie in den Bereichen: 
 a) katechetische Arbeits- und Medienstelle; 
 b) Jugendseelsorge; 
 c) Arbeitsstelle Jungwacht/Blauring; 
 d) Ausländerseelsorge. 
4 Die Unterstützung kirchlicher, karitativer oder sozialer Organisationen. 
5 Die Zusammenarbeit mit dem Dekanat, der Diözese, der Biberbrugger Konferenz, 
der römisch-katholischen Zentralkonferenz der Schweiz, den evangelisch-reformier-
ten Kirchgemeinden des Kantons Obwalden sowie weiteren kirchlichen oder staats-
kirchlichen Organisationen.  
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Art. 8  Verbandsversammlung; Rechtsstellung / Zusammensetzung 
[…] 
2 Sie [die Verbandsversammlung] setzt sich aus den Mitgliedern des Administrations-
rates, den weiteren Delegierten der Verbandsmitglieder sowie deren Pfarrer bzw. Ge-
meindeleiter/Gemeindeleiterinnen zusammen.  
[…] 

Art. 9  Verbandsversammlung; Einberufung / Ablauf 
[…] 
2 Ausserordentliche Verbandsversammlungen finden statt:  
 a) […] 
 b) wenn […] mindestens die Pfarrer bzw. Gemeindeleiter/Gemeindeleiterinnen 

von fünf Pfarreien dies unter Nennung der zu behandelnden Geschäfte beim 
Administrationsrat schriftlich verlangen. 

[…] 

Art. 10 Verbandsversammlung; Anträge 
1 […] oder mindestens fünf Pfarrer bzw. Gemeindeleiter/Gemeindeleiterinnen können 
bis zum 31. Januar bzw. 31. Juli zu Handen der nächsten Verbandsversammlung 
beim Administrationsrat schriftliche Anträge einreichen. 
2 […] 

Art. 12 Administrationsrat; Zusammensetzung / Organisation 
1 Der Administrationsrat setzt sich zusammen aus je einem Vertreter / einer Vertrete-
rin der Delegierten jedes Verbandsmitgliedes und einem Vertreter der Pfarrer bzw. 
Gemeindeleiter/Gemeindeleiterinnen sowie dem Präsidenten / der Präsidentin und 
dem Finanzchef / der Finanzchefin, sofern letztere nicht Vertreter der Verbandsmit-
glieder sind. Der Dekan gehört dem Administrationsrat von Amtes wegen an.  
[…] 

Art. 13 Administrationsrat; Zuständigkeit 
In die Zuständigkeit des Administrationsrates fallen: 
 [...] 
 h) die Verwaltung des Diözesanfonds und anderer kantonal-kirchlicher Fonds; 
 […] 

Art. 17 Revisionsstelle; Aufgaben 
1 Die Revisionsstelle prüft die gesamte Verbandsrechnung sowie den Diözesanfonds 
und die anderen kantonal-kirchlichen Fonds, welche vom Administrationsrat verwaltet 
werden. […] 
[…] 

Art. 24 Inkrafttreten / Aufhebung bisheriges Statut 
1 Das vorliegende Statut tritt nach der Zustimmung aller bisheriger Mitglieder und der 
Genehmigung durch den Regierungsrat sowie des bischöflichen Ordinariates auf den 
1. Januar 2002 in Kraft. 
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 KANTON ST. GALLEN 

Verfassung des Kantons St. Gallen vom 10. Juni 2001 

Art. 109 Bestand und Anerkennung 
1 […] 
2 Das Bistum St.Gallen, die Evangelische Kirche, die Christkatholische Kirche und die 
Jüdische Gemeinde bestehen nach ihrem Selbstverständnis. 

Art. 110 Autonomie 
1 Die Religionsgemeinschaften sind autonom.  
2 […] 

Gesetz über die Besorgung der Angelegenheiten des katholischen 
und des evangelischen Konfessionsteiles  
(Grosser Rat, 25. Juni 1923) 

Art. 1   
1 Die religiösen und rein kirchlichen Angelegenheiten besorgen die kirchlichen Behör-
den. 
2 Der katholische und der evangelische Konfessionsteil geben sich ihre konfessionel-
len Organisationen selbst, unter Sanktion des Grossen Rates, und zwar:  
 a) der katholische Konfessionsteil für Besorgung der katholischen konfessionel-

len und klösterlichen Angelegenheiten, welche nicht rein kirchlicher Natur sind, 
sowie für Verwaltung der Fonde und Stiftungsgüter der katholischen Konfessi-
on;  

 b)  […]  
3 Die von jeder Konfession aufzustellenden Behörden besorgen die konfessionellen 
Angelegenheiten gemischter Natur sowie die Verwaltung der Fonde und Stiftungsgü-
ter der Konfessionen, unter Aufsicht und Sanktion des Staates (Art. 24 der Kantons-
verfassung). 

Art. 4  
1 Die von den obersten Organen eines Konfessionsteiles (Katholisches Kollegium 
und Evangelische Synode) erlassenen allgemein verbindlichen Verordnungen bedür-
fen der Genehmigung des zuständigen Departementes, die zu erteilen ist, wenn sich 
diese Verordnungen im Rahmen der Organisation halten und mit staatlichen Geset-
zen und Verordnungen nicht im Widerspruche stehen. 
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Art. 5 
1 Das Katholische Kollegium ist verpflichtet, für Vereinbarungen über Änderungen am 
Bestande und Umfange des Bistums die Genehmigung des Grossen Rates einzuho-
len. 

Verfassung des Katholischen Konfessionsteils  
des Kantons St. Gallen (Kath. Kollegium, 18. September 1979) 

Art. 2  Aufgaben 
1 Der Konfessionsteil besorgt die konfessionellen Angelegenheiten. Er schafft Vor-
aussetzungen und leistet Hilfe für die Erfüllung kirchlicher Aufgaben. 
2 Die rein kirchlichen Angelegenheiten sind Sache der kirchlichen Behörden. 
3 Beschlüsse im Einvernehmen konfessioneller und kirchlicher Behörden sind erfor-
derlich, wo diese Verfassung es vorsieht.  

Art. 3  Rechtliche Stellung des Bistums St. Gallen 
1 Das rechtliche Verhältnis des Konfessionsteils zum Bistum St. Gallen richtet sich 
nach dem Bistumskonkordat. 
2 Das Bistum St. Gallen ist als öffentlich-rechtliche juristische Person anerkannt.  

Art. 3bis Zusammenarbeit mit dem Bistum 
Der Konfessionsteil arbeitet in pastoralen Aufgaben mit dem Bistum zusammen. 

Art. 24 Katholisches Kollegium; Befugnisse, c) Rechtsetzung, 2. Dekrete 
[…] 
3 Beschlüsse konfessioneller und kirchlicher Organe, für die das gegenseitige Ein-
vernehmen erforderlich ist, werden durch ein Dekret festgelegt; dieses kann nur mit 
Zustimmung des Bischofs geändert oder aufgehoben werden. 

Art. 26 Katholisches Kollegium; Befugnisse, d) Bistumskonkordat 
1 Das Kollegium übt die Rechte aus, die ihm aus dem Bistumskonkordat zustehen. 
2 Verträge, die Einrichtungen des Bistums betreffen, müssen dem Kollegium zur Ge-
nehmigung vorgelegt werden. Sie werden vom Administrationsrat mit der zustän-
digen kirchlichen Behörde abgeschlossen. 

Art. 39 Administrationsrat; Aufgaben, d) Vertretung nach aussen 
1 […] 
2 Er [der Administrationsrat] schliesst Verträge mit staatlichen und kirchlichen Instan-
zen sowie mit Privaten ab. 
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Art. 42 Administrationsrat; Aufgaben, g) Klöster 
1 Der Administrationsrat schützt im Einvernehmen mit dem Bischof die Klöster und 
die anderen religiösen Gemeinschaften und unterstützt sie in Angelegenheiten, die 
nicht rein kirchlicher Natur sind. Die Klöster können dem Administrationsrat die Wahl 
einer Beraterin oder eines Beraters beantragen. 
2 [Bezeichnung der Klöster, die der Aufsicht des Administrationsrats unterstehen] 

Art. 43 Administrationsrat; Aufgaben, h) Zusammenarbeit mit dem Bi-
schöflichen Ordinariat 

1 Der Administrationsrat unterstützt das Bischöfliche Ordinariat in der Erfüllung seiner 
Aufgaben. 
2 Er vermittelt auf Wunsch bei Auseinandersetzungen zwischen Kirchgemeinde- und 
kirchlichen Organen. 

Art. 44 Administrationsrat; Aufgaben, i) Schutz der Religionsfreiheit 
1 […] 
2 Er [der Administrationsrat] gewährt den Geistlichen und den im kirchlichen Dienst 
stehenden Laien Schutz in der Erfüllung ihrer kirchlichen Aufgaben. 

IV. Einrichtungen 

Art. 46 Trägerschaft  
1 Der Konfessionsteil ist Träger folgender Einrichtungen:  
 a) Kathedrale St. Gallen;  
 b)  Seminar St. Georgen;  
 c)  Stiftsbibliothek St. Gallen;  
 d)  Katholische Kantonssekundarschule St. Gallen;  
 e)  ...  
 f)  Schweizerisches Pastoralsoziologisches Institut;  
 g)  Pensionskasse für die Diözese St. Gallen;  
 h)  Diözesane Kirchenmusikschule St. Gallen.  
2 Der Konfessionsteil trägt gemeinsam mit dem Kanton das Stiftsarchiv St. Gallen. 
3 Der Konfessionsteil trägt gemeinsam mit dem Bischof die Caritas St. Gallen. 
4 Das Kollegium kann durch Dekret weitere Einrichtungen begründen oder den Kon-
fessionsteil daran beteiligen. 

Art. 47 Kathedrale St. Gallen  
1 Die ordentliche Verwaltung der Kathedrale St. Gallen obliegt einer Kommission, der 
Vertreter des Administrationsrates, des Kirchenverwaltungsrates St. Gallen und des 
Bischofs angehören. 
2 Die nähere Regelung wird nach Anhören des Bischofs zwischen dem Administrati-
onsrat und dem Kirchenverwaltungsrat St. Gallen vereinbart und vom Kollegium ge-
nehmigt. 
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Art. 48 Seminar St. Georgen 
Der Administrationsrat verwaltet das Seminar St. Georgen. 

Art. 54 Pensionskasse für die Diözese St. Gallen  
1 Das Kollegium erlässt das Statut der Pensionskasse für die Diözese St. Gallen als 
Dekret.  
2 Der Konfessionsteil übernimmt die Garantie für die Erfüllung der statutarischen Leis-
tungen. 

Art. 54bis Caritas St. Gallen   
1 Die Caritas St. Gallen ist eine gemeinsame Einrichtung von Bistum und Konfessi-
onsteil. Bischof und Administrationsrat vereinbaren deren Aufgaben und Organisation. 

Art. 54ter Diözesane Kirchenmusikschule St. Gallen   
1 Der Administrationsrat erlässt das Schulreglement der Diözesanen Kirchenmusik-
schule St. Gallen und wählt die Schulkommission; ein Mitglied wird vom Bischof be-
stimmt. 

Art. 59 Kirchgemeinden; Bestandesänderungen 
1 […] 
2 Der Administrationsrat hört den Bischof an, bevor er einen Verschmelzungsbe-
schluss genehmigt oder dem Kollegium ein Dekret vorschlägt. 

Art. 60 Kirchgemeinden; Grenzänderungen 
1 Benachbarte Kirchgemeinden können durch Vereinbarung ihre Grenzen verändern. 
Die Vereinbarung muss von den Bürgerschaften gutgeheissen werden. Sie bedarf zu 
ihrer Gültigkeit der Genehmigung des Administrationsrates, der zuvor den Bischof an-
hört. 
2 Der Administrationsrat kann nach Anhören des Bischofs Grenzänderungen anord-
nen, wenn die Seelsorge in den Pfarreien oder die Verwaltung der Kirchgemeinden 
es erfordert. Gegen den Beschluss des Administrationsrates können betroffene Kirch-
gemeinden und Private innerhalb von 30 Tagen Rekurs beim Kollegium erheben. 

Art. 63 Kirchgemeinden; Kirchenverwaltungsrat, a) Zusammensetzung 
1 […] 
2 Der Pfarrer nimmt mit beratender Stimme und Antragsrecht an den Sitzungen teil; 
er kann sich durch eine Seelsorgerin oder einen Seelsorger mit bischöflicher Beauf-
tragung vertreten lassen. 
3 […] 
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Art. 65 Kirchgemeinden; Kirchenverwaltungsrat, c) Zusammenwirken 
1 Der Kirchenverwaltungsrat unterstützt den Pfarrer und die andern Seelsorgerinnen 
und Seelsorger in der Erfüllung ihrer Aufgaben. 
2 Er arbeitet mit Pfarreirat und Pfarreiorganisationen zusammen. 

Art. 71 Schlussbestimmungen; Anwendung kantonalen Rechts 
1 Soweit die Gesetzgebung des Konfessionsteils keine Regelung enthält, werden die 
Vorschriften des kantonalen Rechts sachgemäss angewendet. 
2 […] 

Dekret über zustimmungsbedürftige Beschlüsse konfessioneller und 
kirchlicher Organe (Kath. Kollegium, 18. September 1979) 

Art. 1 
Folgende Beschlüsse der Kirchgemeinden bedürfen der Zustimmung des Bischofs:  
 a) Neubau, Abbruch und Verkauf von Kirchen und Kapellen sowie von Pfarrhäu-

sern und Kaplaneien;  
 b) Renovation von Kirchen und Kapellen sowie die Veränderung liturgischer Ein-

richtungen, namentlich des Chorraums und der Orte liturgischer Handlungen;  
 c) die Veräusserung von bedeutenden Kultgegenständen;  
 d) die Aufhebung oder Zweckänderung von Kirchen-, Pfrund- und Jahrzeitfonden.  

Art. 2 
Folgende Beschlüsse der Kirchgemeinden bedürfen der Zustimmung des Pfarrers:  
 a) die Wahl von Laien für den vollamtlichen Seelsorgedienst und der nebenamtli-

chen Katecheten sowie der Mesmer und Organisten;  
 b) der Erlass einer Rahmenordnung für die Benützung von Pfarreiheimen, soweit 

sie im alleinigen Eigentum oder ausschliesslichen Benützungsrecht der Kirch-
gemeinden stehen;  

 c) Vereinbarungen mit anderen Kirchgemeinden, öffentlich-rechtlichen Körper-
schaften oder privaten Organisationen über die gemeinsame Anstellung von 
Laien im Seelsorgedienst sowie über die gemeinsame Benutzung von Kirchen, 
Kapellen und Pfarreiheimen, soweit letztere im alleinigen Eigentum oder aus-
schliesslichen Benützungsrecht der Kirchgemeinden stehen;  

 d) die Benützung von Kirchen und Kapellen für nichtpfarreiliche oder für nicht-
kirchliche Zwecke;  

 e) das Läuten der Glocken und das Beflaggen von Kirchen. Vorbehalten bleibt 
das Glockengeläute für öffentliche Zwecke nach bestehender Übung.  
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Art. 3 
1 Die Zustimmung des Bischofs ist in sachgemässer Anwendung von Art. 1 und Art. 2 
lit. d und e für Beschlüsse des Katholischen Kollegiums bzw. des Administrationsra-
tes einzuholen, welche die Kathedrale St. Gallen oder Fonde des Konfessionsteils 
mit rein kirchlichen Zwecken betreffen. 
2 Der Zustimmung des Bischofs bedürfen ferner Beschlüsse über Renovation oder 
Verlegung der Wohnung des Bischofs oder der Residentialkanoniker. 

Art. 4 
Der Administrationsrat holt die Zustimmung des Bischofs zu den Beschlüssen der 
Kirchgemeinden und des Konfessionsteils ein. 

Art. 5  
1 Die Zustimmung des Pfarrers ist im Sitzungsprotokoll des Kirchenverwaltungsrates 
zu vermerken. 
2 Der Kirchenverwaltungsrat kann gegen die Verweigerung der Zustimmung den Ent-
scheid des Bischofs anrufen. 

Art. 6  
Für Kirchenopfer und Sammlungen für kirchliche Zwecke ist der Pfarrer zuständig. 
Über die Aufnahme von Opfern und Sammlungen für Aufgaben der Kirchgemeinde 
haben sich Kirchenverwaltungsrat und Pfarrer zu verständigen. Diese Gelder sind in 
der Rechnung der Kirchgemeinde auszuweisen. 

Art. 7  
1 Bevor der Administrationsrat eine Vorlage auf Änderung dieses Dekretes dem Ka-
tholischen Kollegium unterbreitet, hat er die Zustimmung des Bischofs einzuholen. 
2 Verlangt der Bischof eine Änderung dieses Dekretes, so unterbreitet der Administ-
rationsrat dem Katholischen Kollegium hierüber Bericht und Antrag. 

Geschäftsordnung für das Katholische Kollegium 
(Kath. Kollegium, 18. November 1980) 

Art. 2  Ausübung der Befugnisse, b) Formen 
1 […] 
2 Die Mitwirkung des Kollegiums bei der Bischofswahl ist durch Sonderbestimmungen 
geregelt.3 

                                            
3  Regulativ betreffend die Teilnahme des katholischen Grossratskollegiums an der Bischofswahl vom 18.2.1846.  
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Reglement über die Dotierung von Messstiftungen  
(Administrationsrat, 23. März 1982) 

Art. 2  Verfahren [bei Errichtung von Messstiftungen] 
1 Über jede Anmeldung ist ein schriftlicher Akt auf amtlichem Formular abzufassen. 
Dieses Formular ist im Doppel dem Bischöflichen Generalvikariat zuzustellen. 
2 Nach Genehmigung durch das Bischöfliche Generalvikariat übergibt der Pfarrer das 
Stiftungskapital dem Kirchenpfleger zur Fondierung im Jahrzeitfond.  
[…] 

Art. 9  Anstände 
Anstände zwischen Pfrundinhabern und Kirchenverwaltungen betreffend die Mess-
stiftungen werden vom Bischöflichen Ordinariat im Einvernehmen mit dem Admini-
strationsrat erledigt. 

Dekret über die Pensionskasse des Katholischen Konfessionsteils 
für die Diözese St. Gallen (Kath. Kollegium, 11. November 1997) 

Art. 4  Versicherungspflicht 
1 Der Katholische Konfessionsteil des Kantons St. Gallen, das Bischöfliche Ordinariat 
und die katholischen Kirchgemeinden des Kantons St. Gallen sind verpflichtet, ihr 
Personal bei der Pensionskasse zu versichern.  
[…] 

Art. 5  Mitgliedschaft, a) obligatorisch 
Der Pensionskasse haben beizutreten: 
 a) die in der Diözese inkardinierten Priester und Diakone; 
 b) Personen im Dienste des Katholischen Konfessionsteils, des Bischöflichen Or-

dinariates und der katholischen Kirchgemeinden des Kantons St. Gallen, die 
mehr als den Mindestlohn gemäss BVG beziehen. […] 

Art. 54 Kassenleitung, a) Zusammensetzung 
1 Die Kassenleitung [unmittelbare Aufsicht über die Pensionskasse] besteht aus 14 
Mitgliedern. 
2 Es wählen als Arbeitgebervertretungen: 
 a) zwei das Katholische Kollegium; 
 b) zwei der Administrationsrat; 
 c) eines der Verband Katholischer Kirchgemeinden des Kantons St. Gallen; 
 d) eines die Kirchgemeinden des Kantons Appenzell-Innerrhoden; 
 e) eines die Kirchgemeinden des Kantons Appenzell-Ausserrhoden. 
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3 Es wählen als Arbeitnehmervertretungen: 
 a) zwei das Bischöfliche Ordinariat; 
 b) zwei der Priesterrat des Bistums St. Gallen; 
 c) zwei der Rat der hauptamtlichen Laienseelsorger/-innen des Bistums St. Gallen; 
 d) eines der Sakristanen-Verein des Bistums St. Gallen. 
4 Die Kassenleitung konstituiert sich selbst. 

Dekret über die Förderung und Finanzierung der Fremdsprachigen-
seelsorge (Kath. Kollegium, 16. November 2004) 

Art. 4  Aufgaben; b) Konfessionsteil 
Der Administrationsrat: 
 a) arbeitet mit der Kommission der Schweizer Bischofskonferenz für Migration zu-

sammen; 
 […] 

Art. 5  Aufgaben; c) Kommission 
1 […] 
2 Der Kommission gehören mindestens je ein Vertreter des Administrationsrates, des 
Bischöflichen Ordinariates, der Dekanenkonferenz und des Verbandes Katholischer 
Kirchgemeinden des Kantons St. Gallen an. 

Art. 6  Aufgaben; d) Fremdsprachigenseelsorge 
1 Der Fremdsprachigenseelsorger erfüllt die ihm durch die kirchlichen Organe über-
tragenen Aufgaben in enger Zusammenarbeit mit den Ortsseelsorgern. 
2 Er pflegt den Kontakt zu den konfessionellen Behörden, indem er: 
 […] 
 c) die Fremdsprachigen über wichtige Belange der Kirchgemeinden und der Diö-

zese informiert.  
3 […] 

Dekret über das Schweizerische Pastoralsoziologische Institut 
(Kath. Kollegium, 14. Juni 1988) 

Art. 3  Aufgaben des Instituts 
Das Institut hat insbesondere folgende Aufgaben: 
 […] 
 e) Zusammenarbeit mit den Bistümern und mit Institutionen, die sich mit Fragen 

der Pastoralplanung oder der kirchlichen Sozialforschung befassen. 
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 KANTON SCHAFFHAUSEN 

Verfassung des Kantons Schaffhausen vom 17. Juni 2002 

Art. 109 Selbständigkeit   
1 Die anerkannten Kirchen organisieren sich nach demokratischen und rechtsstaatli-
chen Grundsätzen selbständig.   
2 Sie geben sich ein Organisationsstatut, das vom Regierungsrat genehmigt werden 
muss.   

Dekret betreffend die öffentlichen kirchlichen Korporationen  
(Grosser Rat, 18. November 1889) 

Art. 3  
1 Die öffentlichen kirchlichen Genossenschaften stehen immer unter der staatlichen 
Gesetzgebung und der Oberaufsicht des Regierungsrates (Art. 49 - 54 der Verfas-
sung).  
2 Es haben dieselben dem Regierungsrate alljährlich nach einheitlichem Formular Be-
richt zu erstatten.  
3 […] 

Organisation der römisch-katholischen Landeskirche und der rö-
misch-katholischen Kirchgemeinden im Kanton Schaffhausen  
(Synode, 10. März 1991) 

Art. 2  Selbständigkeit 
Die römisch-katholische Landeskirche und die römisch-katholischen Kirchgemeinden 
ordnen ihre inneren Angelegenheiten im Rahmen des Staatsrechts selbständig nach 
den Bestimmungen des katholischen Kirchenrechts. 

Art. 4  Zweck  
1 Die römisch-katholische Landeskirche dient den Anliegen der römisch-katholischen 
Konfession und vertritt die römisch-katholischen Einwohner und Kirchgemeinden ge-
genüber dem Staat, den andern Kirchen und religiösen Gemeinschaften. 
2 Die römisch-katholische Landeskirche organisiert nach Massgabe der ihr zur Verfü-
gung stehenden Mittel den Finanzausgleich zwischen den römisch-katholischen Kirch-
gemeinden des Kantons. 
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3 Die römisch-katholische Landeskirche setzt sich für die Erhaltung des religiösen Frie-
dens ein. 
4 Aufgaben, die den Kirchgemeinden zugewiesen sind, können nur mit Zustimmung 
sämtlicher Kirchgemeinden der römisch-katholischen Landeskirche übertragen wer-
den.  

Art. 6  Verhältnis zur römisch-katholischen Kirche 
Die römisch-katholische Landeskirche untersteht der für das Gebiet des Kantons 
Schaffhausen geltenden Diözesanordnung.  

Art. 8  Synode; Allgemeines 
[…] [S]ie [die Synode] besteht aus Geistlichen und Laien, die von den Kirchgemein-
den gewählt werden. […] 

Art. 13 Synode; Befugnisse 
Der Synode sind folgende Geschäfte übertragen: 
 a) sie ordnet im Einvernehmen mit den kirchlichen Instanzen die Beziehungen 

mit dem Staat und mit andern Kirchen und religiösen Gemeinschaften; 
 […] 

Art. 14 Synodalrat; Allgemeines 
[…] 
2 Der Synodalrat besteht aus sieben Mitgliedern, wovon mindestens vier Mitglieder 
Laien sein müssen. 
[…] 

Art. 16 Synodalrat; Aufgaben 
Dem Synodalrat sind folgende Aufgaben übertragen: 
 […] 
 f) er erstattet den kirchlichen und staatlichen Instanzen die jährlich vorgeschrie-

benen Berichte. 

Art. 26 Kirchgemeindeversammlung; Aufgaben und Befugnisse 
Der Kirchgemeindeversammlung sind vorbehalten: 
 […] 
 f) die Regelung der Dienst- und Besoldungsverhältnisse der im seelsorgerischen 

Dienst stehenden Personen in Anlehnung an die Ordnung und die Gepflogen-
heiten der Diözese; 

 […] 

Art. 27 Kirchenstand; Zusammensetzung 
1 […] Die Pfarrer oder die Gemeindeleiterin oder der Gemeindeleiter sind von Amtes 
wegen Mitglied des Kirchenstandes.  
[…] 
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Art. 29 Kirchenstand; Befugnisse 
[…] Ihm [dem Kirchenstand] stehen insbesondere folgende Beschlüsse zu: 
 […] 
 f) Beschlussfassung über die Benützung der Kirchen zu andern als gottesdienst-

lichen Zwecken unter Vorbehalt der Genehmigung durch die kirchlichen In-
stanzen. 

 […] 

Art. 34 Kantonales Recht; Ergänzung durch das kantonale Recht 
Soweit die Organisation der römisch-katholischen Landeskirche und der Kirchgemein-
den keine Bestimmungen enthält, finden die Vorschriften des kantonalen Rechts  
über die öffentlichen Korporationen sinngemäss Anwendung. 

Art. 35 Kantonales Recht; Vorbehalt des kantonalen öffentlichen Rechts 
Die Bestimmungen des kantonalen öffentlichen Rechts, die auf die Kirchen und auf 
die religiöse Betätigung Bezug nehmen, bleiben vorbehalten.  

Reglement über den Finanzhaushalt der Landeskirche und der 
Kirchgemeinden sowie die Aufsicht über die römisch-katholischen 
Kirchgemeinden (Synode, 13. Dezember 1999) 

Art. 27 Kirchliche Stiftungen 
1 […] 
2 Organisation, Verwaltung, Umwandlung und Auflösung der Stiftung richten sich nach 
dem Stiftungsstatut sowie nach den einschlägigen Vorschriften der kirchlichen 
Rechtsordnung. 
3 […] 
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 KANTON SCHWYZ 

Verfassung des eidgenössischen Standes Schwyz 
vom 23. Oktober 1898 

Art. 92 [Fassung vom 25. März 1992] 
1 Die Kantonalkirchen organisieren sich im Rahmen von Verfassung und Gesetz nach 
demokratischen Grundsätzen selbständig. 
2 Sie geben sich ein Organisationsstatut, dessen Erlass und Änderung der Genehmi-
gung des Kantonsrates unterliegt. Diese ist zu erteilen, wenn das Organisationsstatut 
weder Bundesrecht noch kantonalem Recht widerspricht 
3 Die Kantonalkirchen unterstehen der Oberaufsicht des Kantons. 
 

Organisationsstatut der Römisch-katholischen Kantonalkirche 
Schwyz (8. April 1998; Ausgabe vom 31. Januar 2000),  
[beschlossen vom Kantonsrat des Kantons Schwyz] 

§ 3  3. Verhältnis zur römisch-katholischen Kirche 
1 Die Kantonalkirche ordnet ihre Angelegenheiten im Rahmen der Kantonsverfassung 
und des Organisationsstatuts selbständig. 
2 In kirchlichen Belangen anerkennen Kantonalkirche und Kirchgemeinden Glaubens-
lehre und Rechtsordnung der römisch-katholischen Kirche. 
3 Das kirchliche Eigentum wird gewährleistet.  

§ 4  4. Verhältnis zum Bistum 
1 Unter Vorbehalt der Rechte des Kantons regelt die Kantonalkirche für sich und für 
die Kirchgemeinden die Beziehungen zum Bistum und zum Kloster Einsiedeln auf ver-
traglichem Weg. 
2 Gegenstand einer solchen Vereinbarung können namentlich sein: 
 a) die Gewährung von Beiträgen an die Verwaltung des Bistums;  
 b) die Verwaltung und Beaufsichtigung der kirchlichen Stiftungen, Güter, Fonds 

und Einrichtungen; 
 c)  die Teilnahme kirchlicher Vertreter an den Sitzungen des Kantonskirchenrates.  

§ 23  Kirchgemeinden, 1. Aufgaben 
1 Die Kirchgemeinden sichern die materiellen Grundlagen für die örtlichen kirchlichen 
Aufgaben, namentlich die Verkündigung des Glaubens, die Seelsorge, den Gottes-
dienst, die Glaubensunterweisung und die Hilfstätigkeit (Diakonie).  
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2 Sie können ferner nach Massgabe der Statuten 
 a) gemäss der Vereinbarung mit dem Bistum kirchliche Güter, Fonds und Einrich-

tungen verwalten oder deren Verwaltung beaufsichtigen; 
 b) kirchliches Brauchtum in der Kirchgemeinde pflegen und fördern; 
 c) sich an gemeinnützigen und caritativen Werken und Aufgaben beteiligen; 
 d) Werke der Seelsorge, der Hilfstätigkeit sowie der religiösen Bildung und Kul-

tur, welche den Bereich der Kirchgemeinde überschreiten, mit Beiträgen un-
terstützen. 

§ 41  4. Weitere übergangsrechtliche Regelungen 
[…] 
5 Die Verwaltung und Beaufsichtigung der kirchlichen Stiftungen, Güter, Fonds und 
Einrichtungen obliegt den Kirchenräten, bis entsprechende Vereinbarungen mit dem 
Bistum abgeschlossen sind.  
[…] 

Vereinbarung zwischen dem Bistum Chur und der Röm.-kath. Kan-
tonalkirche Schwyz betreffend der kirchlichen Stiftungen im Kanton 
Schwyz, die teilweise oder ganz von Kirchgemeinden unterstützt 
werden (1. März / 12. Mai 2001) 

2. 
[…] Dem Stiftungsrat muss mindestens ein Vertreter des entsprechenden Kirchenra-
tes angehören, welcher vom Diözesanbischof auf Vorschlag des Kirchenrates ernannt 
wird. 

4. 
[…] Von der Jahresrechnung und vom Revisorenbericht ist dem Bischof und dem Kir-
chenrat je ein unterzeichnetes Exemplar zuzustellen. 

6. 
Die kirchlichen Stiftungen unterstehen sowohl zivilrechtlich als kirchenrechtlich der 
Aufsicht des Bischofs von Chur, sowie der Kontrolle nach den Normen des Kirchen-
rechts (cc. 1276-1281, 1291-1296, 1302-1310 CIC 1983). Vor allem ist rechtzeitig um 
die bischöfliche Genehmigung für Beschlüsse nachzusuchen, welche über die lau-
fende Geschäftsführung hinausgehen. Mindestens einmal jährlich muss eine Stif-
tungsratssitzung abgehalten werden, über die ein schriftliches Protokoll zu erstellen 
und dem Bischof einzureichen ist.  
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Personal- und Besoldungsgesetz der Römisch-katholischen Kanto-
nalkirche Schwyz (Kantonskirchenrat, 7. Dezember 2001) 

§ 1  Geltungsbereich, sprachliche Gleichstellung, Anwendung auf 
Geistliche 

[…] 
3 § 3, 4, 5 und 6 [Anstellungsvertrag; Beendigung des Arbeitsverhältnisses, Gründe; 
Kündigung, Erreichen der Altersgrenze] finden keine Anwendung auf Geistliche. An 
ihre Stelle tritt die Vereinbarung mit dem Diözesanbischof vom ….. Der Begriff Mitar-
beiter gilt sinngemäss auch für Geistliche. 
4 Für Geistliche ist die Vereinbarung mit dem Diözesanbischof vom ….. verbindlich.  

§ 14  Arbeitszeit 
1 Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt im Jahresdurchschnitt 42 Stunden. Der Kanto-
nale Kirchenvorstand legt jährlich die Jahresarbeitsstunden fest. 
2 Geistliche und Gemeindeleiter sind von der Regelung gemäss Absatz 1 ausgenom-
men.  
3 […] 

Personal- und Besoldungsverordnung der Römisch-katholischen 
Kantonalkirche Schwyz  
(Kantonaler Kirchenvorstand, 12. Februar 2003) 

§ 1  Geltungsbereich 
1 […] 
2 Die §§ 3 bis 7 finden keine Anwendung auf Geistliche, Gemeindeleiter und Pasto-
ralassistenten. [Bestimmungen über die Arbeitszeit] 

Gesetz über die Organisation der Kirchgemeinden 
(Kantonskirchenrat, 20. September 2002) 

§ 36  Kirchenrat, 7. Ausschüsse; Experten 
[…] 
3 Sofern der Pfarrer bzw. Pfarreiadministrator nicht gewählter Kirchenrat ist, kann ihn 
der Kirchenrat an seine Sitzungen mit beratender Stimme beiziehen. 



Dokumentation Selbstverständnis und Hinordnung  Schwyz 

98 

Verordnung über den Datenschutz in den Kirchgemeinden 
(Kantonaler Kirchenvorstand, 13. Dezember 2006) 

§ 3  Geltungsbereich 
[…] 
3 Für die Pfarreien und kirchlichen Stiftungen kommt das Datenschutz-Reglement der 
Schweizer Bischofskonferenz zur Anwendung.  
[…] 
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 KANTON SOLOTHURN 

Verfassung des Kantons Solothurn vom 8. Juni 1986 

Art. 54 Organisation 
1 Die öffentlich-rechtlich anerkannten Religionsgemeinschaften organisieren sich in 
Kirchgemeinden. 
2 Die Kirchgemeinden können sich zu Synoden zusammenschliessen.  

Art. 55 Kirchgemeinden 
1 […] Die Kirchgemeinden erfüllen die weltlichen Bedürfnisse ihrer Konfession und wei-
tere Aufgaben im Rahmen der innerkirchlichen Ordnung.  

Art. 56 Synoden 
1 Die Synoden sorgen für die allgemeinen Anliegen ihrer Religionsgemeinschaft und 
ordnen gemeinsame Belange der Kirchgemeinden. 
2 Ihre Statuten unterliegen der Genehmigung durch den Regierungsrat. 

Art. 57 Verhältnis zum Kanton 
1 Die Kirchgemeinden unterstehen der Aufsicht, die Synoden der Oberaufsicht des 
Kantons. Die innerkirchliche Selbstbestimmung ist gewährleistet. 
2 Die Gesetzgebung sowie die geltenden Staatsverträge und Konkordate bleiben vor-
behalten. 

Änderung der versicherten Besoldung in der Alters, und Invaliden-
versicherung der römisch, katholischen Weltgeistlichen 
(Regierungsrat, 12. März 1991) 

1. 
Staatsbeiträge an die St. Ursen-Stiftung (Alters- und Invalidenversicherung der rö-
misch-katholischen Weltgeistlichen) im Sinne des Gesetzes vom 31. März 1946 wer-
den auch für Laientheologen und Pastoralassistenten, welche vom Diözesanbischof 
in den Dienst der Gemeinden berufen worden sind, ausgerichtet. 

2.  
Voraussetzung ist der Abschluss eines theologischen Studiums und die Institutio und 
Missio canonica seitens des Bischofs.  
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Statut der römisch-katholischen Synode des Kantons Solothurn 
(Römisch-katholische Synode, 21. Mai 1950;  
Ausgabe vom 7. November 2007) 

§ 2  Zweck 
1 Die Synode vertritt und fördert die Interessen der römisch-katholischen Konfession 
und der römisch-katholischen Kirchgemeinden des Kantons.  
2 Sie erstrebt einen Finanzausgleich für die römisch-katholischen Kirchgemeinden des 
Kantons.  
3 Nach den Grundsätzen der Subsidiarität und der Solidarität unterstützt die Synode 
die Kirchgemeinden in der Erfüllung ihrer Aufgaben, ferner kantonale, diözesane und 
überdiözesane Aufgaben der römisch-katholischen Kirche.  
4 Die Synode dient dem konfessionellen Frieden. Sie unterstützt Anliegen der Öku-
mene und arbeitet in sozialen und kulturellen Belangen mit den andern öffentlich-
rechtlich anerkannten Religionsgemeinschaften zusammen.  
5 Die Synode kann im Rahmen der Gesetzgebung staatskirchliche Funktionen über-
nehmen.  
6 Die Befugnisse der kirchlichen Behörden in rein religiösen und kirchlichen Angele-
genheiten bleiben vorbehalten.  

§ 4  Bestand und Einberufung der Synodalversammlung 
1 Die Synodalversammlung besteht aus den Abgeordneten der Kirchgemeinden, zwei 
Personen als Vertretung der solothurnischen Pastoralkonferenz und den frei gewähl-
ten Mitgliedern des Synodalrates. 
1bis Die Leitung der Bistumsregion „St. Verena“, die vier solothurnischen Dekanate 
und je zwei weitere Abgeordnete der vier Dekanate haben das Recht, an der Syn-
odalversammlung mit beratender Stimme Einsitz zu nehmen 
[…] 

§ 6  Bestand des Synodalrates 
1 […] 
1bis Die Leitung der Bistumsregion „St. Verena“ hat das Recht, im Synodalrat mit be-
ratender Stimme Einsitz zu nehmen.  
2 […] 

§ 7  Befugnisse des Synodalrates 
1 Der Synodalrat wählt 
 […] 
 3. die Delegationen der Synode in diözesanen, kantonalen und anderen Organi-

sationen; 
 […]
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 KANTON TESSIN 

Legge della scuola (Gran Consiglio, 1. Februar 1990) 

Art. 23 Insegnamento religiosa 
[...]  
3 La designazione degli insegnanti, la definizione dei programmi d’insegnamento, la 
scelta dei libri di testo, del materiale scolastico e la vigilanza didattica competono alle 
autorità ecclesiastiche. 
[...] 
6 Con riserva dei tre precedenti capoversi, convenzioni fra il Consiglio di Stato e le 
autorità ecclesiastiche regolano: 
 - lo statuto dell’insegnante di religione; 
 - l’organizzazione dell’insegnamento religioso. 

Legge sulla protezione dei beni culturali  
(Gran Consiglio, 13. Mai 1997) 

Art. 6  Informazione 
1 [...] 
2 Il Consiglio di Stato favorisce lo scambio di informazioni con l’Autorità ecclesiastica 
nel campo della protezione dei beni culturali destinati al culto. 

Regolamento sulla protezione die beni culturali 
(Consiglio di Stato, 6. April 2004) 

Art. 5  Informazione e consulenza 
1 L’UBC [Ufficio dei beni culturali], avvalendosi, se necessario, della collaborazione di 
altri servizi cantonali, collabora con i Municipi e altri enti pubblici, segnatamente i pa-
triziati, le parrocchie e le associazioni, per la conoscenza, il rispetto e la promozione 
dei beni culturali mobili e immobili. 
2 [...] 
3 Nell’ambito della protezione dei beni culturali destinati al culto, l’UBC prende con-
tatto, in particolare e per quanto necessario, con la Curia vescovile e i consigli par-
rocchiali. 
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Legge sulla Chiesa cattolica (Gran Consiglio 16. Dezembre 2002) 

Art. 1  Definizione 
1 [...] 
2 Essa [la Chiesa cattolica apostolica romana] comprende la Diocesi, le Parrocchie e 
altre istituzioni o Enti ecclesiastici eretti dall’Ordinario, Vescovo di Lugano. 

Art. 4  Diocesi  
1 La Diocesi ha personalità giuridica di diritto pubblico ed è retta dall’Ordinario.  
2 L’Ordinario esercita liberamente il suo ministero spirituale nella Diocesi a livello di 
culto, di magistero e di giurisdizione.  

Art. 5  Prerogative dell’Ordinario 
1 L’Ordinario esercita la sorveglianza su tutto ciò che attiene alla vita della Chiesa 
cattolica nel Cantone Ticino, e in particolare vigila sugli enti e sui beni ecclesiastici.  
2 Gli è riconisciuta la competenza ad erigere, trasformare, unire e sopprimere le Par-
rocchie. La decisione è presa sentite le Assemblee parrocchiali interessate. 

Art. 6  Finanziamento della Diocesi 
1 La Diocesi provvede al proprio finanziamento mediante: 
 a) il prelievo di tasse per servizi amministrativi; 
 b) i frutti derivanti dall’amministrazione dei beni della Diocesi; 
 c) le elargizioni e donazioni di terzi alla Diocesi; 
 d) le quote di partecipazione delle Parrocchie; 
 e) i sussidi ed i contributi di Enti pubblici. 
[...] 

Art. 7  Obbligo di notifica dell’Autorità giudiziaria 
L’Autorità giudiziaria notifica all’Ordinario l’apertura di un procedimento penale a ca-
rico di un ecclesiastico quando l’ipotesi di reato è tale da pregiudicare l’esercizio della 
funzione.  

Art. 9  Parroco; Competenze 
1 Il Parroco svolge il proprio ministero nella Parrocchia in cui è nominato, secondo le 
disposizioni dell’Ordinario.  
2 Nell’esercizio di queste funzioni il Parroco si avvale della collaborazione degli organi 
parrocchiali.  

Art. 10 f.  [Pfarrwahl und Pfarrvakanz] 

Art. 12 Retribuzione del Parroco 
Per il sostentamento e la retribuzione del Parroco o dell’Amministratore parrocchiale 
la Parrocchia tiene conto delle disposizioni dell’Ordinario. 
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Art. 15 Assemblea parrocchiale; Competenze, B. In seduta pubblica 
L’Assemblea parrocchiale, in seduta pubblica: 
 [...] 
 d) delibera sulle alienazioni, le permute, i diritti di superficie e le commutazioni 

d’uso dei beni parrocchiali; 
 e) decide sulle modifiche o ristrutturazioni dei luoghi destinati al culto e dei relativi 

arredi; 
 f) autorizza il Consiglio parrocchiale a stare in giudizio, transigere, compromettere, 

rinunciare alle liti, riservate le procedure amministrative; 
 g) autorizza il Consiglio parrocchiale a contrarre mutui o altre obbligazioni a cari-

co dei beni parrocchiale; 
 [...] 

Art. 16 Assemblea parrocchiale; Disposizioni procedurali e di 
funzionamento 

1 [...] 
2 Per la validità delle decisioni di cui alle lettere d), e), f) e g) di cui all’art. 15 è neces-
saria la maggioranza assoluta dei presenti nonché il consenso dell’Ordinario.  
3 [...] 

Art. 17 Il Consiglio parrocchiale 
[...] 
3 Il Parroco o l’Amministratore parrocchiale ne fanno parte di diritto. 
[...] 

Art. 18 Consiglio parrocchiale; Attribuzioni 
Il Consiglio parrocchiale, nell’amministrazione della Parrocchia, esercita in particolare 
le seguenti funzioni: 
 [...] 
 l) [...]; sentito il Parroco nomina inoltre il sacrestano e stabilisce il relativo capito-

lato. 

Art. 19 Beni parrocchiali 
1 [...] 
2 I beni sacri (edifici destinati al culto, oratori, suppellettili sacre, arredi sacri), sono 
posti sotto la sorveglianza dell ‘Ordinario. Gli stessi non possono essere soppressi, 
espropriati, alienati, ipotecati o destinati ad altro usa senza il suo consenso. 

Art. 22 Rimedi di diritto 
1 È istituita una Commissione di ricorso indipendente, nominata dal Consiglio di Stato 
su proposta dell’Ordinario. 
[...] 
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Art. 23 Regolamento e Statuto ecclesiastico 
[...] 
3 La Diocesi emana lo statuto ecclesiastico, nel quale verranno istituiti anche organi 
democratici di gestione e controllo, che sottopone per ratifica al Consiglio di Stato. 

Regolamento della legge sulla Chiesa cattolica  
(Consiglio di Stato, 7. Dezember 2004) 

Art. 21 Trasmissione delle decisioni all’Ordinario 
1 Il Consiglio parrocchiale trasmette all’Ordinario: 
 a) le deliberazioni dell’Assemblea parrocchiale, per voto popolare; 
 b) le decisioni sull’approvazione dei conti preventivi e consuntivi, con allegati i 

conti; 
 c) le decisioni che necessitano del consenso dell’Ordinario. 
2 Nel caso in cui il Comune versi la congrua o un altro contributo alla Parrocchia, il 
Consiglio parrocchiale trasmette al Municipio le decisioni di approvazione dei conti 
preventivi e consuntivi, con allegati i conti. 

Convenzione tra il Consiglio federale svizzero e la Santa Sede 
concernente la separazione dell’ Amministrazione Apostolica del 
Ticino dalla Diocesi di Basilea e la sua trasformazione in Diocesi 
(24. Juli 1968) 

Art. 2 
1 Il Vescovo di Lugano avrà piena e completa libertà d’esercitare la giurisdizione spiri-
tuale ed episcopale su tutto il territorio del Cantone Ticino.  
2 I rapporti tra Chiesa cattolica e Cantone Ticino restano disciplinati dalla Conven- 
zione tra il Cantone Ticino e la Santa Sede per la istituzione di un’ Amministrazione 
Apostolica nella Repubblica e Cantone del Ticino, conclusa il 23 settembre 1884.  
3 Il Cantone Ticino e il Vescovo di Lugano possono modificare, di comune intesa, le 
disposizioni finanziarie dell’art. 4 della suddetta Convenzione del 23 settembre 1884. 

Convenzione tra il Cantone Ticino e la Santa Sede per la istituzione 
di un’Amministrazione apostolica nella Repubblica e Cantone del 
Ticino (23. September 1884) 

Art. 1  
L’ Amministratore apostolico sarà libero di esercitare la sua spirituale giurisdizione in 
tutto il territorio del Cantone Ticino.  
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Art. 2  
Il medesimo avrà piena libertà nella scelta del suo Vicario e del personale della sua 
cancelleria, come pure nella pubblicazione delle sue lettere pastorali e degli altri atti 
riferentisi al suo spirituale ministero.  

Art. 3  
[...] 
Il Governo del Cantone Ticino provvederà al detto Amministratore apostolico un al- 
loggio conveniente coi fondi a ciò riservati.  

Art. 4  
Cogli stessi fondi il Governo del Cantone Ticino si obbliga a costituire all’Amministra-
zione apostolica propria del Cantone Ticino e direttamente dipendente dalla Santa 
Sede un patrimonio, il cui annuo reddito non sarà inferiore a franchi diciassettemila 
(fr. 17 000.-).  
Questa somma, per franchi dodicimila (fr. 12 000.-), costituirà l’assegno dell’ Ammini-
strazione apostolica, e per franchi cinquemila (fr. 5000.-) sarà erogata per le spese 
occorrenti alla istituzione di cattedre di filosofia e teologia, destinate alla istruzione 
dei chierici di ambedue i riti, romano ed ambrosiano, intorno ai quali riti non sarà fatta 
alcuna innovazione.  

Art. 5  
Il Governo del Cantone Ticino continuerà a corrispondere annualmente al Seminario 
di Pollegio la somma di franchi seimila (fr. 6000.-).  

Art. 6  
L’ Amministratore apostolico avrà completa libertà su tutto ciò che riguarda l’or dina-
mento, l’istruzione e l’amministrazione del Seminario o Seminari del Cantone. Sarà 
per conseguenza in suo potere nominare e rimuovere i direttori, superiori e pro- 
fessori di tali istituti.  

Convenzione sull’organizzazione dell’insegnamento religioso e sullo 
statuto dell’insegnante di religione 
(Consiglio di Stato, Ordinario della Diocesi di Lugano e il Consiglio 
sinodale della Chiesa evangelica riformata nel Ticino, Februar 1993) 

 Art. 2  Designazione dei docenti 
1 I docenti di religione cattolica sono designati dall’ Ordinario della Diocesi di Lugano 
(detto in seguito Ordinario); nelle scuole elementari l’insegnamento è attribuito al par-
roco (o amministratore parrocchiale) oppure a una persona da lui designata. 
[...] 
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Art. 5 f.  [Programmi d’insegnamento; libri di testo e materiale scolastico] 
[Katholischer Religionsunterricht: Zuständigkeit des Diözesanbischofs gemäss Art. 23 
Abs. 3 des kantonalen Schulgesetzes] 

Art. 11 [Vigilanza didattica] 
1 [Die Kontrolle über den katholischen Religionsunterricht übt die diözesane Behörde 
„Ufficio diocesano per l’insegnamento religioso scolastico“ unter Mitwirkung von Ex-
perten aus] 
[…] 

Art. 12 [Requisiti di assunzione] 
1 [Für die Einstellung als Lehrperson für den katholischen Religionsunterricht ist – 
zumindest ausschliesslich für die Mittelschulen und die postobligatorischen Schulen 
– ein Abschluss an einer der vom päpstlichen Erlass „Sapientia Christiana“ anerkann-
ten Fakultäten massgebend] 
[…] 

Art. 15 [Prova di ammissione]  
[Die Zulassungsprüfung erfolgt vor einer Kommission, die aus drei Mitgliedern be-
steht. Eine davon vertritt den Kanton, die zwei anderen die kirchlichen Behörden] 

Art. 22 [Occupazioni accessorie], Art, 23–25 [Inchiesta disciplinare e 
pedagogica], Art. 28–33 [Aggiornamento]  
[Die kirchlichen Behörden sind in diesen Angelegenheiten mit einzubeziehen] 
 
 
 



Dokumentation Selbstverständnis und Hinordnung  Thurgau 

107 

 KANTON THURGAU 

Verfassung des Kantons Thurgau vom 16. März 1987 

§ 92  Organisation 
1 Die Landeskirchen ordnen ihre inneren Angelegenheiten selbständig. 
2 Sie regeln Angelegenheiten, die sowohl den staatlichen als auch den kirchlichen 
Bereich betreffen, in einem Erlass, der die demokratischen und rechtsstaatlichen 
Grundsätze zu wahren hat. Dieser unterliegt der Volksabstimmung in der Landeskir-
che und bedarf der Genehmigung durch den Grossen Rat. 
3 Oberste Behörde jeder Landeskirche ist ein Parlament. Dieses erlässt das Organi-
sationsgesetz und wählt die vollziehenden Organe. 

Gesetz über kirchliche Paritätsverhältnisse und Verträge 
(23. Februar 2000) 

§ 8  Diözesanverhältnisse 
Verträge über Diözesanverhältnisse werden nach Anhörung des Katholischen Kirchen-
rates vom Regierungsrat abgeschlossen.  

Gesetz über die Organisation der Katholischen Landeskirche des 
Kantons Thurgau (Synode, 1. Juli 1968) 

§ 2  Staatskirchliches und kirchliches Recht 
1 […] 
2 […] In rein kirchlichen Angelegenheiten bleiben indes die Gesetze der Katholischen 
Kirche vorbehalten. 

§ 15  Synode; Mandatszuteilung 
1 […] 
2 Von je drei Abgeordneten haben einer der in der Seelsorge tätigen Geistlichkeit und 
zwei dem Laienstande anzugehören. Von zwei weiteren Mandaten fällt das eine ei-
nem Geistlichen, das andere einem Laien zu, während ein einzelnes Restmandat be-
liebig besetzt werden kann. 
3 An die Stelle eines Geistlichen kann im Sinne von Absatz 2 auch eine gemäss § 67 
Ziffer 1 mit der Gemeindeleitung betraute Person treten. 
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4 Kann diese Verteilungsregel in einem Wahlkreis nicht eingehalten werden, weil 
nicht genügend wählbare Geistliche vorhanden sind, so kann auf die betreffende 
Amtsdauer ein Laie an die Stelle des Geistlichen treten. 
5 Jeder Wahlkreis wählt ausserdem nach den Verteilregeln von Absatz 2 und 4 drei 
Ersatzabgeordnete. 

§ 24  Kirchenrat; Zusammensetzung, Beginn der Amtsdauer 
1 Der Kirchenrat besteht aus zwei Mitgliedern geistlichen und drei weltlichen Standes. 
§ 15 Absätze 2 und 3 gelten sinngemäss.  
2 […] 

§ 27  Kirchenrat; Stellung des Regionaldekans / bischöflichen Kommis-
sars 

Ist der Regionaldekan und bischöfliche Kommissar nicht gleichzeitig Mitglied des Kir-
chenrates, wird er zu dessen Sitzungen eingeladen. Er hat in den Sitzungen bera-
tende Stimme. Er wird in gleicher Weise wie die Mitglieder des Kirchenrates ent-
schädigt. 

§ 32  Kirchenrat; Verhältnis zu den kirchlichen Oberbehörden 
1 Der Kirchenrat unterstützt im Rahmen seiner Befugnisse die kirchlichen Oberbehör-
den in allem, was sie zu einer segensreichen Tätigkeit der Kirche anordnen. 
2 In Angelegenheiten gemischter Natur handelt er in Fühlungnahme mit dem bischöf-
lichen Ordinariat oder dem Regionaldekan.  
3 Er sorgt dafür, dass Beschlüsse von Kirchgemeinden, die einer Genehmigung der 
kirchlichen Oberbehörde bedürfen, dieser unterbreitet werden. 

§ 36  Kirchenrat; Änderungen an Bestand oder Grenzen von Kirchge-
meinden 

1 Vereinbarungen von Kirchgemeinden über Gebietsveränderungen bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Genehmigung des Kirchenrates. Vor der Beschlussfassung setzt er sich 
mit dem bischöflichen Ordinariat in Verbindung. 
2 Erscheinen dem Kirchenrat Veränderungen am Bestand oder der Umgrenzung der 
Kirchgemeinden geboten, so kann er, nach Anhören der beteiligten Gemeinden und 
unter Fühlungnahme mit der kirchlichen Oberbehörde, solche von sich aus verfügen. 
3 Handelt es sich dabei um völlige Zusammenlegung oder Teilung bestehender Ge-
meinden, so kann der Entscheid des Kirchenrates von den betroffenen Gemeinden 
mit Beschwerde innert Monatsfrist an die Synode weitergezogen werden. 
4 Vollzogene Änderungen am Bestand oder an der Umgrenzung von Kirchgemeinden 
sind dem Regierungsrat mitzuteilen. 
5 Die vorstehenden Bestimmungen gelten sinngemäss auch für Kapellgenossen-
schaften und andere selbständige Korporationen. 
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§ 45  Kirchenrat; Abhilfe bei Übelständen 
1 […] 
2 Steht der rein kirchliche Bereich in Frage, so verständigt er [der Kirchenrat] die kirch-
liche Oberbehörde. 

§ 56  Finanzhaushalt; Zentrale Fonds 
1 […] Der Diözesan-, der Stipendien- sowie der Hilfspriesterfonds sind ihrer Bestim-
mung gemäss zu verwenden. 
[…] 

§ 63  Verhältnis der Kirchgemeinde zur Pfarrei 
1 Eine Kirchgemeinde kann eine oder mehrere Pfarreien umfassen. 
2 Die Errichtung neuer oder die Zusammenlegung bestehender Pfarreien ist Sache 
des Bischofs, wobei aber die Kirchgemeinde anzuhören ist. Soweit die Änderung fi-
nanzielle Auswirkungen hat, bleiben die Rechte der Gemeinde gewahrt. 
3 Wenn in einer Kirchgemeinde mehrere Pfarreien bestehen, so sind sie im Einver-
nehmen mit dem Ordinariat durch Organisationsreglement oder Kirchgemeindebe-
schluss genau gegeneinander abzugrenzen. 
4 Die Aufteilung oder Zusammenlegung bestehender Gemeinden oder Veränderun-
gen ihrer Grenzen richten sich nach der landeskirchlichen Gesetzgebung. 

§ 64  Zweck der Kirchgemeinde 
1 Aufgabe der Kirchgemeinde ist es, in ihrem Gebiet die äusseren Voraussetzungen 
für die Entfaltung des religiös-kirchlichen Lebens zu schaffen. 
2 Sie besorgt und verwaltet die hiefür erforderlichen Mittel und Einrichtungen. 
3 Die Gemeinde und ihre Behörden bemühen sich, die Geistlichkeit und die übrigen in 
der Seelsorge Tätigen bei der Erfüllung ihrer Seelsorgeaufgaben zu unterstützen. 

§ 96  Kirchenvorsteherschaft; Zusammensetzung, Konstituierung 
[…] 
2 Der gewählte Pfarrer oder Gemeindeleiter gehören ihr [der Kirchenvorsteherschaft] 
in ihrer Wohnsitzgemeinde von Amtes wegen an. In den andern von ihnen betreuten 
Kirchgemeinden nehmen der Pfarrer oder der Gemeindeleiter an den Sitzungen mit 
beratender Stimme teil.  
[…] 

§ 101  Kirchenvorsteherschaft; Verhältnis zur Pfarreileitung 
1 Die Kirchenvorsteherschaft soll in ihrer ganzen Tätigkeit darauf bedacht sein, im 
Einvernehmen mit der Pfarreileitung die Belange der Seelsorge nach Kräften zu för-
dern. 
2 Die Anordnung und Gestaltung der Gottesdienste und sonstigen Kulthandlungen 
sowie die Führung und Aufbewahrung der Pfarrbücher sind Sache des Pfarrers und 
der kirchlichen Oberbehörden. In Fragen der Gottesdienstordnung soll der Pfarrer die 
Meinung der Kirchenvorsteherschaft anhören. 
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3 Wenn für kultische Neuerungen und Änderungen Gemeindemittel benötigt werden, 
so hat sich die Pfarreileitung über deren Aufbringung und Bewilligung rechtzeitig mit 
der Kirchenvorsteherschaft zu verständigen. 

§ 102  Kirchenvorsteherschaft; Aufsicht über den Religionsunterricht 
1 Die Kirchenvorsteherschaft wacht darüber, dass der Pfarreijugend die von der kirch-
lichen Obrigkeit verlangte religiöse Unterweisung und der Religionsunterricht an den 
öffentlichen und privaten Schulen erteilt wird. Stellt sie Mängel fest, so ergreift sie die 
nötigen Massnahmen, allenfalls unter Benachrichtigung der zuständigen Oberbehör-
den. 
2 […] 

§ 109  Kollekten für die Kirchgemeinde und für das Pfarramt 
1 Kirchenopfer und Sammlungen für Zwecke, für welche sonst die Kirchgemeinde aus 
allgemeinen Mitteln aufzukommen hätte oder für die Finanzierung von freiwilligen 
Gemeinschaftswerken der Pfarrei, dürfen vom Pfarramt nur im Einverständnis mit der 
Kirchenvorsteherschaft aufgenommen werden. Der Ertrag ist von ihr zu verwalten, 
und es ist darüber der Kirchgemeinde Rechnung abzulegen. 
2 Kirchenopfer und Kollekten für rein kirchliche oder karitative Zwecke können vom 
Pfarramt unter Aufsicht de[r] kirchlichen Obern angeordnet und verwendet werden.  
Über Ertrag und Verwendung ist den Kirchbürgern alljährlich in geeigneter Weise Re-
chenschaft zu geben. 
3 Für die Verwaltung und Verwendung von Schenkungen und Vermächtnissen, die 
dem Pfarramt zukommen, gelten die obigen Bestimmungen sinngemäss. 

§ 112  Grundsätze der Vermögensverwaltung, b. Kunstobjekte 
1 […] 
2 Inventargegenstände von kunsthistorischem Werte dürfen ohne Zustimmung des 
Bischofs und des Kirchenrates nicht veräussert werden. 

Verordnung betreffend die Besoldungen, Taggelder und Entschädi-
gungen (Synode, 13. Dezember 2001) 

§ 3  Regelungen auf kantonaler Ebene 
Auf kantonaler Ebene werden geregelt: 
 a. […] 
 b. Vom Kirchenrat 
  […] 
  2. die Besoldung des bischöflichen Kommissars und Regionaldekans 
  3. Thurgauischer Domherr 
  […] 
  6. die Besoldung der Seelsorgebeauftragten im Haupt- oder Nebenamt 
  […] 
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Verordnung betreffend Schlichtungsstelle für Personalfragen 
(Synode, 28. Juni 2004) 

§ 9  Theologische Differenzen 
Stellt die [Schlichtungs]Stelle fest, dass ein Konflikt rein theologisch motiviert oder 
kirchenrechtlicher Art ist, weist sie die Gesuchssteller, sofern keine gütliche Einigung 
zustande kommt, an die zuständige kirchliche Behörde. 

Verordnung über die Gemeindeseelsorge und die caritiative Diakonie 
(Synode, 24. Juni 1996) 

I. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1  Aufgabe der Kirchgemeinden 
Die Kirchgemeinde hat die Aufgabe, auf ihrem Gebiet – im Einvernehmen mit der 
Geistlichkeit oder den vom Bischof mit der Gemeindeleitung betrauten Personen – 
die Entfaltung des kirchlich-religiösen Lebens zu fördern. Besonders unterstützt sie 
die Seelsorge und die diakonische Arbeit. Sie nimmt sich dabei der echten Sorgen 
der Menschen im Alltag an. 

§ 2  [Verantwortung der Kirchenvorsteherschaft bei Pfarrvakanz] 

§ 3  [Verschwiegenheit] 

§ 4  Zusammenarbeit mit der Diözese 
Die Kirchgemeinde nimmt bei der Förderung der Seelsorge, der caritativen Diakonie 
sowie der Pfarreianimation die Angebote der Diözese in Anspruch. 

II. Seelsorge 

§ 5  Aufgaben der Kirchenvorsteherschaft 
1 Die Kirchenvorsteherschaft bestimmt in Absprache mit dem Pfarreirat Verantwortli-
che für die einzelnen Seelsorgebereiche wie Jugendarbeit usw. Sie soll zudem Ar-
beitsgruppen und Kommissionen bilden. 
2 Die Kirchenvorsteherschaft arbeitet mit dem Pfarreirat und den übrigen Pfarreiorga-
nisationen zusammen zur Durchführung von Treffen für junge Eltern, Betagte, Neu-
zuzüger, ausländische Christen und weiterer Pfarreianlässe. Sie ist für eine gute Ko-
ordination verantwortlich. 
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§ 6  Aufgaben von Laien in der Seelsorge 
1 Als seelsorgerliche Aufgaben, welche Laien wahrnehmen können, gelten insbeson-
dere die Begleitung von Menschen in Bedrängnis, von Kranken, Behinderten und 
Trauernden, die Arbeit mit Betagten, mit Eltern sowie mit Kindern und Jugendlichen 
im Rahmen der religiösen Bildung, Freizeitgestaltung und der Persönlichkeitsentwick-
lung. 
2 Laien sind zur Bildung von Liturgiegruppen anzuleiten und auszubilden, damit sie im 
Rahmen der liturgischen Feier mitwirken können. Sie sorgen, falls nötig, auch für die 
Durchführung von sonn- und werktäglichen Wortgottesdiensten. 

§ 7  Aufgabe der Landeskirche 
1 Die Landeskirche unterstützt die Seelsorge durch Führung der nötigen Arbeitsstel-
len. Sie sorgt ferner für die Aus-, Fort- und Weiterbildung von Laien, die sich in der 
Seelsorge engagieren, durch Kurse und Ausbildungsangebote, insbesondere im Pfar-
reibildungshaus Fischingen. 
2 Die Landeskirche arbeitet mit dem Regionaldekan, den Dekanen und dem Seelsor-
gerat zusammen und unterstützt deren Tätigkeit. 

§ 8  [Finanzierung] 

III. Diakonie 

§ 9  Diakonische Aufgaben der Kirchenvorsteherschaft 
1 Die Kirchenvorsteherschaft unterstützt die Pfarreileitung im Bereich der caritativen 
Diakonie für Menschen in Not und steht insbesondere Bedürftigen, Bedrängten und 
Benachteiligten bei. 
2 Sie achtet auf die Zusammenarbeit mit dem Pfarreirat und mit auf dem Gebiet der 
Caritas tätigen Personen und Gruppen. 
3 Sie fördert die freiwillige Hilfeleistung. 

§ 10  [Verantwortung bei Pfarrvakanz] 

§§ 11-15 
[Form der diakonischen Hilfe; Mittel; Kooperation, Subsidiarität; Rechenschaftsablage 
und Revision; Aufgaben der Landeskirche] 

Verordnung über die Anderssprachigenseelsorge und die Organisa-
tion deren Verwaltung (Synode, 11. Dezember 2003) 

§ 2  Träger der Seelsorge 
1 Die Seelsorge für die anderssprachigen Katholiken wird von den Kirchgemeinden 
und der Landeskirche, in Zusammenarbeit mit den kirchlichen Instanzen, insbeson-
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dere den Missionaren getragen. Sie wird als Gemeindeaufgabe von den Kirchgemein-
den finanziert. 
2 Der Kirchenrat regelt die überregionale Zusammenarbeit der Kirchgemeinden und 
der Missionare und umschreibt – im Einvernehmen mit dem Bischof – die Tätigkeits- 
und Jurisdiktionsgebiete. 
3 Er regelt die Zusammenarbeit in den Missionsgebieten und fördert die Bildung von 
Missionsräten (consiglio pastorale). Er unterstützt die Erarbeitung der Statuten und 
führt eine Sammlung derselben. 

§ 3  Mitberatung des Seelsorgers 
Behandelt die Kirchenvorsteherschaft Angelegenheiten der Anderssprachigenseel-
sorge, so ist es angezeigt, den zuständigen Missionar für die Beratung der betreffen-
den Geschäfte zur Sitzung einzuladen, wobei ihm beratende Stimme zukommt. 

§ 7  Zuständigkeiten: Verwaltungskommission 
Die Verwaltungskommission ist zuständig für 
 […] 

- Verhandlungen mit der Migratio betreffend diejenigen Missionen, die von ihr be-
treut werden 

- Beibringung der Beiträge der Migratio 
[…] 

§ 8  Zuständigkeiten: Missionen 
Die Missionen sind zuständig für 

- Pastorale Betreuung ihrer kirchlichen Angehörigen in Absprache mit den Natio-
naldelegierten sowie dem Bischöflichen Kommissar des Kantons Thurgau 

[…] 

§ 9  Stellung der Seelsorger [Einsetzung] 

§ 10  Planung Gottesdienste Seelsorge 
Die Seelsorger regeln ihre seelsorgerlichen Tätigkeiten (Gottesdienstpläne, den er-
gänzenden Religionsunterricht in eigener Sprache, Sakramentenspendung) in Ab-
sprache mit den Ortspfarrern beziehungsweise den Pfarreiverantwortlichen. 

§ 11  Kirchenopfer 
1 Kirchenopfer, die der Missionar in den für seine Landsleute bestimmten Gottes-
diensten aufnimmt, stehen der Mission zur Verfügung, soweit nicht von der kirchli-
chen Obrigkeit eine andere Zweckbestimmung angeordnet ist. 
2 […] 
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Reglement für die Katholische Synode des Kantons Thurgau  
(Synode, 7. Juli 1969, Teilrevision 12. Dezember 1996) 

§ 11  Stellung von Kirchenrat, Kommissar und Domherr 
1 Die Mitglieder des Kirchenrates nehmen an den Verhandlungen der Synode mit 
dem Rechte der Mitberatung und der Antragstellung teil. 
2 Die gleiche Stellung kommt dem bischöflichen Kommissar sowie dem thurgauischen 
Domherrn im Diözesankapitel zu, sofern sie nicht der Synode oder dem Kirchenrat 
angehören. 

§ 32  Ständige und Spezialkommissionen 
[…] 
6 In jeder Kommission soll neben den Laien eine genügende Anzahl geistlicher Syn-
odalräte Einsitz nehmen (§ 15 Absätze 2 und 3 KOG). 

Verordnung über den Religionsunterricht an der Volksschule 
(Synode, 14. Dezember 2000) 

§ 3  Religionsunterricht; Lehrplan 
1 Der Religionsunterricht richtet sich nach den Rahmenplänen der Schweizerischen 
Bischofskonferenz und den Unterrichtsplänen der Katholischen Landeskirche Thur-
gau. 
2 […] 

§ 7  Religionsunterricht; Absprachen 
1 Die konkrete Form des Religionsunterrichtes auf allen Stufen wird von der Pfarrei-/ 
Gemeindeleitung in Zusammenarbeit mit der Kirchenvorsteherschaft festgelegt. 
[…] 

§ 8  Religionsunterricht; Organisation 
[…] 
4 Will eine Kirchenvorsteherschaft und Pfarrei-/Gemeindeleitung aus bestimmten Grün-
den von der in den §§ 6 und 7 geregelten Unterrichtsorganisation abweichen, bedarf 
es hiefür der Einwilligung des Kirchenrats und des Regionaldekans. 

§ 9  Religionsunterricht; Lehrmittel 
1 Die Lehrmittel werden von der Kommission für Katechese und AVMedien im Ein-
vernehmen mit dem Regionaldekan festgelegt. Ein entsprechendes Verzeichnis wird 
den Kirchgemeinden und den Unterrichtenden jährlich zugestellt. 
2 […] 
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§ 11  Unterrichtenden; Lehrauftrag, Missio 
Zur Erteilung von Religionsunterricht an der Volksschule sowie an den Privat- und 
Sonderschulen sind Personen mit der bischöflichen Missio ermächtigt, sowie diejeni-
gen katechetisch ausgebildeten Laien, die über einen entsprechenden Fähigkeits-
ausweis sowie über eine kirchliche Beauftragung verfügen. 

§ 14  Anstellungs- und Aufsichtsbehörden; Anstellung 
Die Unterrichtenden werden durch die Kirchenvorsteherschaften in Absprache mit der 
Pfarrei-/Gemeindeleitung angestellt (§ 100 KOG). 

§ 15  Anstellungs- und Aufsichtsbehörden; Aufsicht, Dispensation 
[…] 
3 Die Pfarrei-/Gemeindeleitung und die Kirchenvorsteherschaft arbeiten mit der Kate-
chetischen Arbeitsstelle zusammen. Die Kirchenvorsteherschaft teilt ihr zu Beginn 
des Schuljahres die Organisation des Religionsunterrichts mit. 
4 Die Kirchenvorsteherschaften entscheiden in Absprache mit der Pfarrei-/ Gemein-
deleitung über die Dispensation vom Religionsunterricht und über den Ausschluss aus 
disziplinarischen Gründen. 
5 Für inhaltliche Fragen des Religionsunterrichtes sind die kirchlich Verantwortlichen 
zuständig, insbesondere der Dekan, der Regionaldekan und in letzter Instanz der Bi-
schof. 

§ 16  Anstellungs- und Aufsichtsbehörden; Oberaufsicht, Richtlinien, 
Ausführungsbestimmungen 

1 Die Oberaufsicht über den Religionsunterricht obliegt in organisatorischer Hinsicht 
dem Kirchenrat und in inhaltlichen Fragen dem Regionaldekan und dem Bischof. 
2 […] 

§ 17  Katechetische Arbeitsstelle; Aufgaben, Kosten 
1 Die Landeskirche unterhält eine Katechetische Arbeitsstelle mit folgenden Aufgaben:  
 […] 
 -  Begleit- und Kontrollaufgaben im Auftrag der Kirchenvorsteherschaft und der 

Pfarrei-/Gemeindeleitung, sowie des Kirchenrats und des Regionaldekans 
  […] 
[…] 
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Verordnung über die Archivalien, Kult- und Kunstgegenstände 
(Synode, 4. Dezember 1995) 

§ 2  Kirchgemeindearchive; Zweck 
1 Das Archiv ist dazu bestimmt, eine fortlaufende dokumentarische Überlieferung des 
wesentlichen Geschehens in Kirchgemeinde und Pfarrei sicherzustellen und die hie-
für notwendigen Akten dauernd aufzubewahren. […] 
2 […] 

§ 18  Archiv der Katholischen Landeskirche des Kantons Thurgau; 
Zweck 

1 Es [das Archiv] ist dazu bestimmt, eine fortlaufende, dokumentarische Überlieferung 
des wesentlichen Geschehens in den Geschäftsbereichen der Synode, des Kirchen-
rates, des Bischöflichen Kommissariates beziehungsweise des Regionaldekanats und 
der Dekanate sicherzustellen und die hiefür notwendigen Akten dauernd aufzubewah-
ren. 
2 […] 

Weisungen zur Benützung der katholischen Kirchen und Kapellen 
(Kirchenrat, 5. November 2004) 

7. Erlaubnis 
1 Die Erlaubnis zur Benützung des Kirchenraums zu den vorgenannten Zwecken er-
teilen die für die Liturgie Verantwortlichen, insbesondere der Ortspfarrer, sowie die 
Eigentümer der Kirche, vertreten durch die Kirchenvorsteherschaft. 
2 Bestehen zwischen den genannten Instanzen Meinungsunterschiede über die Zu-
lässigkeit einer Erlaubnis, haben sie mit dem Dekan, ev. mit der Regionalleitung oder 
dem Kath. Kirchenrat Rücksprache zu nehmen. 

Reglement betreffend Förderung der Praktika in Pfarreien 
(Kirchenrat, 5. Februar 2002) 

Art. 4  Koordinationsstelle 
1 Die Kirchgemeinden sind frei, Praktikanten anzustellen und zu betreuen. 
2 Die Besetzung erfolgt nach Rücksprache mit dem Regionaldekan. 
3 Zur Förderung der Koordination sollen die Praktikumstellen sowie deren Besetzung 
oder Nichtbesetzung dem Regionaldekan gemeldet werden bzw. einer von ihm be-
zeichneten Stelle. 
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 KANTON URI 

Verfassung des Kantons Uri vom 28. Oktober 1984 

Artikel 8 Selbständigkeit [der Landeskirchen] 
1 Die Landeskirchen ordnen ihre Angelegenheiten im Rahmen der Verfassung und der 
Gesetzgebung selbständig. Sie organisieren sich nach demokratischen Grundsätzen.  
2 Sie können sich in Kirchgemeinden gliedern. 
3 Jede Landeskirche erlässt für sich ein Organisationsstatut, das vom Regierungsrat zu 
genehmigen ist.  
4 Das Handeln der Landeskirchen untersteht der Rechtskontrolle des Kantons.  

Vereinbarung zwischen dem Kanton Uri und der Römisch-
Katholischen Landeskirche Uri zur Neuregelung ihres gegenseitigen 
Verhältnisses (6. Juni 1994) 

I. Bistumsverhältnis 
 1. Die Regelung der Bistumsverhältnisse, insbesondere die Verhandlungen mit 

kirchlichen und staatskirchlichen Gremien über den Beitritt zu bestehenden 
oder Schaffung neuer Bistümer ist – unter Vorbehalt der Bestimmungen der 
Bundesverfassung und der Mitwirkungsrechte des Kantons – Sache der Rö-
misch-Katholischen Landeskirche Uri (LKU). 

 2. Der sog. Diözesanfonds wird, entsprechend seiner Rechtsnatur, von der LKU 
nach den hiefür geltenden Vorschriften treuhänderisch verwaltet. […] 

 3. Der Einsitz in bestehende oder künftige Gremien der Diözese Chur, die bis 
anhin vom Regierungsrat wahrgenommen wurde, steht der LKU zu.  

 4.  Alle Massnahmen betreffend Bistumsbeiträge, wie Beitragsleistungen aus lan-
deskirchlichen Mitteln, Verwendung für die Entrichtung derselben durch die 
Kirchgemeinden, Inkasso, Weiterleitung ans bischöfliche Ordinariat, sind Auf-
gaben der LKU. […] 

  Die Zuständigkeiten der Kirchgemeinden bleiben vorbehalten. 
  Die zusätzlichen Beitragsleistungen des Kantons aus den allgemeinen Staats-

mitteln wurden ab 1991 aufgehoben. 
 5.  Der Kommissar diente als Verbindungsperson zwischen Kirche und Staat. Fra-

gen in bezug auf das Kommissariat werden zwischen dem Bischof von Chur 
und der Regierung des Kantons Uri geregelt.  
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Verfassung der römisch-katholischen Landeskirche Uri 
(Landeskirchenbeschluss, 16. Mai 2004) 

Art. 4  Aufgaben im Aussenverhältnis 
1 Die Landeskirche Uri vertritt ihr Kirchenvolk gegenüber den staatlichen Behörden und 
staatskirchlichen und kirchlichen Institutionen. 
2 Sie vertritt somit insbesondere im Rahmen ihrer Kompetenzen die Kirchgemeinden 
sowie das Volk der Landeskirche insgesamt gegenüber dem Kanton, dem Bund, der 
Evangelisch-Reformierten Landeskirche Uri, den auswärtigen Landeskirchen, dem 
Bistum und den regionalen und schweizerischen Institutionen des Kirchenwesens so-
wie den übrigen anerkannten Religionsgemeinschaften. 
3 Sie überweist im Rahmen ihrer Kompetenzen die eigenen und die Beiträge der 
Kirchgemeinden an das Bistum. 

Art. 5  Aufgaben im Innenverhältnis 
1 Die Landeskirche erfüllt kirchliche Aufgaben, die nicht vom Dekanat, den Kirchge-
meinden oder durch Zusammenarbeit derselben allein gewährleistet werden können. 
2 Diese Tätigkeiten erstrecken sich insbesondere auf: 
 […] 
 f) Erarbeitung von Vorlagen der Anstellungs- und Besoldungsverhältnisse der 

Seelsorgerinnen und Seelsorger und weiterer Kirchgemeindeangestellten. 

Art. 10 Grosser Landeskirchenrat; Zusammensetzung und Organisation 
1 Der Grosse Landeskirchenrat ist oberste Behörde der Landeskirche und setzt sich 
aus 40 Delegierten zusammen, die von den Kirchgemeinden und dem Dekanat nach 
deren Satzungen auf 4 Jahre nach dem Majorzsystem gewählt werden. 
2 Der Anspruch auf die Mitgliedschaft im Grossen Landeskirchenrat besteht für jede 
Kirchgemeinde auf 1 Sitz und für das Dekanat auf 3 Sitze; […] 
3 Dem Dekanat angehörende Personen sind nicht als Delegierte der Kirchgemeinden 
wählbar.  
[…] 

Art. 13 Kleiner Landeskirchenrat; Zusammensetzung und Konstituierung 
1 […] Ein Mitglied des Kleinen Landeskirchenrates hat dem Dekanat anzugehören.  
[…] 

Art. 16 Finanzordnung; Mittelbeschaffung 
1 […] 
2 Der Grosse Landeskirchenrat entscheidet mit Zustimmung des Bischofs über die 
Verwaltung und Verwendung der finanziellen Mittel des Diözesanfonds.  



Dokumentation Selbstverständnis und Hinordnung  Uri 

119 

Geschäftsordnung des Grossen Landeskirchenrates 
(Grosser Landeskirchenrat, 5. November 2004) 

Art. 13 Kommissionen; Zusammensetzung 
1 […] 
2 In Kommissionen, die Empfehlungen im innerkirchlichen Bereich vorbereiten, muss 
ein Ratsmitglied des Dekanates mitwirken.  
3 […] 

Verordnung über die Anstellung und die Besoldung von Pastoralas-
sistentinnen und Pastoralassistenten, Religionspädagoginnen und 
Religionspädagogen, Katechetinnen und Katecheten für ein Arbeits-
verhältnis im Vollamt oder im Teilpensum 
(Grosser Landeskirchenrat, 18. November 2005) 

Artikel 2 Berufsbezeichnung 
1 Als Pastoralassistentinnen und -assistenten werden Angestellte bezeichnet, die 
 a) ein Theologiestudium an einem Priesterseminar oder an einer Hochschule ab-

geschlossen und die bischöfliche Missio erhalten haben; oder 
 b)  eine pastorale Ausbildung auf dem dritten Bildungsweg abgeschlossen und die 

bischöfliche Missio erhalten haben. 
[…] 

Artikel 3 Anstellung, Kündigung 
1 Die Anstellung erfolgt durch den Kirchenrat auf Antrag der Pfarreileitung. […] 
[…] 
6 Für Pastoralassistentinnen und -assistenten, Religionspädagoginnen und –pädago-
gen im Vollamt, die eine bischöfliche Missio benötigen, wird die Anstellung erst rechts-
kräftig, wenn das entsprechende Dokument vorliegt. Besondere Anstellungsbedin-
gungen gemäss Regelung der zuständigen kirchlichen Behörden bleiben vorbehalten. 
7 Für Katechetinnen und Katecheten erteilt der Pfarrer oder Pfarradministrator die 
Missio. Dies kann auch in liturgischer Form geschehen. 
[…] 

Artikel 4 Aufsicht, Unterstellung 
[…] 
2 Die oder der Angestellte untersteht in allen Belangen, welche die gottesdienstlichen 
Funktionen, die Pastoration, die Verkündigung und die Katechese betreffen, der Pfar-
reileitung. 
3 Der Stellenbeschrieb wird zwischen der Pfarreileitung und der oder dem Angestell-
ten abgesprochen und dem Kirchenrat zur Genehmigung vorgelegt. 
[…] 
5 Die oder der Angestellte soll nach Möglichkeit in Führungs- und Beratungsgremien 
(Dekanat, Seelsorgeteam, Pfarreirat) integriert werden. 
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Artikel 11 Fortbildung 
1 […] 
2 […] Die Kursbesuche sind vorgängig mit der Pfarreileitung abzusprechen. 

Artikel 17 Meinungsverschiedenheiten 
Meinungsverschiedenheiten zwischen Angestellten und Vorgesetzten sollen in direk-
tem Gespräch der Betroffenen beigelegt werden. 
 a) […] 
 b) Beschwerden in pastoralen Bereichen sind beim Dekanat einzureichen und 

können an die zuständige bischöfliche Instanz weitergezogen werden.  
 c) Für Angestellte mit bischöflicher Missio besteht die Möglichkeit der Berufung 

an die zuständige bischöfliche Instanz.  

Verordnung über den kirchlich-konfessionellen Religionsunterricht 
an der kantonalen Mittelschule Uri 
(Grosser Landeskirchenrat, 22. November 2006) 

Artikel 6 Organisation und Zuständigkeiten; Dekan 
1 Der Dekan ist der kirchliche Vorgesetzte der mit dem Unterricht beauftragten Person 
bzw. Personen der römisch-katholischen Landeskirche. 
2 Er schlägt qualifizierte Seelsorger bzw. Seelsorgerinnen mit kirchlicher Missio dem 
Kleinen Landeskirchenrat zur Wahl vor. 
3 Die Rechte des Diözesanbischofs und des Generalvikars der Urschweiz bleiben vor-
behalten. 

Artikel 7 Organisation und Zuständigkeiten; Kleiner Landeskirchenrat 
1 Der Kleine Landeskirchenrat wählt die mit dem Unterricht beauftragte Person bzw. 
die beauftragten Personen. 
2 Er nimmt die Anstellung vor und erstellt im Einvernehmen mit dem Dekan die Pflich-
tenhefte. 

Art. 9  Organisation und Zuständigkeiten; Unterrichtskommission 
1 Die mit dem Unterricht beauftragte Person bzw. die beauftragten Personen bildet 
bzw. bilden zusammen mit dem Beauftragten oder der Beauftragten der evangelisch-
reformierten Landeskirche und dem Dekan die Unterrichtskommission. Der Inhaber 
bzw. die Inhaberin des zuständigen Ressorts des Kleinen Landeskirchenrates gehört 
von Amtes wegen zur Unterrichtskommission. 
2 Die Unterrichtskommission wird vom Dekan oder einem von ihm beauftragten Mit-
glied des Dekanatsvorstandes präsidiert. 
3 [Zuständigkeiten der Unterrichtskommission] 



Dokumentation Selbstverständnis und Hinordnung  Uri 

121 

Verordnung für das Rektorat des Religionsunterrichtes 
(Grosser Landeskirchenrat, 28. Mai 2008) 

Artikel 1 Zweck 
[…] 
3 Das Rektorat unterstützt das Dekanat, die Pfarreien, die Kirchgemeinden sowie die 
im Religionsunterricht tätigen Lehrkräfte. 

Artikel 2 Aufgaben 
Dem Rektorat obliegen die folgenden Aufgaben und Pflichten: 
 […] 
 b) Unterstützung des Dekanates bei konzeptionellen Planungen und Entscheidun-

gen;  
 c) Beratung der Pfarreien; 
 […] 
 i) Berichterstattung an den Dekan; 
 […] 
 k) Weitere vom Dekan und dem Kleinen Landeskirchenrat zugewiesene Aufga-

ben im Fachbereich Religionsunterricht.  

Artikel 4 Unterstellung 
1 Die Rektoratsstelle untersteht fachlich dem Dekan. 
[…] 

Artikel 5 Stellenbeschrieb, Pflichtenheft 
Der Kleine Landeskirchenrat erlässt in Absprache mit dem Dekan und nach Rück-
sprache mit der Fachkommission Katechese den Stellenbeschrieb und legt das 
Pflichtenheft fest.  

Artikel 6 Wahl und Anstellung 
1 Der Kleine Landeskirchenrat wählt nach Rücksprache mit dem Dekan den Stellen-
inhaber bzw. die –inhaberin.  
2 […] 
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 KANTON WAADT 

Constitution du Canton de Vaud, 14. April 2003 

Art. 170 Eglises de droit public 
1 […] 
2 L’Etat leur [Eglises de droit public] assure les moyens nécessaires à l’accomplis-
sement de leur mission au service de tous dans le Canton. 
3 La loi fixe les prestations de l’Etat et des communes.  

Art. 172 Organisation et autonomie 
1 […] 
2 Les Eglises et communautés reconnues jouissent de l’indépendance spirituelle et 
s’organisent librement dans le respect de l’ordre juridique et de la paix confession-
nelle.  
3 La reconnaissance est liée notamment au respect des principes démocratiques et à 
la transparence financière.  

Loi sur les relations entre l’Etat et les Eglises reconnues de droit pu-
blic (Grand Conseil, 9. Januar 2007) 

Art. 4  Principe de l’autonomie 
1 Dans les limites fixées par la loi, les Eglises s'organisent et gèrent leurs ressources 
et leurs biens librement. 

Art. 6  Ratification constitutive du règlement d’organisation 
1 Chaque Eglise se dote d'un règlement général d'organisation qui fixe notamment 
les règles de composition et de fonctionnement des organes, ainsi que leurs compé-
tences. 
2 Ce règlement et ses modifications ne peuvent entrer en vigueur qu'après contrôle 
par le Conseil d'Etat qui en vérifie la légalité. 
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Loi sur la Fédération ecclésiastique catholique romaine du Canton 
de Vaud (Grand Conseil, 9. Januar 2007) 

Art. 3  Membres 
1 [Associations paroissiales] 
2 Peuvent être membres, sur demande, les institutions catholiques structurées au ni-
veau cantonal, qui ont la personnalité juridique au sens du droit civil et sont recon-
nues par l’autorité diocésaine. 

Art. 4  Pastorale 
1 La FEDEC-VD agit d’entente avec l’autorité diocésaine. 

Art. 6  Organes 
1 […] 
2 Outre les membres mentionnés à l'article 3, des délégués des organismes pasto-
raux peuvent participer à l'assemblée générale, avec droit de vote. 

Arrêté d’application de la loi du 16 février 1970 sur l’exercice de la 
religion catholique dans le Canton de Vaud 
(Conseil d’État, 14. Mai 1971) 

Art. 4  Postes pris en charge et traitements 
1 Le département [de l’instruction publique et des cultes] établit, calcule et communi-
que à la Fédération vaudoise des paroisses catholiques (ci-après: la fédération), 
avant le 15 novembre de chaque année: 
 […] 
 c. le nombre des postes d'ecclésiastiques catholiques à prendre en charge par 

l'Etat l'année suivante; 
 […] 

Art. 4a Insuffisance de prêtres 
1 Lorsque tous les postes d'ecclésiastiques catholiques ne peuvent pas être occupés 
par des prêtres, la fédération peut demander au département de prendre en charge 
le traitement de suppléant(e)s laïques dont elle communique la liste et la mission. 

Art. 4b Conditions de prise en charge de suppléant(e)s laïques 
1 L'Etat prend en charge, dans les limites des articles 4 et 5 du présent arrêté, le trai-
tement des suppléant(e)s laïques qui remplissent les conditions suivantes: 
 - être titulaire d'une licence universitaire en théologie ou d'un titre universitaire 

en théologie jugé équivalent, 
 - assurer un service à l'ensemble des fidèles, 
 - exercer une activité stable et à 50 % au moins. 
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2 Le traitement est celui d'un prêtre, réduit de 12 %. 
3 Le département communique sa décision à la fédération. 

Art. 5  Bénéficiaires 
1 Avant le 15 décembre de chaque année, la fédération communique au département 
la liste des postes d'ecclésiastiques catholiques et les noms des titulaires dont le trai-
tement doit être pris en charge par l'Etat l'année suivante. Elle communique égale-
ment les mutations intervenues en cours d'année. 
2 La liste de ces ecclésiastiques est publiée dans l'Annuaire officiel du canton de Vaud. 

Art. 7  [Contribution à la fédération] 

Règlement général d’organisation de la Fédération ecclésiastique 
catholique romaine du canton de Vaud  
(Assemblée générale, 13. Juni 2007) 

Préambule 
La Fédération ecclésiastique catholique romaine du canton de Vaud (ci-après FE-
DEC-VD), conformément à la loi du 9 janvier 2007 sur les relations entre l’Etat et les 
Eglises reconnues de droit public et d’entente avec l’autorité diocésaine, se donne le 
Règlement suivant : 

Art. 2 
1 La FEDEC-VD a pour but d’assurer les relations entre l’Eglise catholique romaine 
du canton de Vaud et l’Etat de Vaud. 
2 D’entente avec l’autorité diocésaine compétente, elle assume notamment les tâches 
suivantes : 
 a) le financement des activités pastorales 
 b) la représentation auprès des autorités publiques 
 c) la gestion des biens qui lui appartiennent, qui lui sont remis pour être répartis 

ou qui lui sont confiés 
 d) la gestion administrative du personnel 
 e) la répartition des subventions. 
3 La FEDEC-VD peut constituer toutes fondations en vue de réaliser son but.  

Art. 3 
1 Sont membre de la FEDEC-VD : 
 […] 
 c) sur demande, les institutions catholiques structurées au niveau cantonal, qui 

ont la personnalité juridique au sens du droit civil et sont reconnues par l’auto-
rité diocésaine.  

2 […] 
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Art. 7 
[…] 
3 Les membres du Conseil de l’Eglise catholique sont invités à participer à l’assem-
blée générale avec voix consultative. Il en est de même des prêtres élus au sein de 
l’organisme représentatif des prêtres vaudois et des laïcs élus en application de la loi 
fédérale du 17 décembre 1993 sur l’information et la consultation des travailleurs dans 
les entreprises.  

Art. 8 
1 Chaque membre au sens des art. 3.a et 3.b délègue à l’assemblée générale le prê-
tre responsable ou son délégué ainsi que deux laïcs, l’un désigné par le conseil de 
paroisse/mission et l’autre par le conseil pastoral de l’unité pastorale. 
[…] 

Art. 12 
1 Sont membres du comité les laïcs élus par l’assemblée générale, […]. 
2 […] 
3 En outre l’autorité diocésaine compétente délègue au sein du comité deux person-
nes, dont le vicaire épiscopal résidant à Lausanne. Elles disposent chacune d’une 
voix délibérative dans les décisions prises par le comité, comme les membres de ce-
lui-ci.  
[…] 

Art. 20 
Sur demande du vicaire épiscopal résidant à Lausanne, la FEDEC-VD l’adjoint à sa 
délégation dans ses relations officielles avec l’Etat.  

Statuts types paroissiaux (proposés par la Fédération des Paroisses 
catholiques du Canton de Vaud, April 1973) 

Article 11 
1 […] Le curé de la paroisse est de plein droit membre du Conseil [de paroisse]. 
[…] 

Article 13 
1 Le Conseil désigne en son sein un président qui est un laïc, […]. 
2 […] 

Article 18 
1 Le Conseil de paroisse transmet le procès-verbal des assemblées de paroisse au 
Vicariat épiscopal, à la Fédération des Paroisses catholiques du canton de Vaud, au 
doyen et au décan.  
2 […] 
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Article 21 
1 Il ne peut se créer de communauté locale au sein de la paroisse qu’avec l’accord du 
Conseil de paroisse et du Vicariat épiscopal.  
2 […] 

Article 23 
1 La dissolution de l’Association paroissiale peut être décidée avec l’accord du Vica-
riat épiscopal par une assemblée générale spéciale convoquée à cet effet.  
[…] 

Article 24 
En cas de dissolution, l’actif social est remis à la Fédération des Paroisses catholi-
ques du canton de Vaud, subsidiairement à l’autorité diocésaine.  

Article 25 
La fusion de l’Association paroissiale avec une autre Association paroissiale peut 
être décidée, avec l’accord du Vicariat épiscopal, par une assemblée de paroisse 
convoquée spécialement à cet effet.  

Article 26 
Les présents statuts, et toute modification ultérieure, entreront en vigueur après leur 
approbation par le Vicariat épiscopal et la Fédération des Paroisses catholiques du 
canton de Vaud.  

Commentaires sur les statuts paroissiaux 
Les statuts concernent l’Association paroissiale et non la paroisse comme telle. En 
effet, celle-ci est la portion du diocèse sur laquelle l’évêque a donné au curé juridic-
tion et charge pastorale. C’est donc une institution ecclésiale régie par le droit canon 
et fondée par décret épiscopal. L’Association paroissiale est une société civile au 
service de la paroisse. Elle est régie par les présents statuts et par le code civil.  
[…] 
 
 
Die FEDEC-VD (Fédération ecclésiastique catholique romaine du Canton de 
Vaud) ist das landeskirchliche Pendant des Kantons Waadt. Der „Fédération“ oblie-
gen in erster Linie jedoch finanzielle, repräsentative und verwaltungstechnische Auf-
gaben und sie ist zudem eng mit dem diözesanen „Vicariat épiscopal“ verknüpft: 
Die website der römisch-katholischen Kirche Waadt (www.cath-vd.ch) beschreibt das 
Verhältnis folgendermassen „[Le vicariat épiscopal] est aussi la place d’une étroite 
collaboration avec les services administratifs de la FEDEC-VD.“  
Gemäss der genannten website sind dem Vikariat drei weitere Institutionen ange-
schlossen: der Pastoralrat (conseil de la pastorale), die Pastoralversammlung (as-
semblée de la pastorale) und der Rat der römisch-katholischen Kirche Waadt (con-
seil de l’Eglise catholique romaine dans le canton VD). Letzterem gehören u.a. auch 
der Generalsekretär der FEDEC-VD, ein Mitglied des „comité“ der FEDEC-VD, sowie 
ein „coordinateur laïc“ eines der fünf „départements“ an.   
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 KANTON WALLIS 
 
 
Im Kanton Wallis existiert keine Landeskirche im gewohnten Sinn. Gegenüber dem 
Staat repräsentieren die Diözese von Sitten und die Territorialabtei von Saint-Maurice 
die Kirche. Wenn in kantonalen Erlassen allgemein von der Kirche die Rede ist, wer-
den darunter also stets die Diözese und ihre Behörden verstanden. Insbesondere im 
Bereich des Religionsunterrichts arbeiten Staat und Kirche eng zusammen (siehe 
nachfolgend).  

Verfassung des Kantons Wallis vom 8. März 1907 

Art. 2 
[…] 
2 Die Religionsgemeinschaften entscheiden über ihre Lehre und ihren Kultus frei und 
unabhängig. Sie befinden innert den Schranken des öffentlichen Rechts selbständig 
über ihre Organisation und Verwaltung. 
[…] 

Gesetz über das öffentliche Unterrichtswesen 
(Grosser Rat, 4. Juli 1962) 

Art. 3  Allgemeine Aufgabe der Schule 
1 Die allgemeine Aufgabe der Walliser Schule besteht darin, die Familie bei der Er-
ziehung und Ausbildung der Jugend zu unterstützen. 
2 Zu diesem Zwecke erstrebt sie die Zusammenarbeit mit den öffentlich-rechtlich an-
erkannten Kirchen (nachfolgend Kirchen genannt). 
3 […] 

Art 3bis Information, Vernehmlassung, Mitsprache  
1 Die Schulbehörden pflegen durch Information, Vernehmlassung, Mitsprache oder 
durch andere Mittel die notwendigen Beziehungen mit den Eltern, den Lehrern, ihren 
Vereinigungen sowie mit den Kirchen und mit den interessierten Kreisen. 
2 […] 

Art. 28 Religionsunterricht 
1 [...] 
2 Der von den zuständigen kirchlichen Behörden als Religionslehrer bezeichnete und 
kontrollierte Geistliche hat für die Erteilung des im Programm vorgesehenen Religi-
onsunterrichtes freien Zutritt zu den öffentlichen Schulen. […] 
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Art. 57 Religionsunterricht; Grundsätzliches 
1 Die Kirchen sind für den Religionsunterricht und die religiöse Betreuung der Mitglie-
der ihrer Konfession in den Schulen verantwortlich. Der Staat und die Gemeinden un-
terstützen diese Tätigkeit. 
[…] 

Art. 58 Religionsunterricht; Zuständigkeit 
1 Es obliegt den Kirchen: 
 a) die Ziele, die Programme, die pädagogischen und didaktischen Mittel für den 

Religionsunterricht im Rahmen dieses Gesetzes zu bestimmen;  
 b) die Lehrer zur Erteilung des Religionsunterrichts auszubilden und zu ermäch-

tigen;  
 c) den Seelsorger oder den geistlichen Berater zu ernennen, unter Vorbehalt der 

Genehmigung durch die zuständige Schulbehörde. 
2 Die Kirchen üben ihre Kompetenzen durch den Vertreter des Bischofs und durch 
den Vertreter des Synodalrates der evangelisch-reformierten Kirche des Wallis aus. 

Art. 59  Religionsunterricht; Religionslehrer 
1 Die Religionslehrer werden, nachdem sie von der betreffenden Kirche eine Ermäch-
tigung erhalten haben, durch die zuständigen Schulbehörden ernannt. 
2 Der Staat kann auf Vorschlag der betreffenden Kirche für den Religionsunterricht 
Berater-Koordinatoren ernennen. 
3 […] 

Art. 99  Organisation der Schulkommission 
[…] 
3 Ein Vertreter jeder einzelnen Kirche nimmt, sofern sie keinen ständigen Vertreter 
hat, mit Stimmrecht an den Sitzungen teil, wenn Fragen ihres Religionsunterrichts 
beraten werden. 
[…] 

Allgemeines Reglement über die Orientierungsschule 
(Staatsrat, 16. September 1987) 

Art. 40  Religionslehrer, Lehrpersonal 
Für die Erteilung des Religionsunterrichts können von der Ernennungsbehörde nur 
Personen ernannt werden, die von der entsprechenden Kirche dazu ermächtigt sind. 
Sie werden nach den gleichen Ansätzen wie das übrige Lehrpersonal besoldet. Sie 
müssen grundsätzlich eine vom Departement anerkannte pädagogische Ausbildung 
besitzen. 
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Art. 41  Programm der geistigen und religiösen Betreuung, ausserschuli-
sche Tätigkeiten  

1 Das Jahresprogramm der geistigen und religiösen Betreuung wird gemeinsam von 
der religiösen Behörde und dem Schuldirektor ausgearbeitet. Es ist dabei den loka-
len Bedürfnissen und Möglichkeiten Rechnung zu tragen. 
[…] 

Art. 42  Ausserschulische religiöse Tätigkeiten, Seelsorger, geistliche Be-
treuer  

Die ausserschulischen religiösen Tätigkeiten, welche die Kirchen ausserhalb der 
Schulzeit als Ergänzung des Unterrichts durchführen, werden Seelsorgern oder geist-
lichen Betreuern übertragen, die von den Kirchen ernannt und von den Ernennungs-
behörden bestätigt werden. 

Art. 43 Berater-Koordinatoren 
1 Der Staatsrat ernennt die von den Kirchen vorgeschlagenen Berater-Koordinatoren. 
[…] 
2 […] 

Art. 44 Lehrmittel 
1 Den Zielen und religiösen Programmen der Orientierungsschule angepasste Lehr-
mittel fördern einen differenzierten Unterricht. Sie werden von den Kirchen bestimmt.  
2 Die religiösen Lehrmittel werden vom Staat nach den gleichen Ansätzen subventio-
niert wie die Lehrbücher und Unterrichtshilfen in den übrigen Fächern des Programms. 

Art. 45 Zusammenarbeit Kirchen und Departement  
Um eine gute Zusammenarbeit zwischen den Kirchen und dem Staat zu fördern, in der 
gegenseitigen Achtung der Zuständigkeiten und der Eigenständigkeit jeder Instanz, 
werden die Berater-Koordinatoren: 
 a) zu den Inspektorensitzungen für Fragen betreffend den Religionsunterricht oder 

die ausserschulischen religiösen Tätigkeiten eingeladen; 
 b) mindestens einmal im Schuljahr von der Programm- und Lehrmittelkommission 

der Orientierungsschule zu einer Sitzung einberufen;  
 c) auf Einladung des Vorstehers der Dienststelle für Orientierungs- und Mittel-

schulen für sie betreffende Geschäfte zur Teilnahme an den Sitzungen mit den 
Schuldirektoren der Orientierungsschule vorgesehen. 
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Gesetz über das Verhältnis zwischen Kirchen und Staat im Kanton 
Wallis (Grosser Rat, 13. November 1991) 

Art. 5  Subsidiäre Beitragspflicht der Munizipalgemeinden; Grundsatz 
1 Soweit die Pfarreien der römisch-katholischen Kirche und diejenigen der evangelisch-
reformierten Kirche die ortskirchlichen Kultusausgaben nicht aus eigenen Mitteln 
bestreiten können, kommen dafür unter Wahrung der Glaubens- und Gewissens-
freiheit die Einwohnergemeinden auf. 
2 […] 

Art. 16 Verhältnis zwischen Kirche und Staat auf kantonaler Ebene; Bei-
träge des Kantons  

1 An die Kosten, die sich aus der Erfüllung zentraler kirchlicher Aufgaben ergeben 
und die zugleich im öffentlichen Interesse stehen, kann der Kanton den öffentlich-
rechtlich anerkannten Kirchen Beiträge gewähren. Diese Hilfe wird vom Staatsrat im 
Rahmen seiner finanziellen Befugnisse festgesetzt.  
2 […] 

Ausführungsreglement zum Gesetz über das Verhältnis zwischen 
Kirchen und Staat im Kanton Wallis (Staatsrat, 7. Juli 1993) 

Art. 2  Teilkirchen 
Die Diözese von Sitten und die Territorialabtei von Saint-Maurice bilden derzeit die 
Teilkirchen der römisch-katholischen Kirche. 

Art. 3  Besoldung; a) Grundsätze 
1 Die Entschädigung der vollamtlichen Geistlichen entspricht der Jahresbesoldung ei-
nes Primarlehrers. 
2 Das gleiche Gehalt wird den sich im Besitze eines Theologiediploms oder einer 
gleichwertigen Ausbildung befindlichen vollamtlichen Laien bezahlt, die mit Seelsor-
geaufgaben betraut sind.  

Art. 6  Besoldung; d) Miete 
1 Die Pfarreien stellen dem Pfarrgeistlichen eine angemessene Wohnung zur Verfü-
gung. 
[…] 

Art. 7  Vorsorgeeinrichtungen; a) Beiträge 
1 Die mit Seelsorgeaufgaben betrauten Geistlichen und Laien sind grundsätzlich ver-
pflichtet, Mitglied der von jeder der beiden anerkannten Kirchen geschaffenen Vor-
sorgekasse zu sein, sofern sie die statutarischen Bedingungen erfüllen. 
2 […] 
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Art. 12 Ferien 
1 […] 
2 Die Stellvertretungen, welche eine Aushilfe für Präsenz und Sakramentenspendung 
erfordern, werden gemäss den vom Staatsrat genehmigten Weisungen des bischöfli-
chen Ordinariates bzw. des Synodalrates geregelt.  
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 KANTON ZÜRICH 

Verfassung des Kantons Zürich vom 27. Februar 2005 

Art. 130 Kirchliche Körperschaften 
[…] 
2 Die evangelisch-reformierte Landeskirche, die römisch-katholische Körperschaft und 
die christkatholische Kirchgemeinde sind im Rahmen des kantonalen Rechts autonom. 
Sie regeln: 
 a)  das Stimm- und Wahlrecht in ihren eigenen Angelegenheiten nach rechts-

staatlichen und demokratischen Grundsätzen in einem Erlass, welcher dem 
obligatorischen Referendum untersteht;  

 b) […] 
[…] 

Gesetz über das Gemeindewesen (6. Juni 1926) 

§ 80  Kirchenpflege 
1 Jede Kirchgemeinde bestellt eine Kirchenpflege von mindestens fünf Mitgliedern, 
den Präsidenten inbegriffen. Die Geistlichen der Kirchgemeinde wohnen den Sitzun-
gen mit beratender Stimme bei. Sie können auch zu Mitgliedern, nicht aber zum Prä-
sidenten der Behörde gewählt werden. 
2 […] 

Verordnung über die Volksschule und die Vorschulstufe  
(31. März 1900) 

§ 11   
[…] Der Unterricht in Biblischer Geschichte und Sittenlehre wird in der Regel durch 
einen Pfarrer der zürcherischen Landeskirche, ausnahmsweise durch einen Lehrer 
oder Katecheten erteilt.  
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Kirchengesetz (Kantonsrat, 9. Juli 2007)4 

§ 5  Autonomie 
1 Die kantonalen kirchlichen Körperschaften organisieren sich im Rahmen des kanto-
nalen Rechts autonom. 
2 Sie legen ihre Organisation unter Wahrung rechtsstaatlicher und demokratischer 
Grundsätze fest. 
3 Wo die kantonalen kirchlichen Körperschaften keine eigenen Bestimmungen erlas-
sen, wenden sie das kantonale Recht sinngemäss an. 

§ 7  Organe 
1 […] 
2 Die Organe der Römisch-katholischen Körperschaft sind: 
 a. die Gesamtheit der Stimmberechtigten und die Synode als Legislative, 
 b. der Synodalrat als Exekutive und 
 c. die Rekurskommission als Judikative. 
3 […] 

§ 11  Kirchgemeinden; Organisation und Aufsicht 
1 […]  
2 Die Kirchgemeinden organisieren sich im Rahmen dieses Gesetzes und der Kir-
chenordnung selbstständig. 
3 […] 
4 Die Kirchgemeinden stehen unter der Aufsicht des Bezirksrates und des Regie-
rungsrates, soweit sie staatliches Recht anwenden. 

§ 12  Kirchgemeinden; Kirchenpflegen 
1 […] 
2 Die Pfarrerinnen und Pfarrer können nicht Mitglieder der Kirchenpflege sein. 
3 Die Kirchenordnungen regeln die Teilnahme der Pfarrerinnen und Pfarrer sowie von 
weiteren Mitarbeitenden der Kirchgemeinden an den Sitzungen der Kirchenpflege. 

§ 18  Rechtsschutz 
[…] 
3 Entscheide kirchlicher Behörden können letztinstanzlich an die Rekurskommission 
oder, sofern die Kirchenordnung dies nicht vorsieht, an das Verwaltungsgericht wei-
tergezogen werden. Ausgenommen ist die gerichtliche Beurteilung kultischer Fragen. 
[…]  
 

 
 
 

                                            
4 Zum jetzigen Zeitpunkt sind erst die §§ 26 und 32 dieses neuen Kirchengesetzes rechtlich verbindlich; der gesamte Erlass tritt 

voraussichtlich auf den 1. Januar 2010 in Kraft; trotzdem wird darauf verzichtet, das jetzt noch gültige Gesetz über das katholi-
sche Kirchenwesen vom 7. Juli 1963 in die Dokumentation aufzunehmen; dieses gilt ab 1. Januar 2010 als aufgehoben.  
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Kirchenordnung der römisch-katholischen Körperschaft des Kan-
tons Zürich (Römisch-katholische Körperschaft, 28. November 1982) 

[Präambel] 
[…] 
Sie [die Körperschaft] anerkennt und unterstützt die zuständigen Organe in Pfarreien 
und Diözese bei der Erfüllung der kirchlichen Aufgaben. Sie gibt sich im Rahmen von 
Bundesrecht, kantonalem Recht und katholischem Kirchenrecht die folgende Kirchen-
ordnung: 

Art. 3  Körperschaft; Aufgaben 
1 Die römisch-katholische Körperschaft schafft auf ihrem Gebiet die äusseren Vor-
aussetzungen für die Entfaltung des religiös-kirchlichen Lebens. 
2 Sie nimmt überregionale und solche regionale Aufgaben wahr, welche einzelne 
Kirchgemeinden oder Zweckverbände von Kirchgemeinden nicht erfüllen können. 
3 Sie unterstützt und koordiniert die Tätigkeit der Kirchgemeinden und sorgt für deren 
Finanzausgleich. 
4 Sie finanziert die kirchliche Verwaltung und andere kirchliche Institutionen. 
5 Sie gewährt finanzielle Beiträge namentlich an: Spezialseelsorge, Jugend- und Er-
wachsenenbildung, Aus- und Weiterbildung kirchlicher Amtsträgerinnen und Amts-
träger, Ökumene, Mission und Entwicklungshilfe, soziale Hilfen, Information. 
6 Sie kann zur besseren Erfüllung ihrer Aufgaben Dienststellen errichten. 

Art. 21 Synode; Zusammensetzung 
1 Die Mehrheit der Synodemitglieder muss dem weltlichen Stand angehören. 
2 Ist die Zahl der gewählten Geistlichen zu hoch, so entscheidet das Los, wer auszu-
scheiden hat.  
3 Das Los ist durch die Präsidentin oder den Präsidenten der Zentralkommission zu 
ziehen.  

Art. 22 Synode; Delegierte mit beratender Stimme 
1 […] 
2 Werden Fragen mit seelsorgerlichen Auswirkungen behandelt, so lädt das Büro der 
Synode die Dekane des Kantons Zürich und eine Delegation des kantonalen Seel-
sorgerates mit beratender Stimme zu der entsprechenden Sitzung ein. 
3 […] 

Art. 23 Synode; Zentralkommission und Generalvikar 
1 Die Mitglieder der Zentralkommission und der Generalvikar für den Kanton Zürich 
nehmen an den Sitzungen der Synode teil. 
2 Sie haben beratende Stimme. 
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Art. 24 Synode; Aufgaben 
Der Synode kommen zu:  
 […] 
 g. Erlass von Richtlinien für die Kirchgemeinden, namentlich über die Besoldung 

der Geistlichen und der kirchlichen Angestellten, 
 
 […] 
 m. Abschluss einer Vereinbarung mit dem Generalvikariat über die Schaffung ei-

ner paritätischen Schlichtungsstelle und Wahl der Vertreter der Körperschaft in 
diese,  

 […] 

Art. 32 Zentralkommission; Bestellung 
[…] 
3 Mindestens zwei Mitglieder der Zentralkommission müssen dem geistlichen und min-
destens fünf dem weltlichen Stand angehören.  

Art. 33 Zentralkommission; Organisation 
1 […] 
2 Gehören der Generalvikar, die Quästorin oder der Quästor und die Generalsekretä-
rin oder der Generalsekretär der Zentralkommission nicht als Mitglieder an, haben sie 
beratende Stimme.  
3 […] 

Art. 54 Kirchgemeinden; Aufgaben 
1 Die Kirchgemeinden schaffen im Rahmen der kirchlichen Ordnung die finanziellen 
und personellen Voraussetzungen für die Entfaltung des kirchlichen Lebens. 
2 Sie erfüllen örtliche und regionale Aufgaben, die nicht ausdrücklich einem überge-
ordneten Verband übertragen sind. Dabei berücksichtigt sie die von Synode und Zent-
ralkommission erlassenen Richtlinien.  

Art. 55 Kirchgemeinden; Zusammenwirken in der Pfarrei 
1 Die Kirchenpflege unterstützt die Seelsorgerinnen und Seelsorger und deren Mitar-
beiterteam in der Erfüllung ihrer Aufgaben. 
2 Sie arbeitet mit dem Pfarreirat oder mit der entsprechenden Organisation zusam-
men und lässt sich in seelsorgerlichen Angelegenheiten von diesem Gremium bera-
ten.  
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Kirchenordnung der römisch-katholischen Körperschaft des Kan-
tons Zürich (Synode, 29. Januar 2009)5 

Präambel 
Die römisch-katholischen Einwohnerinnen und Einwohner des Kantons Zürich geben 
sich, […] in Mitverantwortung für die Bedürfnisse der Kirche im Bistum und in der 
Schweiz sowie für die Weltkirche, im Willen, die je eigenen kirchlichen und staatskir-
chenrechtlichen Zuständigkeiten zu beachten und mit den kirchlichen Organen ein-
vernehmlich zusammenzuarbeiten, im Rahmen des kirchlichen und staatlichen Rechts, 
folgende Kirchenordnung: 

Art. 4  Körperschaft; Aufgaben 
1 Die Körperschaft schafft auf ihrem Gebiet Voraussetzungen für die Entfaltung des 
kirchlichen Lebens. 
2 Sie nimmt überregionale und solche regionale Aufgaben wahr, welche einzelne 
Kirchgemeinden oder Verbindungen von Kirchgemeinden nicht erfüllen können. 
3 Sie unterstützt und koordiniert die Tätigkeit der Kirchgemeinden. 
4 Sie stellt den Finanzausgleich zwischen den Kirchgemeinden sicher. 
5 Sie finanziert die kirchliche Verwaltung und kirchliche Institutionen. 
6 Sie unterstützt diözesane, überdiözesane und gesamtschweizerische kirchliche Tä-
tigkeiten und finanziert sie mit. 
7 Sie gewährt finanzielle Beiträge namentlich an: Spezialseelsorge, Jugend- und Er-
wachsenenbildung, Aus- und Weiterbildung der in der Kirche Mitarbeitenden, soziale 
Institutionen, Medien, kirchliche Hilfen im In- und Ausland.  

Art. 5  Körperschaft; Ökumene und interreligiöser Dialog 
Die Körperschaft fördert zusammen mit den kirchlichen Organen die Ökumene und 
den interreligiösen Dialog.  

Art. 6  Körperschaft; Subsidiäres Recht 
Wo die Körperschaft keine eigenen Bestimmungen erlässt, wendet sie das staatliche 
Recht sinngemäss als eigenes Recht an.  

Art. 23 Synode; Unvereinbarkeit 
1 Die Mehrheit der Synodemitglieder darf nicht in einem Anstellungsverhältnis nach der 
Anstellungsordnung der Körperschaft stehen.  
2 Ist die Zahl der gewählten Angestellten nach Abs. 1 zu hoch, entscheidet das Los, 
wer auszuscheiden hat.  
3 Das Los ist durch die Präsidentin oder den Präsidenten des Synodalrates zu zie-
hen.  
4 Die Mitgliedschaft in der Synode ist unvereinbar mit einem Anstellungsverhältnis 
beim Sekretariat des Synodalrates und beim Generalvikariat.  

                                            
5 Die neue Kirchenordnung durchläuft zur Zeit den politischen Prozess; am 27. September 2009 werden die Stimmberechtigten 

der römisch-katholischen Kirche des Kantons Zürich darüber befinden. 
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Art. 25 Synode; Einladung von Vertretungen 
1 Die Geschäftsleitung [der Synode] kann für einzelne Sachgeschäfte Vertretungen 
von kirchlichen oder privaten Institutionen und Organisationen einladen.  
2 Die Geschäftsleitung lädt zu Geschäften mit seelsorgerlichen Auswirkungen die 
Dekane des Kantons Zürich und eine Delegation des kantonalen Seelsorgerates ein. 

Art. 26 Synode; Synodalrat und Generalvikar 
1 Die Mitglieder des Synodalrates und der Generalvikar für den Kanton Zürich nehmen 
an den Sitzungen der Synode teil. Sie haben beratende Stimme.  
2 […] 

Art. 27 Synode; Aufgaben 
Die Synode ist zuständig für:  
[…] 
3 folgende allgemeine Verwaltungshandlungen: 
 […] 
 h) Abschluss einer Vereinbarung mit dem Diözesanbischof betreffend eine paritä-

tische Schlichtungsstelle und Wahl der Vertreter der Körperschaft in diese; 
 […] 

Art. 29 Synode; Parlamentarische Instrumente 
[…] 
3 In der Fragestunde können neben Fragen an den Synodalrat auch dem Generalvi-
kar für den Kanton Zürich Fragen und Anregungen zum kirchlichen Leben unterbrei-
tet werden.  

Art. 37 Synodalrat; Wahl 
[…] 
3 Mindestens ein Mitglied des Synodalrates muss dem geistlichen Stand angehören 
und in der Regel Priester sein. Den im Kanton Zürich tätigen Mitgliedern des Seel-
sorgekapitels steht ein Vorschlagsrecht zuhanden der Synode zu. 

Art. 38 Synodalrat; Unvereinbarkeit 
[…] 
3 Die Mehrheit der Mitglieder des Synodalrates darf nicht in einem Anstellungsverhält-
nis nach der Anstellungsordnung der Körperschaft stehen.  
4 Die Mitgliedschaft im Synodalrat ist unvereinbar mit einem Anstellungsverhältnis 
beim Sekretariat des Synodalrates und beim Generalvikariat.  

Art. 40 Synodalrat; Beratende Stimme 
Der Generalvikar für den Kanton Zürich und die Generalsekretärin oder der General-
sekretär nehmen an den Sitzungen des Synodalrates mit beratender Stimme teil. 
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Art. 55 Kirchgemeinden; Organisation 
[…] 
3 Der Pfarrer sowie der Diakon, die Pastoralassistentin oder der Pastoralassistent mit 
Gemeindeleitungsfunktion können nicht Mitglieder der Kirchenpflege sein. Sie neh-
men an den Sitzungen mit beratender Stimme teil. […] 
[…] 

Art. 56 Kirchgemeinden; Aufgaben 
1 Die Kirchgemeinden schaffen auf ihrem Gebiet Voraussetzungen für die Entfaltung 
des kirchlichen Lebens.  
2 Sie beachten bei der Aufgabenerfüllung die von der Synode und Synodalrat erlas-
senen Richtlinien.  

Art. 60 Kirchgemeinden; Zusammenwirken mit der Pfarrei 
1 Die Kirchenpflege unterstützt die Seelsorgerinnen und Seelsorger und deren Mitar-
beiterteam in der Erfüllung ihrer Aufgabe. 
2 Sie arbeitet mit dem Pfarreirat oder mit der entsprechenden Organisation zusam-
men und lässt sich in seelsorgerlichen Angelegenheiten von diesem Gremium beraten.  

Reglement über das Finanzwesen der römisch-katholischen Körper-
schaft des Kantons Zürich (Synode, 6. April 2006) 

 § 40 Finanzausgleich; B. Normaufwandsausgleich; Sonderaufwendun-
gen 

1 […] 
2 Sonderaufwendungen können auf Gesuch hin dem Normaufwand auch angerech-
net werden, wenn zur Erfüllung des seelsorgerischen Auftrages die Kirchgemeinde 
einen Steuerfuss erheben muss, der mehr als drei Prozentpunkte über dem Norm-
steuerfuss liegt. Die Zentralkommission überprüft zusammen mit der Kirchenpflege 
und dem Seelsorgeteam die Finanzsituation der Kirchgemeinde und entscheidet im 
Einvernehmen mit dem Generalvikar über die Höhe eines anrechenbaren Sonderbei-
trages. 

Reglement über Baukostenbeiträge an die römisch-katholischen 
Kirchgemeinden des Kantons Zürich (Synode, 29. Juni 2006) 

§ 5  Zustimmung des Generalvikars 
Für Bauvorhaben hat die Kirchgemeinde, soweit nach innerkirchlichem Recht (Codex 
Iuris Canonici) erforderlich, vorgängig die Zustimmung des Generalvikars einzuholen. 
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Verordnung über die Finanzierung der Migrantenseelsorge 
(Synode, 23. Juni 2005) 

§ 3 
Die Körperschaft leistet über die Kommission der Schweizer Bischofskonferenz für Mi-
gration (migratio) Beiträge an überkantonale Missionen und Seelsorgeaufgaben ge-
mäss einem unter den Kantonalkirchen vereinbarten Verteilschlüssel. 

§ 6 
Die Abklärung der seelsorgerlichen Bedürfnisse, die Auswahl der Seelsorger und die 
Abgrenzung der Seelsorgegebiete erfolgen durch die zuständigen innerkirchlichen 
Verantwortlichen im Einvernehmen mit den staatskirchenrechtlichen Organen.  

Geschäftsordnung der Synode der römisch-katholischen Körper-
schaft des Kantons Zürich (Synode, 27. Juni 1985) 

§ 6  2. Konstituierende Sitzung; e) Wahl der Zentralkommission und 
übrige Wahlen 

1 […] 
2 Erreichen bei der Wahl der Zentralkommission nicht mindestens zwei Mitglieder des 
geistlichen und fünf Mitglieder des weltlichen Standes das absolute Mehr, ist die Wahl 
zu wiederholen. Im dritten Wahlgang entscheidet das relative Mehr, wobei zuerst un-
ter den Geistlichen die beiden mit den meisten Stimmen und dann unter den Welt-
lichen die fünf mit den meisten Stimmen gewählt sind. Die weiteren Gewählten wer-
den unter beiden Ständen nach Stimmenzahl ermittelt. Während der Wahl verlassen 
die Kandidatinnen oder Kandidaten für die Zentralkommission den Saal. 

§ 14  5. Sitzungen; f) Beratende Stimme 
Die Mitglieder der Zentralkommission und der Generalvikar dürfen zu allen Geschäf-
ten das Wort ergreifen; […] 

§ 66d Parlamentarische Vorstösse; 4. Parlamentarische Initiative; d) Stel-
lungnahme der Zentralkommission und des Generalvikars  

Die vorberatende Kommission überweist der Zentralkommission – bei Geschäften, 
die den innerkirchlichen Bereich tangieren auch dem Generalvikar – das Ergebnis 
ihrer Beratungen mit einem erläuternden Bericht zur Stellungnahme innert sechs 
Monaten. Eine Erstreckung dieser Frist um höchstens sechs Monate ist auf Ersuchen 
der Zentralkommission bzw. des Generalvikars möglich und durch die Synode aus-
drücklich zu beschliessen. Hat die Zentralkommission bzw. der Generalvikar ihre 
bzw. seine Auffassung geäussert oder auf eine Stellungnahme verzichtet, beschliesst 
die Kommission endgültig über ihre Anträge an die Synode.  
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 KANTON ZUG 

Gesetz über die Organisation und die Verwaltung der Gemeinden 
(Kantonsrat, 4. September 1980) 

§ 134  Kirchenrat 
[…] Die Kirchgemeindeversammlung bestimmt, ob ein oder zwei Pfarrer dem Kirchen-
rat von Amtes wegen angehören sollen. 

Statut der Vereinigung der katholischen Kirchgemeinden des Kan-
tons Zug [VKKZ], (Delegiertenversammlung, 10. November 2004; In-
krafttreten am 1. Januar 2005) 

Art. 3  Zweck 
Die Vereinigung bezweckt die Organisation und Finanzierung von Aufgaben und In-
stitutionen, die im allgemeinen kirchlichen Interesse liegen und nicht eine einzelne 
Kirchgemeinde allein betreffen. 
 a) Obligatorische Beiträge 
  Die Kirchgemeinden entrichten obligatorische Beiträge an: 
  -  das Bistum Basel; 
  -  die Regionalleitung der Bistumsregion St. Viktor; 

-  das Dekanat Zug; 
-  das Pfarreiblatt des Kantons Zug; 
-  die Anderssprachigenseelsorge im Kanton Zug; 
-  die Dekanatsstelle Kirche und Arbeitswelt; 
-  die Katechetische Arbeitsstelle; 
-  die Ehevorbereitungskurse im Dekanat Zug; 
-  weitere kantonale Seelsorgeaufgaben (Spezialseelsorge); 
-  die Kirche Schweiz; 
-  die Römisch-katholische Zentralkonferenz (RKZ) der Schweiz; 
-  die Geschäftsstelle und an die ausführenden Organe der VKKZ; 
-   die Abgeltung von Urheberrechten im kirchlichen Bereich an die Schweiz. 

Gesellschaft für die Rechte der Urheber musikalischer Werke (SUISA), 
an die Pro Litteris für Texte und Bilder, sowie an die Suissimage für Ra-
dio, Film und Fernsehen; 

 -  weitere einmalige Beiträge und Ausgaben von jährlich bis zu einem 
Prozent des Gesamtbudgets der VKKZ. 

 b) Freiwillige Beiträge 
Es können weitere Finanzierungsbeschlüsse gefasst werden. Diese haben je-
doch unverbindlichen Charakter und bedürfen der abschliessenden Zustim-
mung der einzelnen Kirchgemeinden durch Kirchenrats- und/oder Kirchge-
meindeversammlungsbeschlüsse. 
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Art. 8  Delegiertenversammlung 
1 Die Delegiertenversammlung besteht aus mindestens zwei Delegierten jeder Kirch-
gemeinde und dem Dekan bzw. seinem Delegierten. […] 
[…] 

Art. 12 Präsidium 
1 Das Präsidium besteht aus fünf Mitgliedern und zwar dem Präsidenten, dem Vize-
präsidenten, dem Leiter der Geschäftsstelle, dem Dekan und einem weiteren Mit-
glied. Es dürfen nicht mehr als zwei Mitglieder der gleichen Kirchgemeinde angehö-
ren. 
2 […] 

Art. 18 Anstellung, Entschädigungen 
1 […] 
2 Die Sitzungsgelder und amtlichen Auslagen des Präsidiums, der Rechnungsprü-
fungskommission, der Delegierten bei der Römisch-Katholischen Zentralkonferenz 
der Schweiz (RKZ), der Schweiz. Katholischen Arbeitsgemeinschaft für Ausländerfra-
gen (migratio), der Finanzkommission des Bistums Basel (FIKO) und weiterer durch 
die VKKZ bestellten Kommissionen werden von der Vereinigung übernommen. 
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